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KURSWECHSEL8

Viele Staaten auf der ganzen Welt investieren derzeit 
gigantische Summen an Steuergeldern, um Banken 
und Wirtschaft zu stabilisieren und die Krise abzu-
mildern. Ungeregelte Finanzmärkte und Deregulie-
rung – diese Rezepte für wirtschaftlichen Erfolg 
und Aufschwung sind gescheitert.

Nun muss aus der Krise gelernt und die Gelegenheit ge-
nutzt werden, um einen wirtschaftspolitischen Kurswechsel 
einzuleiten – hin zu mehr Regulierung der Finanzmärkte 
und hin zu einem Staat, der seine Verantwortung bei Da-
seinsvorsorge und Sozialpolitik wahrnimmt. 

Gleichzeitig muss klar sein, dass der Preis für die Bekämp-
fung der Krise und für die jetzt nötigen Maßnahmen nicht 
Sozialabbau sein kann.

Dagegen wird sich der ÖGB vehement zur Wehr setzen.

Sozialer Frieden beruht auf sozialer Sicherheit und 
Stabilität. Eine in GewinnerInnen und VerliererInnen 
geteilte Gesellschaft, mit Menschen, die über Arbeit und 
Einkommen verfügen, und Menschen, die unter Arbeitslo-
sigkeit und Armut leiden, ist für den ÖGB unannehmbar. 
Deshalb bekämpft der ÖGB Armut und Arbeitslosigkeit mit 
ganzer Kraft.

Sozialer Frieden in Österreich braucht aber auch 
gleichwertige soziale Standards und Rechte für alle 
ArbeitnehmerInnengruppen. Deshalb setzt sich der 
ÖGB für ein einheitliches Arbeitsrecht ein, das auch für „aty-
pische“ ArbeitnehmerInnen gilt. Soziale Gerechtigkeit muss 
ferner bei der Finanzierung des Sozialstaates zwischen der 
Wirtschaft sowie allen Bevölkerungs- und Einkommens-
gruppen gewährleistet sein. 

Seit Jahren greifen reaktionäre und neoliberale Kräfte so-
ziale und lohnpolitische Leistungen an und versuchen, die 
Mitbestimmungsrechte der ArbeitnehmerInnen, die Gestal-
tungsrechte der Kollektivverträge in Frage zu stellen. Von der 
Privatisierung der letzten Schlüsselbetriebe der Industrie bis 
hin zur schleichenden Aushöhlung der umlagefinanzierten 
Sozialversicherung bei gleichzeitiger Forcierung und Sub-
ventionierung eines privaten Versicherungssektors werden 
durchgehend jene sozialen Strukturen abgebaut, die die 
einseitigen Auswirkungen der Marktkräfte korrigieren.

In Zeiten der Krise finden extremistische Bewegungen, 
deren gemeinsame Merkmale Gewalt, Rassismus, Antise-
mitismus und Antiislamismus sind, verstärkt Zulauf. Sie 
nutzen gesellschaftliche Missstände und allgemeine Ori-
entierungslosigkeit, um die Menschen für ihre Hassparolen 
zu gewinnen. Entschiedenes, gemeinsames Auftreten von 
Gewerkschaftsbewegung, Parteien und Zivilgesellschaft 
gegen Rechtsextremismus und Faschismus müssen hier ge-
gensteuern.

Der ÖGB fordert die Verankerung der sozialen Grund-
rechte in der Verfassung. Soziale Gerechtigkeit er-
gibt sich nicht aus dem Selbstlauf des Marktes. Der 
Einfluss auf die Politik, zu dem sich der ÖGB ausdrücklich 
bekennt, ist eine wichtige Grundlage für den Sozialstaat, 
der durch Reformen immer wieder zu festigen ist.

1 K urswechsel
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Die Weltwirtschaft erlebt gegenwärtig ihre 
schwerste Krise seit der GroSSen Depression der 
DreiSSigerjahre des vorigen Jahrhunderts. Durch 
die Verschärfung der Finanzmarktkrise während des 
Jahres 2008 wurde die Realwirtschaft immer stärker 
von einer Rezession erfasst. Weltweit schrumpft die 
Wirtschaft, mit der Folge einer massiven Zunahme 
der Arbeitslosigkeit.

Die aktuelle  Finanzmarktkrise ist bereits die zweite dieser 
Art im 21. Jahrhundert. Beide Krisen haben ihren Ausgang 
von den USA genommen, wo eine Ideologie der Finanz-
marktökonomie die Wirtschaftspolitik beherrscht hat. Der 
Grundgedanke der Finanzmarktideologie besteht darin, 
dass der Finanzsektor den neoliberalen Idealvorstellungen 
des perfekt funktionierenden Marktes am nächsten kommt. 
Durch eine möglichst freie Entfaltung der Finanzmärkte wür-
de die Effizienz und Dynamik der gesamten Wirtschaft nach-
haltig verbessert, Wachstum und Beschäftigung gesteigert.

Nahezu alle Länder haben Reformen durchgeführt, um den 
Finanzsektor von scheinbar hemmenden Fesseln zu befreien 
bzw. seine Dynamik zu stimulieren. In den EU-Ländern er-
folgten Reformen dieser Art durch Verlagerung von Staats-
aufgaben in den privaten Bereich: Forcierung der privaten 
Vorsorge anstelle der staatlich organisierten Sozialversiche-
rung, Privatisierung von Staatsunternehmungen und von 
staatlich erbrachten Leistungen, um das Angebot an Ver-
anlagungsmöglichkeiten zu erhöhen. Den Entwicklungs-, 
Schwellen- und Transformationsländern wurde vor allem die 
Herstellung eines möglichst freien Kapitalverkehrs mit dem 
Ausland als grundlegende Reformmaßnahme empfohlen.

Treiber des US-Finanzmarktes waren Finanzinnovationen: 
in den Achtzigerjahren die „junk bonds“ zur Finanzierung von 
feindlichen Firmenübernahmen, in den Neunzigerjahren 
der massierte Einsatz von Venture Capital zur Finanzierung 
von Neugründungen im Bereich der New Economy. Beim 
Zusammenbruch der New-Economy-Blase 2001/02 war die 
nächste Vermögenspreishausse bereits im Aufbau begriffen: 

der Immobilienpreisboom, dessen dubiose Grundlagen in-
zwischen hinlänglich bekannt sind. In manchen Fällen war 
bei diesen Finanztransaktionen massiver Betrug mit im Spiel 
– ein Zusammenhang, der kein bloß zufälliger gewesen sein 
kann, sondern ein systematischer ist.

Zu großer Spielraum bei der Bilanzierung wurde vor allem 
durch das „fair value“-Prinzip ermöglicht, nach dem Vermö-
gensgegenstände, für die es keine börsen- oder sonstigen 
marktmäßigen Notierungen gibt, nach Ertragserwartungen  
bewertet werden können, die nach Bedarf optimistisch wa-
ren. Damit erfüllten die Manager die Bedingungen für den 
Bezug ihrer millionenschweren Aktienoptionen. 

Unabhängig von der realen Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen sollte der Reichtum vermehrt und mehr 
Wohlstand – angeblich für alle – geschaffen werden. Vorstel-
lungen dieser Art haben sich mit dem Finanzdebakel nun in 
Luft aufgelöst, die Finanzmarktideologie ist gescheitert. Was 
die Ideologen des Finanzmarktkapitalismus als veraltetes 
Denken beiseite geschoben hatten, hat sich nun mit sehr 
schmerzlichen Folgen als das richtige Denken erwiesen. 
Die Möglichkeit, Gewinne zu machen, ist langfristig durch 
die Wachstumsrate der realen Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen begrenzt. Was an exzessiven Profiten da-
rüber hinausgeht, erweist sich als Nullsummenspiel. Wenn 
die Blase platzt, werden die Extragewinne zu Verlusten, die 
jedoch zum Teil andere treffen als diejenigen, bei denen die 
Gewinne angefallen sind.

Die Finanzmarktkrise führt zur schwersten Rezession seit 
1930 weltweit; in Europa und auch in Österreich folgte da-
her auf den Boom der Jahre 2005/06/07 im Jahr 2008 eine 
Konjunkturabschwächung, aus der sich – als Folge der Fi-
nanzmarktkrise – gegenwärtig die schwerste Rezession seit 
der Großen Depression der Dreißigerjahre entwickelt.

Bei längerfristiger Betrachtung zeigt sich, dass das Wirt-
schaftswachstum mit 2,2 Prozent im Durchschnitt der ver-
gangenen zehn Jahre hinter den Möglichkeiten zurückge-

2 D ie Finanzmarktkrise
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blieben ist. Langfristig hat zwar auch die Beschäftigung 
zugenommen, jedoch war die Wachstumsdynamik nicht 
stark genug, um die österreichische Wirtschaft auf Vollbe-
schäftigungsniveau zu bringen. Durch die starke Zunahme 
der Teilzeitbeschäftigung stieg das Arbeitsvolumen gemes-
sen in Stunden deutlich langsamer als die Personenzahl der 
unselbstständig Beschäftigten. 

Nach der Phase der Wachstumsschwäche 2001 bis 2004 hat-
te die Arbeitslosenrate mit 7,3 Prozent im Jahr 2005 den bis-
herigen Höchstwert seit 1954 erreicht. Danach ging im Auf-
schwung die Arbeitslosenrate zwar zurück, lag aber 2008 
immer noch bei 5,8 Prozent und damit deutlich über dem 
Vollbeschäftigungsniveau. 

Getragen war das Wirtschaftswachstum in Österreich 
überwiegend von einer starken Zunahme der Exporte, bei 
gleichzeitig moderater Importzunahme. Dadurch konnte 
in den vergangenen Jahren nicht nur der Leistungsbilanz-
überschuss ständig erhöht werden, erstmals seit Bestehen 
der Republik Österreich wurde 2006 auch ein Überschuss in 
der Warenhandelsbilanz erzielt. 

Hingegen entwickelte sich der private Konsum auch in der 
Periode des Konjunkturaufschwungs schwach. Insbesonde-
re gingen vom privaten Konsum in der zweiten Hälfte der 
Aufschwungsperiode keine zusätzlichen Nachfrageimpulse 
aus, da die unerwartete Beschleunigung der Infl ation und 
die wachsende Lohnsteuerbelastung zu realen Einbußen 
bei den Nettolöhnen führten. Die anhaltende Schwäche der 
Binnennachfrage wirkte als Wachstumsbremse, die erhöhte 

Exportabhängigkeit der österreichischen Wirtschaft hat zur 
Folge, dass die Absatzrückgänge auf den internationalen Mär-
kten stärker auf Wachstum und Beschäftigung in Österreich 
durchschlagen. Die Schwäche der Binnennachfrage ist wiede-
rum eine Konsequenz der nun schon seit mehr als zehn Jahren 
anhaltenden geringen Zunahme der realen Nettolöhne.

Der Finanzsektor hat sich an der Realwirtschaft zu orientie-
ren. Die Erfahrungen von zwei schweren Finanzmarktkrisen 
in kurzer Abfolge sollten genügend Anlass für ein Umden-
ken in der Wirtschaftspolitik sein, ihr Augenmerk wieder 
stärker der Realwirtschaft zuzuwenden. Dieser gegenüber 
sollten die Finanzmärkte eine untergeordnete Funktion 
haben. Regulierungen des Banksektors müssen wesentlich 
strenger werden, Misstrauen gegen alle Finanzinnovationen 
ist angebracht. Eine wichtige Konsequenz aus der Krise ist, 
dass nicht private Vorsorge, sondern nur staatliche Systeme 
ein befriedigendes Maß der sozialen Sicherheit gewähr-
leisten können. Europa darf den Weg der Nachahmung der 
USA nicht weiter gehen, sondern muss konsequent andere 
Wege beschreiten.

2.1 Wirtschaftspolitischer kursWechsel, 
 regulierung der finanzmärkte

Es muss sichergestellt werden, dass es nach der Beruhigung 
der Lage auf den Finanzmärkten nicht so weiter geht wie 
bisher. Dem Finanzmarkt müssen jene Instrumente aus der 
Hand genommen werden, mit denen er die Spekulations-
blasen erzeugt hat. Deutlich strengere, klare Regeln für die 
Tätigkeit von Banken und Finanzinstitutionen, mehr Trans-
parenz und eine Reform der Kontrolle sind die Eckpfeiler 
eines neuen Finanzmarktsystems. 
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2.1.1 der Ögb fordert:

aufsicht mit mehr biss: 

 » Die Stabilität der gesamten Volkswirtschaft ist eng mit 
der Stabilität des Finanzsektors verbunden. Daher liegt 
es im Interesse und in der Verantwortung der Wirtschafts-
politik, für eine strenge und eff ektive Aufsicht über den 
Finanzsektor zu sorgen.

die aufsichtsbehÖrden müssen:

 » mit ausreichenden Personalressourcen und Ermittlungs-
befugnissen ausgestattet werden;

 »  ihre Zusammenarbeit mit den zuständigen Ministerien 
verstärken, ein Verhaltenskodex oder eine freiwillige 
Selbstverpfl ichtung der Banken genügt nicht;

 » verstärkt international zusammenarbeiten.

mehr transparenz zum schutz der anlegerinnen: 

 » Bei begründetem Verdacht muss es der Finanzmarktauf-
sicht (FMA) ermöglicht werden, den AnlegerInnenschutz 
über die Geheimhaltungspfl icht zu stellen und die Öf-
fentlichkeit zu informieren.

 mehr und Verständlichere informationen über 
bankprodukte:

 » Verpfl ichtende Ampelkennzeichnung für Finanzpro-
dukte: In allgemein verständlicher Sprache muss aus-
drücklich über Risiken, Kosten sowie über Aus- und 
Umstiegsbedingungen informiert werden. Diese Kenn-
zeichnung muss den AnlegerInnen vor Abschluss von 
Verträgen ausgehändigt werden.

 » Verpfl ichtende Aushändigung von schriftlichen Bera-
tungsunterlagen, zum Beispiel von AnlegerInnenprofi len.

 » Ausbau einer anbieterunabhängigen Verbraucherbera-
tung in Finanzdienstleistungsfragen. Sie muss von den 
Banken fi nanziert werden.

institutionalisierter dialog mit der 
finanzmarktaufsicht: 

 » Nationalbank, Regierung und Sozialpartner müssen re-
gelmäßig zu einem makroökonomischen Dialog, der 
auch Finanzmarktstabilitätsfragen umfasst, zur besseren 
gegenseitigen Information und Koordination zusam-
menkommen.

 » Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben klar 
gezeigt, wie wichtig der Dialog und der Informations-
fl uss zwischen allen Beteiligten sind. Wenn die Finanz-
marktaufsicht nicht auf einen intensiven Dialog mit re-
präsentativen und stark präsenten Arbeitnehmer- und 
KonsumentenvertreterInnen setzt, können ihr wertvolle 
Hinweise und Informationen entgehen.

geWinnausWeis bei fair-Value-beWertung muss 
transparenter Werden:

Realisierte Gewinne und sogenannte buchgewinne müssen 
getrennt ausgewiesen werden. 

hÖhere eigenkapitalanforderungen für die banken, 
um ausreichend reserVen für die geänderten risiko-
anforderungen zur Verfügung zu haben:

 » Das anrechenbare Eigenkapital darf nur realisierte Ge-
winne beinhalten. Gewinne aus Fair-value-Bewertungen 
sind nicht anzurechnen.

Verstärkte kontrolle bei transaktionen mit stiftun-
gen, zWeckgesellschaften soWie bei geschäften mit 
deriVaten:

•	 Aufgrund der Komplexität dieser Konstruktionen müs-
sen Berichtspfl ichten für Vorstand und Wirtschaftsprü-
fer an den Aufsichtsrat verschärft werden.

aufsicht mit mehr biss
mehr transparenz
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Gehälter der Führungskräfte börsennotierter 
Unternehmen sind von der Entwicklung der Börsen-
kurse zu entkoppeln:

Wir fordern ein gesetzliches Verbot von Stock-Option-Ver
gütungen für Vorstände und Aufsichtsräte. Anstelle dessen 
sind nachhaltige Ziele in die Vergütungsvereinbarung auf-
zunehmen, die neben ökonomischen auch soziale und öko-
logische Kriterien beinhalten. Abfindungen von Managern 
etwa bei vorzeitiger Vertragsauflösung sind zu begrenzen. 
Weiters ist die Hauptversammlung über die Verträge der 
Vorstände zu informieren und die individuelle Veröffent-
lichung von Managergehältern gesetzlich zu verankern. 
Unangemessen hohen Managergehältern muss ein Riegel 
vorgeschoben werden. Über diese Grenze hinausgehende 
Beträge dürfen nicht mehr als Betriebsausgabe geltend ge-
macht werden können. 

40 Prozent Frauenquote in Aufsichtsräten börsen-
Notierter Unternehmen.

Schluss mit der Willkür der Ratingagenturen:

»» Ratingagenturen haben massiv zur Entstehung der Krise 
beigetragen. Die Agenturen bewerten Firmen und Banken, 
von denen sie selbst bezahlt werden. Notwendig sind

–– eine eigene europäische Aufsicht über die Rating-
agenturen,

–– mehr Transparenz bei den Bewertungskriterien,
–– verpflichtende Qualitätsstandards,
–– eine Reform der Finanzierung.

Private Equit y und HedgeFonds greifen über 
ihre Investitionspolitik auch direkt in Belange  
von ArbeitnehmerInnen ein. Daher bedarf es  
einer gesonderten Betrachtung und Regulierung 
dieser „Investoren“:

»» Investitionen von Pensionskassen in Hedgefonds-Ge-
schäfte sind aufgrund der mangelnden Transparenz und 
des Risikos abzulehnen.

»» Gesetzliche Regelungen zur Beschränkung der Finan-
zierung durch Kredite sowie der Gewinnausschüttung 
zulasten der Zielunternehmen müssen die starke Fremd-
finanzierung von Hedgefonds-Geschäften eindämmen.

»» Erhöhung der faktischen wirtschaftlichen Mitbestim-
mung der Belegschaftsvertretung.

»» Beschränkung der Übertragung von Schulden auf das 
Zielunternehmen.

»» Möglichkeit der Sonderprüfung des Zielunternehmens 
bei Verdacht auf Schädigung durch den Fonds.

eine neue Auffanggesellschaft:

»» Der Bund muss eine Auffanggesellschaft gründen, um 
Unternehmen die durch die Wirtschaftskrise vor dem 
Konkurs stehen, zu retten. Ziel ist es, in Not geratene Un-
ternehmen auf ihre Sanierbarkeit hin zu analysieren und 
gegebenenfalls zu erwerben bzw. sich daran zu beteili-
gen. Nach erfolgreicher Sanierung sind die Unternehmen 
wieder zu verkaufen und die dadurch frei werdenden Mit-
tel zur Rettung anderer Unternehmen einzusetzen. Laut 
einer Untersuchung im Jahr 1999 ist es der GBI gelungen, 
3.200 Industriearbeitsplätze zu erhalten und rund 600 
Millionen Schilling an regionaler Kaufkraft zu sichern.

eine Verschärfung des Kartellrechts:

Entscheidend für eine Stabilisierung der Wirt-
schaftslage ist die umgehende Wiederherstellung 
der Finanzierungsfunktion des Kreditapparates und 
des Kapitalmarktes. Mit dem Finanzmarktstabili-
sierungsgesetz wurden dafür neue Instrumente ge-
schaffen, die wirksam genutzt werden müssen. Dabei 
muss auf eine angemessene Verteilung der Risiken 
zwischen dem Staat und den privaten Eigentümern 
geachtet werden. Es muss klare Auflagen für die Un-
terstützung durch die öffentliche Hand geben.

»» Banken, die staatliche Hilfe in Anspruch nehmen, müs-
sen verpflichtet werden, die Arbeitsplätze in ihren Unter-
nehmen zu erhalten. 

»» Die Banken müssen Geld zur Finanzierung von Krediten 
bereitstellen, damit die Wirtschaftsentwicklung ange-
kurbelt und die Beschäftigung erhalten wird.

»» Die Regierung muss dafür sorgen, dass bei allen Kapital-
maßnahmen durch geeignete Auflagen (Einzelverträge 
zur Aufnahme von Partizipationskapital u. a.) sichergestellt 
wird, dass die Banken neue, zusätzliche Kredite geben, 
um so die „Kreditblockade“ zu beenden. 

»» Wenn die Banken weiterhin keine Kredite vergeben, 
muss der Druck auf die Banken erhöht werden, indem 
man Alternativen schafft und der Staat Kredite vergibt, 
zum Beispiel über die Kommunalkredit oder das AWS.

»» Die Gewinnausschüttung an Aktionäre muss beschränkt 
werden. Durch die Unterstützung wird den Aktionären 
und Eigentümern der Wert der Beteiligung erhalten

»» Die Praxis, Fremdwährungskredite zu konvertieren und 
den Kunden sogenannte „Liquiditätszuschläge“ zu ver-
rechnen, muss verboten werden.

Die massiven Kürzungen vieler Betriebspensionen aus pri-
vaten Pensionskassen zeigen dringenden Handlungsbedarf 
auch in diesem Bereich. 
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mehr sicherheit für die anwartschafts- und leistungsberechtigten durch 
Wiedereinführung einer attraktiven mindestertragsgarantie, strengere 
Vorgaben für die Veranlagung von pensionskapital und die neuordnung 
der schwankungsrückstellung; 

mehr transparenz, offenlegung und gesetzliche begrenzung aller kosten; 
so sind die ergebnisse in den Veranlagungs- und risikogemeinschaften 
offenzulegen und die genauen rechenparameter für die jährlichen pensions-
anpassungen auszuweisen; 

mehr möglichkeiten zum Wechsel zwischen pensionskassen bzw. zwischen 
pensionskassen und betrieblicher kollektivversicherung auf basis kollek-
tiver rahmenregelungen; dabei muss sichergestellt sein, dass bei einem 
Wechsel das gesamte pensionskapital übertragen wird. man muss die 
 möglichkeit schaffen, aus den pensionskassen und betrieblichen kollek-
tivversicherungen auch in die höherversicherung nach der gesetzlichen 
 pensionsversicherung umzusteigen.

sammlung und offenlegung von daten betreffend anwartschafts- und leis-
tungsberechtigte – Verteilung, höhe etc. getrennt nach männern und frauen.

Verpflichtende Verwendung geschlechtsneutraler sterbetafeln.

begrenzung der unverfallbarkeitsfrist auf maximal zwei jahre und der 
 Wartezeit auf maximal ein jahr.

beitragszahlung auch während der elternkarenz.
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3 S tarker Staat

Entgegen den VerheiSSungen der neoliberalen Ideo-
logie hat sich gezeigt, dass die Markwirtschaft 
nicht stabil ist, sondern wiederkehrende Krisen 
immer erneut das Eingreifen des Staates erfor-
dern. Sicherung der Beschäftigung durch Stabili-
sierung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ist 
die wichtigste Aufgabe der Wirtschaftspolitik. Das 
bedeutet, dass die Budgetpolitik MaSSnahmen zur 
Stimulierung des privaten Konsums und der Investi-
tionen setzen muss.

Die Kommunen in Österreich können ihre Funktion als be-
deutendste öffentliche Investoren nur dann erfüllen und 
forcieren, wenn sie mehr finanziellen Bewegungsspielraum 
erhalten. Dieser soll durch ein befristetes Aussetzen des 
innerösterreichischen Stabilitätspakts und durch Finanzie-
rungshilfen vonseiten des Bundes und der Länder erweitert 
werden.

3.1	B udgetpolitik
Der Anstieg des gesamtstaatlichen Defizits ist die notwen-
dige Konsequenz einer antizyklischen Budgetpolitik. Mit der 
Verbesserung der Konjunktursituation kann das Budget-
defizit wieder abgebaut werden. Zur Sicherung des Gestal-
tungsspielraumes im Staatshaushalt ist mittel- und langfri-
stig zumindest eine Stabilisierung der Staatsschuldenquote 
anzustreben. Für eine allmähliche Senkung der Schulden-
quote sind aber keine Nulldefizite notwendig. Eine Senkung 
der Abgabenquote ist aus der Sicht des ÖGB kein Ziel der 
Wirtschafts- bzw. Budgetpolitik. 

Im Zentrum der Budgetpolitik muss stehen, dass der 
Staat fähig ist, seinen Aufgaben im Bereich der Be-
reitstellung von öffentlichen Gütern (vor allem zur 

Daseinsvorsorge) und der Umverteilung nachzukom-
men. Einen Rückzug des Staates zulasten der sozial 
Schwächeren lehnt der ÖGB ab. 

Verwaltungs- und Politikmodernisierung ist etwas grund-
legend anderes als die Konsolidierungsstrategie über Per-
sonal- und Ausgabenkürzungen, wie sie bisher betrieben 
wurde. Österreich braucht in Verwaltung und Politik Rah-
menbedingungen, die ein unparteiisches, objektives und 
gesetzeskonformes Verwaltungshandeln garantieren. 

Die Finanzierung der sozialstaatlichen Leistungen ist auf 
hohem Niveau abzusichern, zukunftsorientierten Ausgaben 
u. a. für Bildung, Forschung und Entwicklung sowie öffent-
liche Infrastrukturinvestitionen ist Vorrang einzuräumen.

Ermessensausgaben dienen zur Finanzierung wichtiger Ak-
tivitäten im Sozial- und Bildungsbereich. Da diese Ausga-
ben meist hohe Beschäftigungswirkung haben, lehnt der 
ÖGB pauschale Kürzungen der Ermessensausgaben ab. 

3.2	S teuerpolitik
Mit der Lohn- und Einkommensteuersenkung 2009 hat 
die Bundesregierung die wesentliche Forderung des ÖGB 
nach Vorziehung der Steuerentlastung umgesetzt. Aller-
dings kann das vorliegende Steuerreformgesetz nur ein 
erster Schritt sein. Die Vorstellungen des ÖGB von einem 
gerechten Steuersystem gehen weit über die von der Re-
gierung vorgelegten Maßnahmen hinaus. 

Der ÖGB erwartet, dass der gemeinwohlorientierte Staat 
wieder ausgewogener finanziert wird. Nicht nur Arbeitneh-
merInnen sowie Klein- und Mittelbetriebe, sondern auch 
international agierende und große Unternehmen müssen 
ihren gerechten Beitrag zur Finanzierung leisten.
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3.2.1 der Ögb fordert:

die einführung einer eigenständigen, progressiVen 
VermÖgenssteuer

 » Diese Steuer muss alle Arten von Vermögen, insbeson-
dere auch Finanzvermögen und Vermögen von Privat-
stiftungen einheitlich und zu zeitnahen Marktwerten er-
fassen. Die Steuer muss so gestaltet sein, dass Vermögen, 
das dem durchschnittlichen Lebensstandard entspricht 
(z. B. Einfamilienhäuser), steuerfrei bleibt.

die rasche eintreibung Von steuerschulden.

automatische Valorisierung zur Vermeidung der 
kalten progression:

 » Positive Eff ekte einer Steuerreform dürfen nicht durch 
kalte Progression verloren gehen und dazu führen, dass 
die Reallohnzuwächse stagnieren. Daher muss die Bin-
dung der Tarifstufen, aber auch aller Absetzbeträge 
und fi xen Freibeträge für ArbeitnehmerInnen, an den 
Verbraucherpreisindex eingeführt werden. Ohne diese 
Maßnahme steigt die Lohnsteuerquote automatisch, 
und die Last der Staatsfi nanzierung verschiebt sich im-
mer stärker auf die ArbeitnehmerInnen. Die automa-
tische Valorisierung des Lohnsteuersystems ist bereits in 
mehreren europäischen Staaten Realität und muss auch 
in Österreich umgesetzt werden.

keine sonderentlastungen für unternehmen – schief-
 lage zulasten der arbeitnehmerinnen beseitigen:

 » Die Steuerstruktur ist aus ArbeitnehmerInnensicht in-
akzeptabel. In vielen europäischen Ländern ist Arbeit 
höher mit Abgaben belastet als Kapital und die Kapital-
erträge. In Österreich ist dieser Unterschied aber beson-
ders ausgeprägt und im Vergleich zu den EU-15-Staaten 
am größten. Spekulationsgewinne werden fast gar nicht 
besteuert; mit der Abschaff ung der Börsenumsatzsteuer 
gibt es keine Finanztransaktionssteuer mehr; es gibt we-
der eine Erbschafts- noch eine Vermögenssteuer, was für 
einen entwickelten Industriestaat einmalig ist. In Privat-
stiftungen können große Vermögen steuerschonend ge-

parkt werden; die eff ektive Unternehmensbesteuerung 
ist besonders niedrig. Österreichs Unternehmen haben 
in den vergangenen Jahren enorme Gewinne gemacht. 
Durch die Gruppenbesteuerung können Verluste von 
Auslandstöchtern mit Gewinnen in Österreich gegenge-
rechnet werden. Das kann künftig die KöSt-Einnahmen 
massiv aushöhlen. Der ÖGB verlangt die Rücknahme 
der Gruppenbesteuerung und die Begrenzung der Ver-
lustanrechnung auf die EU-Vorgaben. Sonst werden die 
Unternehmungen und insbesondere jene Banken, die 
nun mit öff entlichen Mitteln gerettet werden, wegen der 
Verluste im Ausland in den nächsten Jahren keine Kör-
perschaftsteuer (KöSt) mehr abliefern. 

einstieg in die WertschÖpfungsabgabe:

 » Die Grenzabgaben für Lohnerhöhungen sind bereits bei 
kleineren Einkommen unverhältnismäßig hoch – hier 
werden fast 50 Prozent an Lohnsteuer und Sozialver-
sicherungsbeiträgen von einer Lohnerhöhung abge-
zogen. In Österreich gibt es die höchsten Lohnsum-
mensteuern in Europa, daher ist eine Korrektur dieser 
Schiefl age dringend notwendig. Dazu fordert der ÖGB 
den Einstieg in die Wertschöpfungsabgabe. Neben der 
Lohnsumme muss künftig auch die Wertschöpfung eines 
Betriebes – wie z. B. die Gewinne, Fremdkapitalzinsen, 
Abschreibungen sowie Mieten, Pachten und Leasing-
raten – als Bemessungsgrundlage dienen. Durch die da-
durch wesentlich breitere Bemessungsgrundlage ist es 
dann möglich, den Beitragssatz zum Familienlastenaus-
gleich deutlich zu senken.

der Ögb fordert, dass die bundesregierung die im 
regierungsübereinkommen Vorgesehene steuer-
reformkommission so rasch Wie mÖglich einsetzt. 
noch in dieser legislaturperiode müssen die folgen-
den reformschritte gesetzt Werden:

 » Überprüfung des gesamten Abgabensystems auf seine 
verteilungspolitische Effi  zienz.

 » Steuergerechtigkeit unter dem Aspekt der Eigenständig-
keit von Frauen und Männern.

 » Erhöhung der Transparenz und Nachvollziehbarkeit des 
gesamten Steuersystems.
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»» Grundlegende Reform des Lohn- und Einkommensteu-
ertarifs mit dem Ziel, die sehr hohen Grenzabgabensätze 
zu senken und damit die gewerkschaftliche Lohnpolitik 
wirksamer zu machen, ohne auf wesentliche Teile des 
Steueraufkommens zu verzichten.

»» Schließen von Besteuerungslücken im Bereich der Un-
ternehmensbesteuerung.

»» Herstellung einer international üblichen Vermögensbe-
steuerung.

»» Einführung einer Finanztransaktionssteuer.
»» Besteuerung von Spekulationsgewinnen.
»» Erhöhung der bestehenden Negativsteuer, auch für Pen-

sionistInnen.
»» Die Höchstgrenzen für die Steuerfreiheit für Zulagen  

und Zuschläge, Tages- und Nächtigungsgelder, Essens-
bons usw. wurden seit der Steuerreform 1988 nicht mehr 
erhöht. Eine Erhöhung und die ständige Valorisierung 
mit dem Verbraucherpreisindex sind deshalb unaus-
weichlich.

»» Aufwandsentschädigungen und Zulagen, Fahrtkosten-
entschädigungen und pauschale Nächtigungsgelder 
nach den Kollektivverträgen müssen weiterhin steuer-
frei sein. Vor allem im Montagebereich ist die bisherige 
Rechtslage fortzuschreiben. 

»» Im Steuerrecht ist die Möglichkeit von Regelungen 
durch den Kollektivvertrag zu stärken, insbesondere bei 
Dienstreisen und der Abfertigung Neu.

Der ÖGB verlangt, dass insbesondere jene Gruppen, 
die verantwortlich für die Finanzkrise sind, einen 
substanziellen Beitrag zur Krisenbewältigung leis-
ten. Dazu gehören insbesondere folgende Elemente:

»» Wertpapierkauf darf nicht als Investition steuerlich be-
günstigt werden. 

»» So lange auf EU-Ebene die Finanztransaktionssteuer 
nicht umgesetzt ist, muss innerösterreichisch eine Bör-
senumsatzsteuer in der Höhe von 0,25 Prozent einge-
führt werden, die bei Kauf und Verkauf von Wertpapie-
ren fällig ist.

»» Für Vermögenserträge in Stiftungen ist die volle Kapi-
talertragsteuer (KESt) abzuführen. Derzeit wird nur die 
halbe KESt für Zinsen/Kapitalerträge aus Veranlagungen 
bzw. Veräußerungsgewinnen und null Steuer auf ent-
nommene Substanz eingehoben.

»» Reform der Erbschafts- und Schenkungssteuer, bei der 
kleinere Vermögen von dieser Steuer verschont bleiben 
und größere Vermögen mit geringeren Steuersätzen als 
bisher besteuert, aber dafür realistisch bewertet werden.
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3.3	S oziale Sicherheit

Die Marktwirtschaft schafft aus sich selbst heraus weder 
soziale Gerechtigkeit noch soziale Sicherheit. Sie garantiert 
weder ausreichend Erwerbsarbeit noch Bildungschancen 
für alle oder eine gerechte Vermögensverteilung. 

Daher kämpft der ÖGB für sozialstaatliche Intervention und 
Regulierung. Diese müssen sowohl innerstaatlich als auch 
auf EU-Ebene dem ökonomischen Konkurrenzprinzip eine 
klare Grenze und einen Rahmen setzen, um soziale Sicher-
heit und soziale Gerechtigkeit in einer Gesellschaft zu errei-
chen, in der alle Menschen selbstbestimmt und gleichbe-
rechtigt leben und arbeiten können.

Diskriminierungen dürfen in unserer Gesellschaft keinen 
Platz haben. Gesetzliche Bestimmungen sind daher so zu 
gestalten und umzusetzen, dass das Ziel einer diskriminie-
rungsfreien Gesellschaft umgesetzt wird.

3.3.1	N eue Arbeitswelt – neues Arbeitsrecht

Der Arbeitsmarkt ändert sich immer schneller, die Flucht aus 
dem Schutzbereich und die Umgehung des Arbeitsrechtes sind 
zunehmend leichter. Eine immer größere Zahl an Arbeitneh-
merInnen, vor allem Frauen, findet nur noch Arbeit in pre-
kären Verhältnissen. Daher braucht es ein modernes Arbeits-
recht, das Sicherheit für alle ArbeitnehmerInnen schafft. Die 
negativen Entwicklungen müssen einerseits mit einer Erwei-
terung des ArbeitnehmerInnenbegriffs, der nicht nur auf die 
persönliche, sondern auch auf die wirtschaftliche Abhängig-
keit Bezug nimmt, gestoppt werden. Andererseits muss das 
neue Arbeitsrecht übersichtlich aufgebaut und gut verständ-
lich verfasst sein. Überholte Rechtsvorschriften müssen be-
seitigt und arbeitsrechtliche Vorschriften themenspezifisch 
zusammengefasst werden. Ein neues Arbeitsrecht muss in 
allen Phasen des Arbeitsverhältnisses Verbesserungen im 
Interesse der ArbeitnehmerInnen bringen. 

Ein modernes Arbeitsrecht muss daher:

»» auf geänderte wirtschaftliche und soziale Rahmenbe-
dingungen reagieren.

»» neue Beschäftigungsformen und Lebensgewohnheiten 
berücksichtigen.

»» Lücken des geltenden Arbeitsrechts schließen.
»» Flucht und Hinausdrängen aus dem Arbeitsrecht ver

hindern.
»» Ungerechtigkeiten im geltenden Arbeitsrecht und über-

holte Rechtsvorschriften beseitigen.
»» übersichtlich und verständlich sein.

Foto: Hofschlaeger/pixelio.de
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Ein neuer ArbeitnehmerInnen-Begriff, der alle unselbst-
ständig Erwerbstätigen umfasst, deren Dienstverhältnis 
auf einem privatrechtlichen Vertrag beruht, ist die Basis für 
gleiche und gerechte Grundnormen für alle Erwerbstätigen. 
Anknüpfungspunkt dafür kann nicht nur die persönliche 
Abhängigkeit, sondern muss in Zukunft auch die wirtschaft-
liche Abhängigkeit sein.

Sonderregelungen und -rechte für einzelne ArbeitnehmerIn-
nengruppen sind, wenn das sachlich gerechtfertigt und gebo-
ten ist, beizubehalten.

Freie DienstnehmerInnen sind in die arbeitsrechtliche Ab-
sicherung explizit aufzunehmen, die Möglichkeit, Kollek-
tivverträge auszuhandeln ist im Arbeitsverfassungsgesetz 
(ArbVG) auf freie DienstnehmerInnen auszuweiten. Gleich-
zeitig wollen wir den Angestelltenbegriff durch Veranke-
rung im Arbeitsverfassungsgesetz ganz klar beibehalten. 
Jeweils eigene Betriebsratskörperschaften für Arbeite-
rInnen einerseits, für Angestellte andererseits sind aufrecht 
zu erhalten.

Moderne Lebensformen brauchen moderne Rechtslagen. 
Veränderungen im Zusammenleben, z. B. Patchworkfami-
lien oder gleichgeschlechtliche Partnerschaften, machen 

eine Anpassung im Arbeitsrecht nötig, insbesondere bei 
den Regelungen zur Pflegefreistellung und Karenz.

Der Schutz vor unfairen Klauseln in den Arbeitsverträgen 
muss erhöht werden. So sollen z. B. All-In-Klauseln nur bei 
klarer Bezifferung des für die Normalarbeitszeit zustehen-
den Entgelts wirksam sein. Ein Konkurrenzverbot muss bei 
einer Beschäftigung unter der kollektivvertraglichen Nor-
malarbeitszeit unzulässig sein, und die Rückerstattung von 
Ausbildungskosten darf nur in einem begrenzten Zeitraum 
und zu klaren Bedingungen möglich sein. 

Der EG-Vertrag sieht die Schaffung und Weiterentwicklung 
europarechtlicher Mindeststandards zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen vor. In einigen Bereichen, 
insbesondere beim ArbeitnehmerInnenschutz und im Anti-
diskriminierungsrecht, konnten diesbezüglich wesentliche 
Fortschritte erzielt werden. Leider hat die Entwicklung neu-
er Mindeststandards in den vergangenen Jahren an Dyna-
mik verloren, die Sozialpolitik in der EU droht noch mehr 
in den Hintergrund gedrängt zu werden. Arbeitsrechtliche 
Mindeststandards müssen daher in Europa wieder stärkeres 
Gewicht bekommen. Nur so wird die EU zur Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen und zu einer Stär-
kung des Europäischen Sozialmodells beitragen.

3.3.1.1	D er ÖGB fordert

Der ArbeitnehmerInnen-Begriff ist auf die wirt-
schaftliche Abhängigkeit auszuweiten. Freie 
DienstnehmerInnen sind in die arbeitsrechtliche 
Absicherung explizit aufzunehmen, die Möglichkeit, 
Kollektivverträge auszuhandeln ist im ArbVG auf 
freie DienstnehmerInnen auszuweiten. 

Wir brauchen einen neuen, einheitlichen Arbeitneh-
merInnen-Begriff, der die Flucht vieler Unternehmen aus 
dem Arbeitsrecht verhindert. Gleichzeitig wollen wir den 
„Angestelltenbegriff“ durch Verankerung im Arbeitsver-
fassungsgesetz ganz klar beibehalten. Sonderregelungen 
und -rechte für einzelne ArbeitnehmerInnengruppen sind, 
wenn das sachlich gerechtfertigt und geboten ist, beizu-

behalten (z. B. Vertragsbedienstete, Angestellte, Journa
listInnen, HausbesorgerInnen). Durch die neue Textierung 
des Begriffs der unselbstständigen Erwerbstätigkeit wird 
eine Erweiterung des Personenkreises erreicht, für den die 
arbeitsrechtlichen Regelungen (Gesetze, aber auch Kollek-
tivverträge, Satzungen, Mindestlohntarife, Festsetzung der 
Lehrlingsentschädigung sowie Betriebsvereinbarungen) 
gelten. 

bei Abschluss des Arbeitsverhältnisses:

»» Beweislastumkehr bei Nichtausstellung des Dienst
zettels.

»» Befristungen müssen unter Angabe des Befristungs-
grundes schriftlich vereinbart werden.
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 » Schriftform für nachteilige Vertragsklauseln.
 » Unzulässigkeit von konventionalstrafen.
 » Klare Regeln für Praktika und Schnuppertage.

im aufrechten arbeitsVerhältnis:

 » Beschränkung des Weisungsrechts.
 » Der Schutz vor willkürlicher Nichtbeschäftigung und 

unterqualifi zierter Beschäftigung muss gesetzlich veran-
kert werden. 

 » Beschränkung von Konkurrenzverboten.
 » Klauseln zur Versetzung in andere Tätigkeitsbereiche sol-

len ungültig sein, sofern es sich nicht um gleichwertige 
und ausdrücklich defi nierte Tätigkeiten handelt. Ein ein-
ziger Arbeitsort ist zu vereinbaren.

 » In Zukunft dürfen nur transparente All-in-Klauseln gel-
ten. Im Vertrag muss das für die Normalarbeitszeit zuste-
hende Grundgehalt ersichtlich sein.

 » Leichtere Erreichbarkeit der sechsten Urlaubswoche 
durch verbesserte Regelungen über die Anrechnung 
von Vordienstzeiten.

 » Der Anspruch auf Pfl egefreistellung und Karenz ist vom 
gemeinsamen Haushalt zu entkoppeln. Die Pfl egefrei-
stellung ist auf die Begleitung und Betreuung von Kin-
dern bei einem Krankenhausaufenthalt auszuweiten. 
Die Defi nition naher Angehöriger ist auf Stiefkinder und 
Stief(groß)eltern zu erweitern. 

 » Anspruch auf nachvollziehbare Lohnabrechnung. Der 
Anspruch auf eine verständliche Lohnabrechnung soll 
zivilrechtlich verankert werden. Umkehr der Beweislast, 
Hemmung von Verfallsfristen. Sanktionen, wenn Arbeit-
nehmerInnen keine verständlichen Lohnabrechnungen 
erhalten.

 » Vereinheitlichung der Entgeltfortzahlung. Berechnung 
des Entgelts nach dem fi ktiven Ausfallsprinzip, Erhöhung 
des Grundanspruchs auf 13 Wochen volles und vier Wo-
chen halbes Entgelt, gesonderter, zusätzlicher Entgelt-
fortzahlungsanspruch nach Arbeitsunfällen.

 » Übertragung des Entgeltfortzahlungsrisikos auf einen ei-
genen Rechtsträger nach dem Beispiel des Erstattungs-
fonds nach EFZG alt.

 » Maßnahmen zum Schließen der Einkommensschere wie 
praktikablere und höhere Schadenersatzansprüche bei 
Diskriminierung.

bei beendigung des arbeitsVerhältnisses:

 » Begrenzung bei der Rückforderung von Ausbildungs-
kosten.

 » Unwirksamkeit von Konkurrenzklauseln nach Ende des 
Arbeitsvertrages.

 » Verstärkung des Schutzes bei einvernehmlichen Lö-
sungen.

 » Vereinheitlichung der Kündigungsfristen.
 » Modernisierung und Vereinheitlichung der Entlassungs-

gründe.
 » Entschädigungszahlung bei vom/von der ArbeitgeberIn 

verschuldeter vorzeitiger Beendigung.
 » Anspruch auf Aliquotierung von Sonderzahlungen.
 » Verlängerung der Anfechtungsfristen bei Kündigung auf 

vier Wochen.
 » Ausdehnung des allgemeinen Kündigungsschutzes auf 

Kleinstbetriebe.
 » Besonderer Schutz für Menschen mit Behinderung; er-

forderlich sind zusätzliche Maßnahmen zum Arbeits-
einstieg und zur Sicherung des Arbeitsplatzes. Ebenso 
bedarf es einer erheblichen Anhebung der ausgleichstaxe.

 » Verbesserung der Abfertigung Neu: Der gesetzliche 
Beitragssatz mit 1,53 Prozent der Bruttoentgeltsumme 
muss deutlich erhöht werden. Pro ArbeitnehmerIn soll 
nur noch ein Konto geführt werden, das senkt die Ver-
waltungskosten und steigert die Erträge für die Arbeit-
nehmerInnen. Erhöhung der Beitragsgrundlage für die 
Beitragszahlung während des Bezuges von Kinderbe-
treuungsgeld auf die im Pensionskonto verwendete Bei-
tragsgrundlage.

stark
sozial gerecht

dein partner in der arbeitsWelt.
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3.3.2 arbeitsmarktpolitik

oberstes ziel aller politisch VerantWortlichen muss es sein, 
arbeitslosigkeit erst gar nicht eintreten zu lassen. Neben 
dem Kampf gegen Arbeitslosigkeit, insbesondere in Folge 
der Finanz- und Wirtschaftskrise, ist es Aufgabe des Staates, 
das Abrutschen der Menschen in Armut zu verhindern. Zu-
sätzlich zu Maßnahmen zur Vermeidung von Arbeitslosig-
keit muss es daher auch Verbesserungen in der sozialen Ab-
sicherung von Arbeitslosen geben. Arbeitslose profi tieren 
weder von der Steuerreform, noch von der Senkung der Ar-
beitslosenversicherungsbeiträge für GeringverdienerInnen. 
Die Erhöhung der Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes 
und der Entfall der Partnereinkommensanrechung bei der 
Notstandshilfe sind daher unerlässlich. 

Die Entwicklung der Kurzarbeit zeigt, dass dringend zu-
sätzliche Instrumente notwendig sind, um den Anstieg 
der Arbeitslosigkeit nach Kurzarbeitsphasen so gering als 
möglich zu halten. Geringere Auslastung der Unternehmen 
muss dazu genutzt werden, die Qualifi kationen der Arbeit-
nehmerInnen durch Aus- und Weiterbildung, sowohl in den 
Betrieben als auch überbetrieblich, zu verbessern. Damit 
wird einerseits der Fachkräftemangel nach Einsetzen eines 
Konjunkturaufschwungs verhindert, andererseits können 
jene, die von Arbeitslosigkeit betroff en sind, rascher wieder 
Arbeitsplätze fi nden.

die qualität in der aktiVen arbeitsmarktpolitik muss besonders 
in krisenzeiten hohen stellenWert haben. Die Aktivitäten des 
AMS sind – neben der aktiven Vermittlung Arbeitsuchender 
– auch in der Höherqualifi zierung von Fachkräften zu verstär-

ken, dafür müssen dem AMS die nötigen personellen und 
fi nanziellen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.

angesichts der Verschlechterung der arbeitsmarktsituation 
muss in ergänzung zu den konjunkturpaketen eine neuausrich-
tung der personalpolitik des Öffentlichen sektors Vorgenom-
men Werden. Die öff entliche Hand als größter Arbeitgeber 
des Landes muss in Zeiten steigender Arbeitslosigkeit ihre 
beschäftigungspolitische Verantwortung wahrnehmen. Die 
Verfügung des Aufnahmestopps ist daher rückgängig zu 
machen. Der Personalabbau der vergangenen Jahre hat in 
verschiedenen Bereichen bereits zu Personalengpässen ge-
führt. Vor allem bei  Justiz, Polizei, Schulen, vorschulischer 
Kinderbetreuung und Pfl ege muss durch die Ausweitung 
der Beschäftigung die Qualität der öff entlichen Leistungen 
sichergestellt und dem Anstieg der Arbeitslosigkeit entge-
gengewirkt werden. Mittelfristig werden Investitionen der 
öff entlichen Träger der Infrastruktur wachsende Bedeutung 
bei der Vermeidung von Arbeitslosigkeit haben. Ebenso 
wichtig sind in diesem Zusammenhang fi nanzielle Anreize 
für private Investitionen.

3.3.2.1 der Ögb fordert:

 » Erhöhung des AMS-Personalstandes: Das AMS-Ös-
terreich ist im EU-Vergleich nach wie vor personell 
unterbesetzt. Mit der Aufstockung sollen der partner-
schaftliche Umgang mit Arbeitsuchenden verbessert, 
Defi zite bei der Umsetzung des Betreuungsplans ab-
gebaut und die persönliche Einzelfallbetreuung ver-
bessert werden. 

 » Erhöhung des AMS-Budgets: Die Aufstockung der Mit-
tel für aktive Arbeitsmarktpolitik für die kommenden 
Jahre ist dringend notwendig.
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 » Künftige Fördermaßnahmen müssen sich stärker an 
nachhaltiger Höherqualifi zierung ausrichten statt an 
kurzfristigen Maßnahmen. Es ist sicherzustellen, dass die 
Hälfte der Mittel frauenspezifi schen Zielen gewidmet ist.

 » Qualität der Vermittlung verbessern; Erhöhung der Zahl 
der Arbeitsuchenden in Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen, Ausbau von implacementstiftungen, zusätzliche 
geförderte Transit-Arbeitsplätze in Sozialunternehmen, 
bessere Nutzung der Qualifi kationen von Zuwande-
rInnen für den heimischen Arbeitsmarkt, Ausbau der 
Beratungskapazitäten, die Intensivierung der Aktivie-
rungsmaßnahmen für Ältere und den Ausbau des Inte-
grationsinstrumentariums für Menschen mit Behinde-
rung.

 » Erhöhung der Nettoersatzrate. Die Ersatzrate ist im EU-
Vergleich niedrig, das führt in Verbindung mit der zu-
nehmenden Teilzeitarbeit zu Leistungen unterhalb der 
Armutsgrenze. Die Nettoersatzrate bei Arbeitslosen-
unterstützung und Notstandshilfe muss auf den euro-
päischen Durchschnitt angehoben werden, die Partner-
einkommensanrechung bei der Notstandshilfe muss 
entfallen.

 » Neugestaltung der Bildungskarenz. Zugang aufgrund 
eines Rechtsanspruchs; Anspruchsvoraussetzung ist 
eine einjährige arbeitslosenversicherungspfl ichtige Be-
schäftigung während der letzten fünf Jahre. Insbeson-
dere gering qualifi zierte und ältere ArbeitnehmerInnen 
müssen einen Zuschlag zum Weiterbildungsgeld be-
kommen; Recht auf Bildungskarenz für Arbeitsuchende 
auf Grundlage entsprechender Betreuungspläne des 
AMS für einzelne Arbeit Suchende; Einführung eines 
Kündigungsschutzes analog zur Elternkarenz.

 » Recht auf bezahlte Weiterbildungszeit für Beschäftigte 
im Ausmaß von einer Wochenarbeitszeit im Jahr, Anrech-
nung von betrieblichen Weiterbildungen, Festlegung 
der zulässigen Bildungsinhalte durch Kollektivverträge.

angesichts der entWicklung in der altersstruktur sind 
massnahmen, um ältere arbeitnehmerinnen länger im er-
Werbsleben zu halten und älteren arbeitsuchenden den 
Wiedereinstieg zu erleichtern, dringend nÖtig. Die von den 
Sozialpartnern erarbeiteten Maßnahmen für ältere Arbeit-
nehmerInnen müssen umgesetzt und die dafür notwen-
digen Mittel zur Verfügung gestellt werden. Insbesondere:

 » ist ein leicht zugängliches, freiwilliges Beratungsangebot 
für gesundheitlich beeinträchtigte ArbeitnehmerInnen 
in Form von fl ächendeckenden Gesundheitsstiftungen 
für Beschäftigte und Arbeitsuchende zu schaff en;

 » müssen Umfang und Qualität der Inanspruchnahme von 
Altersteilzeit – sowohl für Frauen als auch für Männer – 
weiterhin gesichert werden;

 » müssen Maßnahmen zur Verbesserung des Zuganges zu 
Aus- und Weiterbildung, zur Verminderung gesundheit-
licher Beeinträchtigungen und zur Erleichterung eines 
gebotenen Arbeitsplatzwechsels bzw. einer berufl ichen 
Neuorientierung gesetzt werden. 

aktiVer arbeitsmarktpolitik für frauen ist ein besonders ho-
her stellenWert beizumessen. der grundsatz, die hälfte der 
zur Verfügung stehenden ams-mittel für frauenspezifische 
massnahmen zu VerWenden, muss Weiter eingehalten Werden. 
Viele Frauen fi nden nach Abschluss der Lehre keine Arbeit 
im erlernten Beruf. Beispielsweise wechselt ungefähr ein 
Drittel der Friseurinnen direkt nach der Lehrabschlussprü-
fung in einen anderen Beruf. Daher muss es verstärkt Kam-
pagnen zur Förderung von Mädchen in nicht-traditionellen 
Berufen geben.

nach der derzeitigen rechtslage sind frauen-
fÖrderpläne lediglich freiWillige betriebs-
Vereinbarungen. 

der Ögb fordert:

 » dass Frauenförderpläne zu erzwingbaren Betriebsver-
einbarungen werden; 

 » mehr und bessere Förderung beim Wiedereinstieg ins 
Berufsleben, mehr fl ächendeckende und leistbare Kin-
derbetreuungseinrichtungen, mehr Nachmittagsbetreu-
ungseinrichtungen und Ganztagsschulen;

 » die Einführung des einkommensabhängigen Kinderbe-
treuungsgeldes, um vermehrt Väter zu motivieren, ihre 
Kinder während der Karenz zu betreuen;

 » die Benachteiligung von Frauen beim Zugang zu Weiter-
bildung zu beseitigen. Gute Weiterbildung erhöht nicht 
nur die Chancen am Arbeitsmarkt, sondern ist, durch die 
Steigerung der Arbeitszufriedenheit, auch ein Beitrag 
zur Gesundheitsförderung.

besonderes augenmerk ist auch auf die Vermeidung bzW. be-
kämpfung der jugendarbeitslosigkeit zu richten, Wobei Vor 
allem die gruppe der 20- bis 24-jährigen problematisch ist. 
der schlüssel zu sicheren arbeitsplätzen liegt in bildung 
und qualifikation. Die Aufstockung der überbetrieblichen 
Ausbildungsplätze und die Umsetzung der Ausbildungs-
garantie müssen auch in der Krise gewährleistet sein. Die 
Unternehmen müssen ebenfalls verstärkt in die Pfl icht ge-
nommen werden, die Lehrlingsausbildung darf in der Krise 
nicht reduziert werden. Die bisherige Umsetzung der Aus-
bildungsgarantie hat zu einer Reihe von Maßnahmen ge-
führt, deren laufende Umsetzung bis 2010 geplant ist. Zur 
Sicherstellung des Erfolges fordert der ÖGB:
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»» die Finanzierung bis 2010;
»» die Evaluierung der neuen Lehrstellenförderungen im 

Jahr 2010, damit eine fundierte Entscheidung bezüglich 
der Weiterführung getroffen werden kann;

»» Verkürzung der Probezeit für Lehrlinge auf einen Monat, 
Verlängerung der Behaltezeit nach dem Lehrabschluss 
auf sechs Monate;

»» Maßnahmen zur Qualitätssteigerung in der überbetrieb-
lichen Berufsausbildung;

»» die gesetzliche Verankerung einer Interessenvertretung 
der Jugendlichen in den Ausbildungseinrichtungen, ver-
gleichbar dem Jugendvertrauensrat in Betrieben.

Im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik muss  
die Integration von Menschen mit besonderen  
Bedürfnissen ein vorrangiges Ziel sein. 

Der ÖGB fordert, 

»» dass die Ausgleichstaxe auf ein Niveau angehoben wird, 
das tatsächlich eine beschäftigungsfördernde Wirkung 
erzielt;

»» dass der besondere Kündigungsschutz für Menschen 
mit Behinderung beibehalten wird. Er ist das Kernstück 
des Arbeitsplatzsicherungskonzeptes und hat seinen 
unmittelbaren Zweck bisher gut erfüllt;

»» dass beim Zugang zu Aus- und Weiterbildung die beson-
deren Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung be-
rücksichtigt werden.

Die Bereiche Flüchtlingspolitik, Niederlassungs- 
und Aufenthaltsrecht, Staatsbürgerschaft, 
Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsmarktzugang, 

Bildungspolitik und kulturelle Integration sind 
bisher nicht genügend aufeinander abgestimmt.

Der ÖGB fordert:

»» Die Errichtung einer permanent eingerichteten, übermi-
nisteriellen Kommission mit Anhörungs- und Vorschlags-
recht, die beim Bundeskanzleramt angesiedelt ist. 

»» Den Erhalt des bestehenden Schlüsselkräftesystems mit 
entsprechenden Quoten für die Zuwanderung von Fach-
kräften zum Schutz des österreichischen Arbeitsmarkts. 
Der Einführung der im Regierungsprogramm vorgese-
hen Rot-Weiß-Rot-Card steht der ÖGB mit großer Skepsis 
gegenüber.

»» Dass die Verlängerung der Übergangsfristen durch ra-
sche Umsetzung der Maßnahmen gegen Lohn- und 
Sozialdumping genutzt wird, um den österreichischen 
Arbeitsmarkt auf die sich ändernde Situation vorzube-
reiten. Notwendig sind:
•	 die behördliche Kontrolle der tatsächlichen Auszah-

lung der Mindestlöhne und der Einhaltung der Ar-
beitsbedingungen;

•	 Information an die gesetzlichen Interessenvertre-
tungen zur Einleitung wettbewerbsrechtlicher Schritte 
gegen den ausländischen Entsender;

•	 die Erleichterung der Durchsetzung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen gemäß der Entsenderichtlinie 
bezüglich entsandter ArbeitnehmerInnen durch Ver-
schärfung der Meldepflichten;

•	 die Pflicht zum Bereithalten von Lohnunterlagen am 
Beschäftigungsort bzw. der Baustelle;

•	 eine Generalunternehmer-Haftung für gesetzeswid-
rige Beschäftigung von AusländerInnen durch Subun-
ternehmen.

Foto: rainer-Sturm/pixelio.de
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3.3.3	I ntegration

Zuwanderung spielt in Österreich seit vielen Jahr-
zehnten eine groSSe Rolle. Das wird auch in Zukunft 
so bleiben. Um einen positiven Umgang mit dieser 
Realität zu fördern, sollen langfristige und nach-
haltige Initiativen zur Bewusstseinsbildung, Infor-
mation und Dialog gefördert werden.

Integration als Basis für soziale Balance und wirtschaftlichen 
Erfolg ist eine der größten Herausforderungen für Poli-
tik und Gesellschaft. Integration darf nicht Angelegenheit 
eines einzelnen Ministeriums sein, denn Integration muss 
in allen Lebensbereichen stattfinden, zum Beispiel im Bil-
dungssystem oder auf dem Arbeitsmarkt.

Sprache ist die wesentliche Grundlage für Verständigung, 
aber auch Voraussetzung für schulischen Erfolg und be-
ruflichen Aufstieg. Förderung beim Erwerb der deutschen 
Sprache sowie der Muttersprache ist daher ab dem Kinder-
garten notwendig.

3.3.3.1	D er ÖGB fordert:

»» Die Förderung in der deutschen Sprache wie auch in der 
Muttersprache soll ab dem Kindergarten ausgeweitet 
werden.

»» Im Sinne der Chancengleichheit aller SchülerInnen sind 
ganztägige Schulformen mit geeigneten Fördermaß-
nahmen außerhalb der Unterrichtszeit anzubieten und 
gezielt auszubauen. Angebote professioneller Bildungs-
beratung ab der Volksschule sind aufzubauen.

»» Eltern: Auf- und Ausbau von speziellen erwachsenen
gerechten Bildungsangeboten in Kooperation mit Trä-
gern der Erwachsenenbildung (insbesondere für den 
Spracherwerb) an den Schulen.

»» LehrerInnen: Um positive Rollenvorbilder und einen 
besseren Zugang zu Kindern und Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund und ihren spezifischen Themen 
und Problemen zu finden, sollten gezielt Menschen mit 
Migrationshintergrund für pädagogische Berufe gewon-
nen werden.

»» AMS: Menschen mit Migrationshintergrund sind in den 
arbeitsmarktpolitischen Zielen des AMS stärker zu be-
rücksichtigen, die dafür notwendigen Ressourcen sind 
zur Verfügung zu stellen. Ein spezieller Schwerpunkt ist 
auf Migrantinnen zu legen. Mehr BeraterInnen mit Mi-
grationshintergrund sollen eingesetzt werden.

»» Anerkennung: Gezielte Unterstützung bei Nostrifizierung 
bzw. gezielter Aufschulung von Fähigkeiten und Ausbil-
dungsabschlüssen, die im Ausland erworben wurden.

»» Koordination: Eine permanente überministerielle Kom-

mission für Migration und Integration mit einer entspre-
chenden Geschäftsstelle zur laufenden Konzeptionie-
rung und Koordinierung einer systematischen Politik 
muss eingerichtet werden. In Ländern und Gemeinden 
sind Integrationsbeauftragte einzusetzen.

Derzeit sind AsylwerberInnen in den ersten drei 
Monaten generell vom Arbeitsmarkt ausgeschlos-
sen, danach ist eine Beschäftigungsbewilligung 
nach dem Ersatzkraftverfahren möglich, allerdings 
nur im Saisonierbereich. Das erschwert die Integra-
tion, führt zu groSSer Belastung der betroffenen 
Menschen, aber auch der Gemeinden mit besonders 
vielen AsylwerberInnen.

Der ÖGB fordert daher:

»» Die Erleichterung des Arbeitsmarktzugangs für Asylwer-
berInnen.

»» Asylverfahren müssen rascher geführt und beendet wer-
den. AsylwerberInnen müssen früher unterstützt wer-
den, wofür eine Monitoringgruppe aus Sozialpartnern, 
NGOs und dem Innenministerium einzurichten ist.

3.3.4	B edarfsorientierte Mindestsicherung

Angesichts der aktuellen Wirtschaftskrise und den damit 
einhergehenden steigenden Arbeitslosenzahlen ist die Umset-
zung der bedarfsorientierten Mindestsicherung dringender 
denn je. Bisher sind Höhe und Anspruchsvoraussetzungen 
der Sozialhilfe je nach Bundesland unterschiedlich, das ist 
unfair und für die Betroffenen nicht nachvollziehbar. Alle 
Menschen, die Hilfe brauchen, sollen in Österreich das glei-
che Mindestniveau eines sozialen Sicherheitsnetzes haben. 
Darüber hinausgehende Leistungen sollen weiterhin von 
den Ländern erbracht werden können.

3.3.4.1	D er ÖGB fordert:

»» Bundeseinheitliche Leistungen zumindest auf dem 
Niveau der Armutsgrenze (60 Prozent des Medianeinkom-
mens). 

»» Keine Rückzahlungspflicht. Diese schreckt Bedürftige 
ab und führt dazu, dass viele Personen keine Sozialhilfe 
beantragen. Die Rückzahlungspflicht verfestigt Armut, 
weil das Erzielen eines eigenen Einkommens zu keiner 
Verbesserung führt.

»» Abschaffung des Regresses. Der Schutz vor Armut ist Auf-
gabe der Gesellschaft und nicht der Familie. Der Staat soll 
das Geld zur Armutsvermeidung nicht von den Angehö-
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rigen einziehen, sondern durch ein gerechtes, progres-
sives Steuersystem auch von den GutverdienerInnen, de-
ren Angehörige nicht von Armut betroffen sind. 

»» Alle LeistungsbezieherInnen müssen gesetzlich kran-
kenversichert sein, denn der Zugang zur Gesundheits-
versorgung muss allen Menschen in Österreich uneinge-
schränkt offen stehen.

»» One-Stop-Shop-Prinzip beim AMS: Um zu erreichen, 
dass arbeitsfähige LeistungsbezieherInnen wieder in 
den Arbeitsmarkt integriert werden, muss die bedarfs
orientierte Mindestsicherung über das AMS abgewickelt 
werden. 

»» Bei fehlender Arbeitswilligkeit soll die Möglichkeit be-
stehen, die Leistung bis zu einem gewissen Ausmaß zu 
kürzen. Die bedarfsorientierte Mindestsicherung ist kein 
arbeitsloses Grund-
einkommen.

»» Für die Mindestsiche-
rung wird ein Deckel 
auf das Haushaltsein-
kommen eingezogen. 
Sie steht zu, wenn das 
Einkommen der in einem Haushalt lebenden Personen 
unter der Armutsgrenze liegt. Die Armutsgrenze erhöht 
sich mit der Anzahl der Personen je Haushalt. Als Haus-
halt gilt dabei eine deklarierte Wirtschaftsgemeinschaft. 

»» Nichterwerbstätige PartnerInnen haben bei einer Tren-
nung umgehend Anspruch auf Mindestsicherung, damit 
sie nicht in einer Abhängigkeit vom/von der Ex-PartnerIn 
bleiben. 

»» Die Mindestsicherung muss im Sinne eines emanzipato-
rischen Ansatzes vor allem jenen Haushaltsmitgliedern 
zukommen, die über kein oder das geringere Einkom-
men verfügen. Daher hat jede erwachsene Person einer 
deklarierten Wirtschaftsgemeinschaft eines Haushaltes 
das Recht auf Antragstellung und Auszahlung.

»» Einschleifregelung: Wer erwerbslos ist und Mindestsi-
cherung erhält, soll nicht bei Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit im selben Ausmaß sofort die Mindestsicherung 
verlieren. Denn dann würde mitunter das Einkommen 
nicht steigen, weil die Mindestsicherung im Ausmaß 
des Verdienstes gestrichen wird. Außerdem soll es einen 
Freibetrag geben, weil die Arbeitsaufnahme oft mit zu-
sätzlichen Kosten verbunden ist (z. B. Fahrtkosten, Ver-
sorgung von Familienangehörigen, Arbeitskleidung). 

3.3.5	A rbeitszeit – Lebenszeit 

Arbeitszeiten und Arbeitszeitformen ändern sich im-
mer schneller, geringfügige Beschäftigung und Teil-
zeitbeschäftigung haben kontinuierlich zugenom-
men. Der Druck auf die ArbeitnehmerInnen steigt, 

Unternehmer verlangen immer wieder Verschlech-
terungen der Arbeitszeitbedingungen. Dabei hat sich 
gezeigt, dass die Verlängerung der Arbeitszeit kein 
probates Mittel zur Sicherung der Arbeitsplätze 
darstellt.

Vollbeschäftigung war und ist eines der wichtigsten Ziele 
des ÖGB. Zwar ist das auch durch die Arbeitszeitverkürzung 
nicht automatisch gesichert, doch es ist unbestritten, dass 
Arbeitszeit ein wichtiger Faktor der Beschäftigungspolitik ist. 
Vor allem in wirtschaftlich schlechten Zeiten können durch 
bessere Verteilung der Arbeit Arbeitsplätze erhalten werden. 

Nicht nur aus beschäftigungspolitischen, sondern auch 
aus gesundheits- und sozialpolitischen Gründen ist die Ar-

beitszeitverkürzung 
erforderlich. Denn Ar-
beitsplatzsicherheit 
und Ausgewogenheit 
von Arbeitsmenge und 
Arbeitszeit sind nach-
gewiesenermaßen ge-

sundheitsfördernde Faktoren. In Frage kommen neben Ver-
kürzungen der Wochenarbeitszeiten auch Verlängerungen 
der Urlaubszeiten aus speziellen Anlässen wie Weiterbil-
dung, Pflege oder Kindererziehung. 

Die Möglichkeit der ArbeitnehmerInnen, die Arbeitszeit nach 
ihren persönlichen Bedürfnissen zu gestalten, muss verbes-
sert werden. Die Beratungspraxis der Gewerkschaften zeigt, 
dass Teilzeitarbeit häufig nicht freiwillig geleistet wird. 

Die Einkommensdifferenz zwischen Männern und Frauen 
beträgt derzeit ungefähr 30 Prozent. Unbezahlte Arbeit wie 
Haushaltsarbeit, Kinderbetreuung, Pflege wird nach wie 
vor überwiegend von Frauen geleistet. Hier ist eine Entlas
tung der Frauen notwendig. Diese muss unter anderem 
durch eine gleiche Verteilung dieser Arbeiten zwischen 
den Geschlechtern, die kostenlose Bereitstellung von Kin-
derbetreuungsplätzen und flexiblere Arbeitszeitmodelle 
im Interesse der ArbeitnehmerInnen erzielt werden. Basis 
für flexible Arbeitszeitmodelle muss immer der Kollektiv-
vertrag bleiben. 

3.3.5.1	D er ÖGB fordert: 

»» Eine Arbeitszeitverkürzung. Besonders wichtig für die Ar-
beitnehmerInnen ist, dass die Verkürzung der Arbeitszeit 
ihren Lebensstandard nicht verschlechtert und zu keiner 
Minderung der Kaufkraft führt.

»» Um bei Arbeitszeitverkürzung auch kurzfristig positive 
Beschäftigungseffekte zu erzielen, müssen besonders 

Stark
Sozial Gerecht
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attraktivere Formen des Zeitausgleiches, z. B. mehrwö-
chige oder mehrmonatige Blöcke, ermöglicht werden. 
Das heißt, dass auch nach einer Arbeitszeitverkürzung 
flexible Arbeitszeiten und Durchrechnungsmodelle 
möglich sind. Die Arbeitszeitverkürzung begünstigt sol-
che Modelle sogar.

»» Bei der Gestaltung flexibler Arbeitszeitmodelle ist ein In-
teressenausgleich unbedingt erforderlich.

»» Aus Gründen der präventiven Gesundheitsförderung 
und aus Gründen des Gleichbehandlungsgebots muss 
Arbeitszeitverkürzung analog auch ArbeitnehmerInnen 
mit Bereitschaftsdienst erfassen.

»» Das Ausmaß der gesetzlich erlaubten Überstunden darf 
nicht erhöht werden. Ziel ist, die Anzahl der tatsächlich 
anfallenden Überstunden zu reduzieren. 

»» Geld für die Normalarbeitszeit – Freizeit für Überstunden: 
Arbeitszeitpolitik und Einkommen hängen eng zusam-
men. Vor allem in Niedriglohnbranchen sind bezahlte 
Überstunden wesentlicher Einkommensbestandteil. Ein-
kommensverluste durch den Wegfall von Überstunden-
zuschlägen müssen daher durch Erhöhung des Grund
entgeltes kompensiert werden. Dieser Weg ermöglicht 
auch ein schrittweises Abgehen von der finanziellen Ent-
lohnung der Überstunden hin zur gesundheitsfreund-
licheren Abgeltung durch Zeitausgleich.

»» Recht auf Wechsel der Arbeitszeit – Verbesserung der 
Teilzeit: Teilzeit muss auch für qualifiziert Beschäftigte 
unter Beibehaltung der gleichwertig qualifizierten Tätig-
keit möglich sein. Personen in Teilzeitarbeit, die wieder 
zu einer Vollzeitbeschäftigung zurückkehren möchten, 
müssen den Anspruch erhalten, bei betriebsinternen Job
ausschreibungen, bei gleicher Qualifikation, bevorzugt 
zu werden, wenn Vollzeitstellen ausgeschrieben sind.

»» Anspruch auf Elternteilzeit für alle Väter und Mütter un-
abhängig von Betriebsgröße und Dauer der Betriebszu-
gehörigkeit.

»» Kontrolle der Mehrarbeitszuschläge: Mit der Einführung 
eines Mehrarbeitszuschlags für Teilzeitbeschäftigte wur-
den Anpassungen an die tatsächlich geleistete Arbeits-
zeit erreicht. Nun geht es darum, Umgehungen des 
Mehrarbeitszuschlags zu verhindern. 

»» Bessere/effektivere Kontrollen der (Höchst-)Arbeitszeit.
»» Gleiche Chancen mit Teilzeit: Teilzeitbeschäftigte müs-

sen bei der betrieblichen Weiterbildung und beim be-
ruflichen Aufstieg gleichbehandelt werden. Damit die 
Benachteiligung von Teilzeitbeschäftigten kein Kavaliers-
delikt bleibt, braucht es auch wirksame Sanktionen in 
Form von abschreckenden Schadenersatzforderungen, 
die am wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens be-
messen werden.

»» Der arbeitsfreie Sonntag ist auch künftig Grundprinzip 
der Arbeitszeitgestaltung. Eine Aufhebung des Verbots 

der Sonntagsarbeit ist kein Thema. Es besteht gesell-
schaftlicher Grundkonsens, dass Sonn- und Feiertagsar-
beit grundsätzlich verboten bleiben. Ausnahmen müssen 
ausdrücklich zugelassen werden und sind genauestens 
zu überprüfen. Gerade der ÖGB hat den arbeitsfreien 
Sonntag schon immer als wesentlichen Teil der Kultur 
des gesellschaftlichen und familiären Zusammenlebens 
hervorgehoben. 

»» Auf europäischer Ebene ist darauf zu achten, dass es in 
der Arbeitszeitrichtlinie keine Opt-out-Möglichkeiten 
mehr gibt, dass Durchrechnungszeiten nur kollektiv ge-
regelt werden können, dass Bereitschaftszeiten weiter-
hin als Arbeitszeiten zu werten sind, und dass ein Recht 
auf Wechsel von Teil- auf Vollzeit bei Interessenabwä-
gung mit den betrieblichen Interessen besteht.

3.3.6	B ildungspolitik

Bildung ist ein soziales Grundrecht für alle, die 
Politik hat in ihrer staatlichen Verantwortung 
sicherzustellen, dass es auch einlösbar ist. Bildung 
dient nicht nur dem unternehmerischen Vorteil, 
sondern ist ein wesentlicher Faktor für die gesell-
schaftliche, kulturelle und demokratiepolitische 
Entwicklung eines Landes. Aus dieser zentralen 
Überlegung leitet der ÖGB seine Forderungen zur 
Bildungspolitik Österreichs, aber auch der Europäi-
schen Union ab.

Das Recht auf Bildung muss Grundbildung, berufliche 
Erstausbildung, weiterführende Bildung und lebensbeglei-
tende Weiterbildung gleichermaßen umfassen – ohne so-
ziale Schranken wegen Herkunft, Geschlecht, Einkommen, 
Art der Berufstätigkeit oder Betreuungspflichten. 

Bildungsreformen können nicht allein durch politische Ver-
sprechen stattfinden. Wenn sich die Bundesregierung zu 
neuen Wegen in der Bildungspolitik bekennt, muss sie dafür 
auch die notwendigen Budgetmittel zur Verfügung stellen. 
Fortschritte dabei werden nicht allein durch Umschichten 
von Geld innerhalb eines Ressorts, sondern vor allem durch 
zusätzliche Mittel erzielt. Was jetzt in die Bildung investiert 
wird, sind nicht die Schulden unserer Kinder und Kindes-
kinder, sondern sinnvolle und nötige Investitionen, gerade 
auch in deren Zukunft.

Durchlässigkeit und Transparenz zählen zu den wichtigsten 
Elementen einer umfassenden Bildungsstrategie. Österreich 
braucht ein offenes Bildungssystem mit überschaubaren 
Zusammenhängen und Übergängen, in dem erworbene Fä-
higkeiten und Kenntnisse durchgängig berücksichtigt und 
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anerkannt werden. Grundsätze sind gegenseitiges Vertrau-
en in die Qualität der Bildungsarbeit zwischen den einzel-
nen Teilsystemen und Bildungsträgern sowie die Gleichwer-
tigkeit berufl icher und allgemeiner Bildung.

die schulische ausbildung muss die schüler/schüle-
rinnen bei ihrer indiViduellen entWicklung unter-
stützen, sie bestmÖglich auf die anforderungen der 
zukunft Vorbereiten und ihnen ausreichende quali-
fizierung Vermitteln, sodass sie zur WeiterentWick-
lung der gesellschaft beitragen kÖnnen.

3.3.6.1 der Ögb fordert:

 » Die Förderungen von Mädchen und Frauen im tech-
nischen und naturwissenschaftlichen Bereich.

 » Im Rahmen der Fachkräfteausbildung Maßnahmen, die 
jungen Frauen Einstieg und Verbleib in bisher traditio-
nellen Männerberufen ermöglichen. Dabei sind beson-
dere Bildungsmaßnahmen für Frauen sicherzustellen, 
die technologische Berufe erlernen möchten.

 » Alle SchülerInnen nach ihren Stärken und Fähigkeiten 
optimal und individuell zu fördern, Defi zite müssen 
rasch ausgeglichen, Begabungen gefördert werden.

 » Bildungsreformen, die insbesondere besseren Klein-
gruppenunterricht und Tagesbetreuung ermöglichen, 
die Ausstattung der Schulen und die Arbeitsbedin-
gungen der LehrerInnen verbessern, die Investitionen 
in die Infrastruktur erhöhen, die Polytechnische Schule 
den neuen Anforderungen anpassen, die die Berufsrei-
feprüfung weiter attraktivieren und bewerben und den 
Fremdsprachenunterricht sowie die politische Bildung in 
den Schulen – insbesondere in den Berufsschulen durch 
eine längst überfällige Berufsschulzeiterweiterung – ver-
bessert.

 » Bildungschancen unabhängig von sozialer Herkunft und 
spricht sich für ein Bildungssystem aus, das sozialer Se-
lektion entgegenwirkt. Derzeit sind Kinder aus Arbeit-
nehmerInnenfamilien mit niedrigem oder mittlerem 
Bildungsniveau in allen weiterführenden Schulformen 
deutlich unterrepräsentiert. Ein zukunftsorientiertes Bil-
dungssystem muss den Schwächeren Hilfe geben und 

die Stärkeren fördern. Unabhängig 
vom familiären und sozialen Hin-
tergrund muss eff ektive Chancen-
gleichheit bestehen.

 » Die Erarbeitung eines Konzepts für 
ein neuartiges Schulwesen im Rah-
men der Schulpfl icht, das eine umfassende Entwicklung 
der individuellen Potenziale der Kinder und Jugend-
lichen durch Leistungsdiff erenzierung ermöglicht. So 
werden die Potenziale der Kinder und Jugendlichen bes-
ser genutzt, und die Bildungswegentscheidung wird im 
Anschluss an die sekundarstufe i fundiert getroff en.

 » Die neue Mittelschule zu evaluieren und weiterzuentwi-
ckeln. Solche Modellversuche sind ein wichtiger Schritt 
zur Weiterentwicklung des Bildungssystems. Kindern 
mehr Zeit zu geben, um ihre Talente und Fertigkeiten 
weiterzuentwickeln, ist nicht nur ein bildungspolitisch 
entscheidender Ansatz, sondern auch gesellschaftspoli-
tisch unverzichtbar.

die bundesregierung hat eine ausbildungsgarantie 
für alle jugendlichen bis zum 18. lebensjahr abge-
geben. der Ögb begrüsst dieses bekenntnis zur Ver-
antWortung für die ausbildung der jugend, fordert 
aber mehr engagement aller politisch VerantWort-
lichen ein. dieses muss auch junge erWachsene nach 
dem 18. lebensjahr erfassen.

der Ögb fordert:

 » Die Einführung eines verpfl ichtenden Ausbildungsjah-
res im Anschluss an die Schulpfl icht. Zielgruppe sind 
Jugendlichen, die nach der Schulpfl icht keine weiter-
führende Ausbildung beginnen. Diese Jugendlichen 
sind durch gezielte Maßnahmen auf ihren Berufs- und 
Bildungsweg vorzubereiten und darüber zu informieren.

 » Die Einrichtung einer ausführlichen, verbindlichen Be-
rufs- und Bildungswegorientierung in der 6. bis 8. Schul-
stufe in allen Schulformen. 

 » Die Einführung einer stark praxisorientierten Ausbil-
dungsform in Zusammenarbeit des schulischen Berufs-
bildungssystems und des AMS. Berufsbildende Schulen 

stark
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müssen als Träger von überbetrieblichen Ausbildungs-
maßnahmen auftreten. 

 » Kurzfristige niederschwellige Förderangebote für Ju-
gendliche, die sich nicht in Ausbildungsmaßnahmen 
befi nden (aufsuchende Projekte), und für Jugendliche, 
bei denen im letzten Jahr der Schulpfl icht der Ausbil-
dungsabbruch wahrscheinlich ist, durch Einrichtungen 
der Jugendarbeit der Länder und Gemeinden sowie der 
Schulbehörden. 

 » Die Überarbeitung der Anrechnungsbestimmungen. 
Nach wie vor werden Schulabschlüsse auf Lehrausbil-
dungen und umgekehrt Lehrabschlüsse auf Schulausbil-
dungen nicht vollständig und einheitlich angerechnet. 
So fi nden zum Beispiel Jugendliche mit Matura an einer 
Berufsbildenden Höheren Schule für Tourismus oft nur 
als Lehrlinge im ersten Lehrjahr eine Anstellung. Dies ist 
nicht nur eine Vergeudung von Bildungsressourcen, son-
dern vor allem auch ein Vorenthalten entsprechender 
Entlohnung nach dem Kollektivvertrag.

 » Berufsschulen verstärkt zu einem Ort der Weiterbildung 
zu machen. Damit verbunden soll es einen Rechtsan-
spruch auf gebührenfreie Vorbereitung bzw. Berufsrei-
feprüfung an den Berufsschulen geben. Durch verstärkt 
geblockten Unterricht, Erweiterung der Berufsschulzeit, 
bessere Verteilung von Theorie- und Praxisunterricht 
und maximale tägliche Berufsschulzeit von sieben Stun-
den muss die Unterrichtsqualität für Lehrende und Schü-
lerInnen verbessert werden.

 » Den Ausbau der überbetrieblichen Ausbildungseinrich-
tungen.

im bereich der bmhs muss ebenso Wie im dualen sys-
tem der grundsatz der breitflächigen beruflichen 
erstausbildung gelten. leider müssen aufgrund der 
starken nachfrage, aber auch Wegen des eingefrore-
nen bundesbudgets für diesen schult ypus, nach Wie 

Vor zahlreiche schüler/schülerinnen abgeWiesen 
Werden. durch einen zuWachs an ausbildungsplätzen 
in den ersten klassen soWie durch eine neustruktu-
rierung des angebots soll die zahl der jugendlichen 
mit einem abschluss einer Weiterführenden schule 
angehoben Werden.

der Ögb fordert:

 » Die schrittweise Verringerung der KlassenschülerInnen-
Höchstzahlen auf 25, mehr Förderunterricht, ein Kurssys-
tem und weitere Stützmaßnahmen u. a. auch für Kinder 
mit nicht-deutscher Muttersprache, um die Drop-out-
Raten in den berufsbildenden Schulen zu verringern. 

 » Zusätzliche Ausbildungsplätze im berufsbildenden 
Schulwesen und eine höhere Behaltequote, die dazu 
beitragen sollen, dass die MaturantInnenzahl in Öster-
reich auf internationales Niveau angehoben wird.

 » Ergänzung des berufsbildenden Schulwesens (verschie-
dene Fachschulen einschließlich der Handelsschule, 
der Handelsakademien, Höheren Technischen Lehran-
stalten, Schulen für wirtschaftliche Berufe usw.) um mo-
dulare Bereiche, die individuelle Schwerpunktbildung 
ermöglichen. Dabei darf die Einzigartigkeit der BHS (Be-
rufsbildende Höhere Schulen), sowohl eine Berufsaus-
bildung als auch den allgemeinen Hochschulzugang zu 
vermitteln, nicht aus den Augen verloren werden.

nach Wie Vor ist die finanzielle ausstattung der uniVersitäten 
unzureichend. das budget für die hochschulen muss sicher-
stellen, dass alle studierWilligen ihr Wunschstudium begin-
nen kÖnnen. 

Es muss ausreichend und didaktisch besser geschultes Lehr-
personal zur Verfügung stehen. In Kooperation mit den Uni-
versitäten ist der zusätzliche Finanzbedarf zur Beseitigung 
von Engpässen zu ermitteln. In diesem Zusammenhang 
muss der Bund in Anlehnung an den Fachhochschulsektor 
einen österreichweiten Entwicklungs- und Finanzierungs-
plan für den Universitätsbereich erstellen. Das bedeutet 
auch mehr Investitionen in die Infrastruktur für eine zeitge-
mäße Ausstattung von Gebäuden und Hörsälen, neue Ge-
räte usw.

gerecht
sozial
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Nach wie vor gibt es auch erhebliche Probleme bei 
der Vereinbarkeit von Studium und Beruf. Notwendig 
Ist ein MaSSnahmenbündel zur besseren Vereinbar-
keit von Studium und Beruf. 

Der ÖGB fordert:

»» Ein eigens für Berufstätige konzipiertes Studienangebot 
in großen Studienrichtungen, mehr Abend- und Block-
veranstaltungen, bedarfsgerechte Öffnungszeiten von 
Bibliotheken und Instituten, Orientierungshilfen zu Stu-
dienbeginn, eigene BerufstätigenreferentInnen an den 
Universitäten und einen qualitativ hochwertigen Einsatz 
neuer Kommunikationstechnologien. 

»» Den uneingeschränkten Zugang zu universitärer Bildung 
durch die gänzliche Abschaffung der Studiengebühren 
und die rasche Reform der Studienbeihilfen und des Sti-
pendienwesens. Darüber hinaus spricht sich der ÖGB 
gegen Studienplatzbeschränkungen, auch innerhalb 
der neuen dreigliedrigen Studienarchitektur, aus, da 
diese den Zielen eines durchlässigen Bildungssystems 
widersprechen. Stattdessen sind Möglichkeiten zur fä-
cher- und bildungswegübergreifenden Anrechenbarkeit 
von Bildungsabschlüssen, auch im Sinne des Europäischen 
bzw. Nationalen Qualifikationsrahmens, auszubauen.

»» Bessere Studienvorbereitung, z. B. Berufs- und Bildungs-
wegorientierung als verbindliche Übung in der Oberstu-
fe der AHS und in Form von selbstständigem und vorwis-
senschaftlichem Arbeiten. In diesem Zusammenhang 
fordert der ÖGB auch die Verbesserung der Aus- und 
Weiterbildung der Lehrkräfte im Bereich der Berufs- und 
Bildungswegorientierung.

»» Den Ausbau der universitären Mitbestimmung. Die Mit-
sprache aller Universitätsangehörigen in einem ausge-
glichenen Verhältnis im Rahmen der universitären Ent-
scheidungsgremien muss wieder sichergestellt werden. 

Der österreichische Fachhochschulsektor nimmt seine Auf
gabe einer wissenschaftlich fundierten Berufsausbildung 
erfolgreich wahr. Der an Entwicklungsplänen orientierte 
Ausbau von Studiengängen und Studienplätzen einerseits 
und die moderne Form der laufenden Qualitätssicherung 
andererseits haben zu hoher Akzeptanz bei Studienplatz-
werberInnen und Unternehmen geführt. Beispielhaft sind 
auch die verbesserte Durchlässigkeit für AbsolventInnen 
der Lehre oder berufsbildender Schulen in die Fachhoch-
schulen. Wenngleich der Anteil an Studierenden ohne tra-
ditionelle Reifeprüfung im FH-Sektor etwa doppelt so hoch 
ist wie an den Universitäten, liegt dort noch Entwicklungs-
bedarf, um den Fachkräftebedarf auf allen Ebenen sicherzu-
stellen, und um den AbsolventInnen mittlerer Bildungsgän-
ge attraktive Höherqualifizierungen anbieten zu können. 

Der ÖGB fordert:

»» Ein Anreizsystem für aktive Aufnahmepraxis für Studie-
rende ohne traditionelle Reifeprüfung.

»» Auch im Bereich der Fachhochschulen die gänzliche Ab-
schaffung der Studiengebühren und die Gegenfinanzie-
rung durch die öffentliche Hand.

»» Die Fachhochschulen als Einrichtungen der ange-
wandten Forschung und Entwicklung auszubauen und 
die Aktivitäten in diesem Bereich stärker voranzutreiben.

Gegenwärtig sind die Angebote der Weiterbildung weitge-
hend marktmäßig gesteuert. Dies führt bisher, da Ordnungs-
mechanismen fehlen, zu (regionaler) Unterversorgung mit 
Angeboten, deutlichen sozialen Zugangsbarrieren, gravie-
renden Qualitätsunterschieden, problematischen Arbeits-
bedingungen und hoher Undurchschaubarkeit hinsichtlich 
der Angebote und deren Qualität bzw. Verwertbarkeit am 
Arbeitsmarkt. Der ÖGB ist der Meinung, dass die Förderung 
des lebensbegleitenden Lernens auch Aufgabe des Staates 
ist, und dass der Staat diese Aufgabe bisher zu wenig wahr-
nimmt.

Derzeit ist der Bereich der Weiterbildung im gesamten 
Bildungsbudget stark unterdotiert. Die Kosten in der 
Erwachsenenbildung werden fast vollständig von 
der Einzelperson und den Betrieben und nur in gerin-
gem AusmaSS von der öffentlichen Hand getragen. 

Der ÖGB fordert:

»» Ein deutlicheres politisches, aber auch finanzielles Be-
kenntnis, dem Thema Weiterbildung auch den entspre-
chenden Stellenwert zu geben.

»» Eine breit angelegte und umfassende nationale Strate-
gie zum lebensbegleitenden Lernen.

»» Das Nachholen aller formalen Bildungsabschlüsse bis zur 
Sekundarstufe II, unabhängig vom Alter und gebühren-
frei. Die Angebote müssen erwachsenengerecht und von 
der Organisationsform für Berufstätige zugänglich sein.

»» Die Erarbeitung und rasche Umsetzung sinnvoller, abge-
stimmter, österreichweiter Fördermodelle in der Erwach-
senenbildung.

»» Allgemein anerkannte Qualitätsnachweise zur Überprü-
fung und Bewertung der Angebotsqualität. 

»» Ein flächendeckendes Angebot an anbieterübergreifen-
der Bildungsberatung. Die Angebote müssen regional 
ausgewogen sein, bestehende Angebote müssen mitei-
nander vernetzt sein. 

»» Die Anwendung des DienstnehmerInnenbegriffs nach 
den gültigen arbeits-, sozial- und steuerrechtlichen Re-



29

17. Ögb-Bundeskongress 200917. Ögb-Bundeskongress 2009

STARKER STAAT 29

gelungen auf TrainerInnen, Vortragende und Lehren-
de, die von ihrer Tätigkeit wirtschaftlich abhängig sind. 
Sonderregelungen für den Bildungsbereich werden vom 
ÖGB abgelehnt.

3.3.7	G esundheitspolitik

Das hohe Niveau des österreichischen Gesundheits-
wesens muss auch in Zeiten einer weltweiten Wirt-
schaftskrise gehalten werden. Auch wenn wir uns 
durch Fortschritte in der Medizin und die längere 
Lebenserwartung darauf einstellen müssen, dass Ge-
sundheit in Zukunft mehr kostet, muss ein leichter 
und freier Zugang zu medizinischen Leistungen für 
die gesamte Bevölkerung gewährleistet sein.

Der ÖGB spricht sich dafür aus, dass das Gesundheitssystem 
die Versorgung ohne soziale Hürden und allgemein zugäng-
lich für alle, unabhängig von Alter, Herkunft, Geschlecht si-
cherstellt. Weitere Selbstbehalte und die Reduktion der von 
den Kassen finanzierten Leistungen lehnt der ÖGB ab. 

Daher bekennt sich der ÖGB dazu, dass das Gesundheitswe-
sen auch weiterhin als öffentliche Aufgabe im Rahmen der 
Daseinsvorsorge zu sehen ist und lehnt Privatisierungsten-
denzen ab.

Es ist aber unerlässlich, auch neue Finanzierungsquellen für 
die Finanzierung des Gesundheitssystems heranzuziehen. 
Das kann z. B. über eine wertschöpfungsbezogene Finan-
zierung der DienstgeberInnenbeiträge, eine Sozialversiche-
rungspflicht für Kapitaleinkünfte und/oder die verstärkte 

Steuerfinanzierung des Gesundheitssystems erreicht wer-
den. Die Verfügungsgewalt über die zukünftigen zusätz-
lichen Mittel, die ins Gesundheitssystem fließen, muss wei-
terhin in den Händen der Selbstverwaltung liegen. Nur so 
ist gewährleistet, dass die Interessen der PatientInnen opti-
mal wahrgenommen werden.

Zu einer Steigerung der Effizienz der im Gesundheitswesen 
eingesetzten Mittel sind in Zukunft sektorenübergreifende 
Strategie, Planung und Steuerung nötig. Das vorrangige Ziel 
muss dabei die Steigerung der Qualität für die PatientInnen 
sein. Bei der Weiterentwicklung des Gesundheitssystems 
muss der Mensch mit seinen Bedürfnissen und nicht als 
Kostenfaktor im Mittelpunkt stehen. 

Auch wenn durch Änderungen im System dessen Effizi-
enz erhöht werden kann und mit den gegebenen Mitteln 
ein höheres Ergebnis erzielt werden könnte, benötigt das 
Gesundheitssystem mehr finanzielle Mittel und eine grund
legende Reform der Finanzierung. Die Aufbringung der 
finanziellen Mittel für das Gesundheitssystem ist solidarisch 
und sozial gerecht zu gestalten. 

3.3.7.1	D er ÖGB fordert:

»» Uneingeschränkten Zugang zur Gesundheitsversorgung 
für alle Menschen in Österreich durch Einbeziehung in 
die Krankenversicherung. 

»» Zugang zu den Leistungen nach dem aktuellen Stand 
der Medizin für alle Menschen in gleicher Qualität. Nicht 
nur die vorhandenen Leistungen müssen nach dem ak-
tuellen Stand der Medizin gewährt werden, es muss über 

Foto: Hofschlaeger/pixelio.de
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eine Aktualisierung der Leistungen der Krankenversiche-
rung (z. B. moderne Zahnmedizin) bzw. über neue und 
zukunftsträchtige Aufgaben (z. B. Prävention und Ge-
sundheitsförderung) nachgedacht werden.

»» Hochwertige Ausbildung aller im Gesundheitswesen be-
schäftigten Personen auf vergleichbarem europäischem 
Niveau und Arbeitsbedingungen, die den Eintritt und 
Verbleib in Gesundheitsberufen attraktiv machen.

»» Dass Arbeitsplätze und Lebensumfeld gesundheits- und 
alternsgerecht gestaltet werden. Gesundheit wird nicht 
nur durch das Gesundheitssystem, sondern auch durch 
die Arbeits- und Lebensbedingungen der Menschen be-
stimmt. 

»» Die völlige Entschuldung der Krankenversicherungsträ-
ger, um Zinszahlungen zu vermeiden.

»» Die Rücknahme jener Maßnahmen, die die Finanzsituati-
on der Kassen verschärft haben.

»» Die deutliche Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage 
in der Krankenversicherung in Verbindung mit einer Mo-
dernisierung des Leistungsumfanges. 

»» Die Verbreiterung der Beitragsgrundlage, um die Leist-
barkeit unseres sozialen Sicherungssystems und seine 
solidarische Finanzierung abzusichern, z. B. Wertschöp-
fungsabgabe, Vermögenszuwachssteuer.

»» Stärkere Steuerfinanzierung des Gesundheitssystems 
durch Bundesmittel. 

»» Die Beibehaltung der Pflichtversicherung. 
»» Die Einschränkung von Selbstbehalten bzw. Neuord-

nung des Systems der Selbstbehalte inkl. Deckelung al-
ler Selbstbehalte.

»» Die Schaffung eines Präventions- und Gesundheitsförde-
rungsgesetzes mit gesicherter Finanzierung.

»» Die Weiterentwicklung der stationären und ambulanten 
Rehabilitation für alle Altersgruppen.

Der ÖGB betont sein deutliches Bekenntnis zum Prinzip der 
Selbstverwaltung. Die berufliche und soziale Selbstverwaltung 
entspricht demokratiepolitischen Zielen. Sie kann auSSerdem 
rascher und effizienter als staatliche Behörden die Bedürfnisse 
der Mitglieder bzw. Versicherten und LeistungsempfängerInnen 
erkennen, etwa im Bereich der Gesundheitsvorsorge, und kann 
für einen wirtschaftlichen und kostengünstigen Einsatz der 
Mittel sorgen. Vom Standpunkt der Zahl der Versicherten und 
Leistungsabhängigen ist eine Mehrheit der Arbeitnehmerver-
treterInnen in den Gremien der Selbstverwaltung geboten. 
Vom Standpunkt des Beitragsaufkommens sind den Arbeitge-

bern Kontrollmöglichkeiten einzuräumen. Das spricht grund-
sätzlich für die bestehende Struktur und Zusammensetzung 
der Selbstverwaltungskörper: DienstnehmerInnenmehrheit in 
Vorstand und Generalversammlung und DienstgeberInnen-
mehrheit in der Kontrollversammlung.

Der ÖGB fordert:

»» Mehr Einfluss der Selbstverwaltung bei der integrierten 
und sektorenübergreifenden Strategie, Planung und 
Steuerung des Gesundheitswesens; Mitsprache analog 
zum Finanzierungsanteil auch im Spitalsbereich.

»» Eine stärkere Koordinierungsrolle für den Hauptverband.
»» Den Erhalt und Ausbau der eigenen Einrichtungen der 

Sozialversicherung. Ausgliederungen bringen keine Vor-
teile für die Versicherten. Die eigenen Einrichtungen eig-
nen sich hervorragend für ein Gesamtkonzept, in dem 
Prävention und Vorsorge eine maßgebliche Rolle spie-
len. In diesem Sinne soll die Vorsorge in den eigenen Ein-
richtungen weiter ausgebaut werden. 

Für eine glaubwürdige Gesundheitspolitik ist ein 
breiterer Ansatz nötig. Hinzu kommt, dass in der me-
dizinischen und pharmazeutischen Forschung noch 
immer der Mann als MaSS für Diagnoseinstrumente, 
Medikamentengaben und Behandlungsformen dient. 
Das führt nach neuesten österreichischen Studien 
dazu, dass Frauen auch in der akuten medizinischen 
Betreuung benachteiligt sind.

Der ÖGB fordert:

»» Zielgruppenorientierte Medizin und Forschung für 
Frauen, Männer, Kinder und ältere Menschen; Gesund-
heitspolitik darf Frauen generell nicht benachteiligen. 
Auch in der medizinischen Forschung, der Arbeitsme-
dizin und bei Public-Health-Aktivitäten müssen Frauen 
den Männern schleunigst gleichgestellt werden.

»» Dass BezieherInnen niedriger Einkommen vollständig 
von Selbstbehalten befreit werden. Das zentrale Ziel 
der Gleichstellung der Frauen wird in der Gesundheits-
politik durch Selbstbehalte konterkariert. Weil Frauen 
immer noch durchschnittlich ein Drittel weniger als 
Männer verdienen, werden sie durch Selbstbehalte 
stärker belastet.

Stark Sozial
Gerecht
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3.3.8	A rbeitnehmerInnen- 
	 schutz und  
	B edienstetenschutz

Eine aktuelle Wifo-Studie hat 
ergeben, dass in Österreich al-
lein sechs körperliche Arbeits-
belastungen rund 23 Prozent 
der Krankenstände ausma-
chen. Diese rein physischen Be-
lastungsfaktoren verursachen 
2,8 bis 3,1 Milliarden Euro jähr-
lich an gesamtwirtschaftlichen 
Kosten. Diese Kosten sind eine 
Minimalschätzung, denn krank 
machende psychische Arbeits-
belastungen wie Stress und Ar-
beiten unter Zeitdruck wurden 
da noch nicht miteingerechnet. 
Ergebnisse aus anderen Studi-
en lassen schließen, dass insge-
samt bis zu 50 Prozent der Krankenstände auf Belastungen 
am Arbeitsplatz zurückgehen. Durch flächendeckende Prä-
vention und Gesundheitsförderung in Betrieben könnte 
großes menschliches Leid verhindert und gleichzeitig sehr 
viel Geld gespart werden. 

Die körperlichen und psychischen Belastungen bei der 
Arbeit nehmen zu. Gründe für diese Entwicklung sind die 
Flexibilisierung und Technisierung der Arbeit, der wachsen-
de Zeitdruck, gleichbleibende körperlich belastende Tätig-
keiten, zum Beispiel im Pflegebereich oder am Bau, aber 
auch ständig steigende Anforderungen z. B. im Rahmen 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse. Die derzeit schwierige 
wirtschaftliche Situation, die vielfach zu Angst um den Ar-
beitsplatz führt, verstärkt diese Probleme. 

3.3.8.1	D er ÖGB fordert:

»» Die Modernisierung des ArbeitnehmerInnen- und Be-
dienstetenschutz-Rechts. Nicht die Erfüllung von Min-
destvorschriften kann dabei die Ziellatte sein, sondern die 
Gestaltung eines nachhaltigen Arbeits- und Gesundheits-
schutzes. Die Entstehung von arbeitsbedingten Erkran-
kungen muss so bereits im Vorfeld verhindert werden. 

»» Ein umfassendes Präventions- und Gesundheitsförde-
rungsgesetz. Maßnahmen im Rahmen der betrieblichen 
Gesundheitsförderung erfolgen derzeit nur auf freiwilliger 
Basis. Die betriebliche Gesundheitsförderung muss im Ar-
beitnehmerInnen- und Bedienstetenschutzgesetz als Auf-
gabe der Präventivfachkräfte unter Einbeziehung weiterer 
ExpertInnen der betrieblichen Gesundheitsförderung voll 

verankert werden. Über Betriebs- bzw. Dienstvereinba-
rung sollen Maßnahmen der betrieblichen Gesundheits-
förderung erzwingbar durchgesetzt werden können. 

»» Die Entwicklung gemeinsamer Gesamtgesundheitsziele 
aller AkteurInnen im Gesundheitsbereich. Die Zusam-
menarbeit unter den Trägern muss breit angelegt sein: 
Sozialversicherungen, Länder, Gemeinden, Institutionen, 
die SozialpartnerInnen und private AnbieterInnen sollen 
ihren Beitrag leisten.

»» Die Schaffung eines Kompetenzzentrums für Prävention 
im Rahmen der Sozialversicherung.

»» Die Verankerung der Vorbeugung arbeitsbedingter Er-
krankungen als Pflichtaufgabe der AUVA.

»» Die dezidierte Aufnahme von alternsgerechtem Arbeiten 
als Präventionsziel in das ArbeitnehmerInnenschutzge-
setz/die Bedienstetenschutzgesetze.

»» Erzwingbare Betriebsvereinbarungen zur Umsetzung 
von betrieblicher Gesundheitsförderung nach den Richt-
linien des Österreichischen Netzwerks für Betriebliche 
Gesundheitsförderung und zum alternsgerechten Ar-
beiten im Betrieb.

»» Verpflichtende Maßnahmen zur Umsetzung von alterns-
gerechtem Arbeiten: ArbeitgeberInnen müssen Arbeits-
plätze, Arbeitsmittel, die Arbeitsorganisation so gestal-
ten, dass für ArbeitnehmerInnen in jedem Lebensalter 
die belastungs- und beanspruchungsoptimale Ausfüh-
rung der Arbeit gewährleistet ist, um möglichst ohne Be-
einträchtigungen in Pension gehen zu können. 

»» Führungskräfte im Rahmen der Unterweisung im Arbeit-
nehmerInnen- und Bedienstetenschutz auf ihre Aufga-
ben diesbezüglich (z. B. Einsatz von ArbeitnehmerInnen, 

Foto: Alexandra Bucurescu/pixelio.de



17. Ögb-bundeskongress 2009

STARKER STAAT32 stark

Konfl iktmanagement, Bedeutung von Anerkennung 
und Wertschätzung) zu schulen. Die wichtige Rolle von 
Führungskräften bei der Prävention von Stress, Mobbing 
und Burn-out ist unumstritten. 

 » Die verpfl ichtende Einbindung von Behindertenvertrau-
enspersonen in die Ermittlung und Beurteilung von Ge-
fahren.

 » Ausweitung des Datenschutzes am Arbeitsplatz und 
Verbesserung der Mitsprache und Mitbestimmung der 
Belegschaftsvertretung bei datenschutzrechtlichen An-
gelegenheiten.

 » Die Erweiterung und Aktualisierung der Liste der Berufs-
krankheiten, vor allem was psychische Erkrankungen 
und Erkrankungen des Bewegungs- und Stützapparats 
betriff t.
•	 Verordnung zum Heben und Tragen schwerer Lasten 

umsetzen.
•	 Schutz vor gefährlichen Arbeitsstoff en verbessern.
•	 Prävention gegen Mobbing, Gewalt, sexuelle Belästi-

gung und Stress gesetzlich verankern.
•	 Einsatz und Ausbildung der Präventivfachkräfte ver-

bessern.
•	 Schichtarbeit ist Schwerarbeit, Belastungen durch 

Schicht- und/oder Nachtarbeit reduzieren.
•	 Gesundheitsfördernde Arbeitszeit rechtlich absichern.
•	 Arbeitsinspektion ausbauen.
•	 Ausbildung der Sicherheitsvertrauenspersonen aus-

weiten.
•	 Sicherheit in der Baubranche verbessern.

3.3.9 familienpolitik

Vereinbarkeit Von beruf und familie ist für frauen 
und männer zu ermÖglichen.

Die Umstellung vom Karenzgeld auf das Kinderbetreuungs-
geld hat zu längeren Berufsausstiegen und vermehrten 
Wiedereinstiegsproblemen geführt. 

3.3.9.1 der Ögb fordert:

 » Das Kinderbetreuungsgeld erwerbsfreundlicher zu ge-
stalten. Ziel des ÖGB ist es, das Kinderbetreuungsgeld in 
eine einkommensabhängige Leistung mit einem Sockel 
und einem Deckel weiterzuentwickeln. In einem ersten 
Schritt wurde das Kinderbetreuungsgeld bereits dahin-
gehend reformiert, dass auch ein höherer Bezug in kür-
zerer Zeit möglich ist. In einem zweiten Schritt soll das 
Kinderbetreuungsgeld um eine einkommensabhängige 
Variante ergänzt werden. 

 » Die Vereinfachung der Zuverdienstgrenzen. Statt der 
bisher sehr komplizierten Berechnungsweise der Zu-
verdienstgrenze soll für ArbeitnehmerInnen gesetzlich 
eine Bruttoeinkommensgrenze festgelegt werden, die 
jährlich valorisiert wird. BezieherInnen sollen als Alterna-
tive dazu auch eine Arbeitszeitgrenze von bis zu 24 Stun-
den wöchentlich wählen können. In der Praxis führt die 
betragsmäßige Zuverdienstgrenze von 16.200 Euro im 
Jahr nämlich zu Arbeitszeitvereinbarungen mit geringer 
Stundenanzahl, die häufi g nicht im Interesse der Arbeit-
nehmerInnen liegen.

 » Das Sachleistungsprinzip in der Familienpolitik zu ver-
stärken. 

 » Den Ausbau von qualitativ hochwertigen und leistbaren 
ganztägigen Kinderbetreuungseinrichtungen, damit Fa-
milie und Beruf optimal vereinbart werden können. Ein 
gewisser Prozentsatz der Einnahmen aus dem Familien-
lastenausgleichsfonds (FLAF) muss zweckgebunden für 
die Kinderbetreuung verwendet werden. Derzeit fehlen 
insbesondere Betreuungsangebote für unter Zweijäh-
rige sowie im ländlichen Bereich. Kinderbetreuungsein-
richtungen in Betrieben müssen ebenfalls verstärkt ge-
fördert werden. 

 » Den Beruf der KindergartenpädagogInnen durch eine 
gute Ausbildung und bessere Bezahlung aufzuwerten.

 » Dass die Finanzierung des FLAF in Hinkunft gerechter 
und wertschöpfungsbezogen erfolgt. Der FLAF weist 
seit Jahren ein Defi zit auf. Die Einnahmen des FLAF wer-
den überwiegend aus Geldern der Unselbstständigen 
gespeist, obwohl die Ausgaben allen Gruppen der Be-
völkerung zugute kommen. 

 » Väter müssen nach der Geburt eines Kindes Anspruch 
auf einen bezahlten Papa-Monat haben. 

 » Dass der Anspruch auf Elternteilzeit für alle Mütter und 
Väter unabhängig von Betriebsgröße und -zugehörig-
keit gilt.

 » Einen Rechtsanspruch auf eine Einkommensersatzleis-
tung für alle Personen, die die Familienhospizkarenz in 
Anspruch nehmen. Dem arbeitsrechtlichen Anspruch 
auf Familienhospizkarenz steht derzeit kein Rechtsan-
spruch auf eine Geldleistung gegenüber, Angehörige 
erhalten aus dem Härteausgleichsfonds allenfalls eine 
fi nanzielle Unterstützung. 
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3.3.10	P flege und Betreuung

Die gute Versorgung im Fall der Pflegebedürftig-
keit ist eine Kernaufgabe des Staates. Abgelehnt 
werden vom ÖGB private Versicherungen, in denen 
die Prämienhöhe von Alter und Risiko abhängen. Pri-
vate Versicherungen machen die Beiträge nicht vom 
Einkommen abhängig und ermöglichen somit keinen 
sozialen Ausgleich. Private Versicherungen führen 
somit automatisch zu einer Zwei-Klassen-Medizin. 
Wenn ein gutes Pflegeangebot für die Bevölkerung 
mit anständigen Arbeitsbedingungen der Beschäf-
tigten verbunden werden soll, dann muss die Finan-
zierung durch die öffentliche Hand sichergestellt 
werden. 

In der 24-Stunden-Betreuung zu hause sind immer mehr 
Selbstständige tätig, nur die wenigsten Personen sind in die-
sem Bereich unselbstständig beschäftigt. In der Praxis liegt 
aber in nahezu allen Fällen eine persönliche und wirtschaft-
liche Abhängigkeit der BetreuerInnen und damit Schein-
selbstständigkeit vor, wodurch arbeits- und sozialrechtliche 
Bestimmungen umgangen werden. Um die Einhaltung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen sicherzustellen, und um die 
Haushalte von der ArbeitgeberInnenrolle und dem damit 
verbundenen Aufwand (Rechtskenntnisse, Administration, 
Haftungsfragen) zu entlasten, müssen gemeinnützige Trä-
ger, die die Qualität in der Pflege sicherstellen und arbeits-
rechtliche Bestimmungen einhalten, als Vertragspartne-
rInnen der Beschäftigten auftreten. 

3.3.10.1	D er ÖGB fordert:

»» Die Einrichtung eines ausreichend dotierten Pflegefonds 
für die Finanzierung der Pflege, der aus Mitteln einer re-
formierten Erbschafts- und einer neuen Vermögenszu-
wachssteuer gespeist wird. 

»» Rechtsanspruch auf befristete Pflegekarenz: Pflegende 
Angehörige sind derzeit unzureichend sozial- und ar-
beitsrechtlich abgesichert und sind oft gezwungen, ihre 
Erwerbstätigkeit für einen in der Familie aufgetretenen 
Pflegefall aufzugeben, weil ein Platz in einem Pflege-
heim oft erst nach einigen Monaten verfügbar ist. 

»» Rechtsanspruch auf Teilzeit im Falle der Pflegebedürftig-
keit eines nahen Angehörigen, damit es keinen Druck für 
pflegende Angehörige, meist Frauen, gibt, sich gänzlich 
aus dem Erwerbsleben zurückzuziehen. 

»» Ein flächendeckendes und qualitativ hochwertiges Be-
treuungsangebot zu leistbaren Bedingungen. Betrof-
fenen und ihren Angehörigen soll es möglich sein, eine 
für ihre Bedürfnisse am besten geeignete Form der Be-
treuung zu wählen. 

»» Erweiterung des Sachleistungsangebots in der Pflege zur 
Entlastung der Angehörigen: Erforderlich ist ein Ausbau 
im stationären, ambulanten und mobilen Pflegebereich, 
aber auch alternative Angebote wie Tageszentren und 
betreutes Wohnen werden benötigt. Betreuungsbedürf-
tige SeniorInnen brauchen mehr geriatrische Tageszen-
tren in ihrer Wohnumgebung, die ihnen teilstationäre 
Betreuung am Tag bieten. Im Bereich der Tagesbetreu-
ung schwerstbehinderter Kinder braucht es ebenfalls 
mehr Betreuungsplätze. 

»» Ausbau der qualitativ hochwertigen häuslichen Pflege 
und Betreuung, um sicherzustellen, dass die Betreuung 
und Pflege daheim durch bestens ausgebildete Pflege- 
und Betreuungspersonen erfolgt. 

»» Bessere Ausbildung und adäquate Bezahlung der Pflege-
berufe. Aufgrund der demografischen Entwicklung wird 
es einen steigenden Bedarf an Arbeitskräften in diesem 
Bereich geben, auch unter diesem Gesichtspunkt müs-
sen die Pflegeberufe attraktiver werden. Der Trend, dass 
pflegerische Tätigkeiten durch nicht qualifizierte Per-
sonen erbracht werden dürfen, muss gestoppt werden. 
Ein Ansatz ist die Kompetenz und Verantwortungserwei-
terung der PflegehelferInnen (zukünftig Pflegeassisten-
tInnen), die allerdings nur mit einer verbesserten Ausbil-
dung erfolgen darf. Während dieser Ausbildung ist die 
finanzielle Absicherung der Auszubildenden zu gewähr-
leisten. Eine hochwertige Ausbildung aller im Gesund-
heitswesen beschäftigten Personen auf vergleichbarem 
europäischem Niveau und Arbeitsbedingungen, die den 
Eintritt und Verbleib in Gesundheitsberufen attraktiv 
machen, ist sicherzustellen. 

3.3.11	P ensionen

Die Finanzkrise hat zu massiven Verlusten bei Be-
triebspensionen und privaten Pensionsvorsorgen 
geführt. In der Vergangenheit haben manche poli-
tischen Kräfte die kapitalgedeckte 2. und 3. Säule 
befürwortet und auch mit Steuergeld stark geför-
dert, während gleichzeitig das Leistungsniveau der 
staatlichen Pensionsvorsorge eingeschränkt wurde. 
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Der ÖGB hat immer darauf hingewiesen, dass dies ein 
Fehler ist, und dass staatliche Mittel zur Verbesse-
rung der gesetzlichen Altersvorsorge verwendet 
werden müssen. Der ÖGB spricht sich auch strikt ge-
gen Tendenzen innerhalb der EU aus, kapitalgedeckte 
Pensionen als Ersatz für öffentliche Pensionen zu 
propagieren. Keine EU-Initiative darf das öffentliche 
Umlagesystem schwächen und die Individualisierung 
der Altersvorsorge fördern.

Die aktuellen Verluste bei der kapitalgedeckten 2. und 3. 
Säule zeigen deutlich, dass die gesetzliche Pensionsversi-
cherung der einzige Garant für eine Existenzsicherung im 
Alter ist. Will man das Vertrauen der Menschen in die Alters-
vorsorge wieder herstellen, dann muss die gesetzliche Pen-
sionsversicherung so gestaltet sein, dass sie den Lebens-
standard der Menschen auf hohem Niveau sichert.

Aber auch unabhängig von der aktuellen Finanzkrise ist 
ein Drei-Säulen-Modell abzulehnen: Für Menschen mit Er-
werbsunterbrechungen sind Betriebspensionssysteme kein 
gleichwertiger Ersatz zur staatlichen Pensionsversicherung, 
da der sogenannten kapitalgedeckten 2. Säule Solidarele-
mente wie die Anrechnung von Kindererziehungs- oder 
Arbeitslosenzeiten fehlen. Personen mit kürzeren oder aty-
pischen Beschäftigungsverhältnissen sind normalerweise 
nicht in die Betriebspensionssysteme eingebunden. In der 
heutigen Arbeitswelt, die durch häufigeren ArbeitgeberIn-
nenwechsel und atypische Beschäftigungsformen gekenn-
zeichnet ist, sind daher große Teile der ArbeitnehmerInnen 
von vornherein von der 2. Säule ausgeschlossen. Die Pri-
vatvorsorge – die sogenannte 3. Säule – können sich nur 
besser verdienende Menschen leisten. Zusammenfassend 
ist daher festzuhalten, dass die kapitalgedeckte zweite und 
dritte Säule weitaus weniger Menschen erreichen und diese 
im Alter dem Kapitalmarktrisiko aussetzen.

Die gesetzliche Pensionsversicherung muss daher auch in Zu-
kunft Lebensstandard sichernde Pensionen gewährleisten. 
Die Grundformel lautet: 80/45/65. Dies bedeutet, dass man 
grundsätzlich 80 Prozent seiner Bemessungsgrundlage als 
Pension erhält, wenn man zum Regelpensionsalter mit 45 
Versicherungsjahren in Pension geht. 

Menschen mit Erwerbsunterbrechungen – das sind vor 
allem Frauen – sind bei allen künftigen Maßnahmen beson-
ders zu berücksichtigen, da sie schon bisher von den Pensi-
onsreformen besonders negativ betroffen waren. 

Nicht zuletzt müssen Anreize gesetzt werden, die es auch 
älteren ArbeitnehmerInnen ermöglichen, bei reduzierter 
Arbeitszeit länger im Erwerbsleben zu stehen. 

3.3.11.1	D er ÖGB fordert:

»» Das bestehende Regelpensionsalter beizubehalten. Das 
Regelpensionsalter ist derzeit 65 für Männer und 60 für 
Frauen. Ab 2024 wird das Regelpensionsalter der Frauen 
schrittweise an jenes der Männer angeglichen. Eine vor-
zeitige Angleichung lehnt der ÖGB ab. 

»» Dass die Anhebung des Antrittsalters für die vorzeitige 
Alterspension wegen langer Versicherungsdauer ge-
stoppt wird und so auch ein eigener Pensionskorridor für 
Frauen geschaffen wird. Durch die Pensionsharmoni
sierung wurde zwar ein Pensionskorridor für Männer 
ab 62 geschaffen, Frauen können diesen jedoch erst ab 
2028 nutzen. 

»» Die Abschaffung der Korridorabschläge. Bei Nutzung 
des Pensionskorridors ab 62 werden zusätzliche Strafab-
schläge berechnet. 

»» Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung bis zum Regelpensionsalter, um eine Wahlmöglich-
keit zum vorzeitigen Pensionsantritt zu schaffen.

»» Eine gerechte und unbefristete Regelung für Personen, 
die 45 bzw. 40 Jahre Beiträge geleistet haben. 

Auch bei den Schwerarbeitsregelungen gibt 
es massiven Reformbedarf. Die Schwerarbeits
regelung, die seit 2007 gilt, ermöglicht Frauen 
keinen vorzeitigen Pensionsantritt aufGrund  
von geleisteter schwerer Arbeit. Die Schwer
arbeitsregelung, die 2014 in Kraft treten soll, 
ermöglicht Frauen zwar einen Pensionsantritt  
ab 55, stellt jedoch auf Beitragsjahre und nicht 
wie die jetzige Schwerarbeitsregelung auf  
Versicherungsjahre ab. Der ÖGB lehnt derartige 
Ungerechtigkeiten ab und fordert daher:

»» Dass auch Frauen der vorzeitige Pensionsantritt auf-
grund von Schwerarbeit vor 2014 möglich ist  und auf 
Versicherungs- und nicht auf Beitragsjahre abgestellt 
wird.

»» Dass Schwerarbeit auch bei der Berechnung der 
Berufsunfähigkeits- und Invaliditätspension be-
rücksichtigt wird, und zwar in Form eines höheren 
Steigerungsbetrages; es muss gesichert sein, dass Ar-
beitnehmerInnen, die Schwerarbeit geleistet haben, 
mit 45 bzw. 40 Versicherungsjahren abschlagsfrei in 
Pension gehen können. 

»» Einen höheren Pensionsbeitrag jener Arbeitgebe-
rInnen, die Schwerarbeit verlangen. Dies ist gerechtfer-
tigt, da die Unternehmen Gewinne mit der Schwerar-
beit erzielen. 

»» Dass Nachtarbeit generell, Tätigkeiten unter fortwäh-
rendem Lärm, Akkord-, Fließbandarbeit und ähnliche Tä-
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tigkeiten sowie Pfl egeberufe und alle Beschäftigungen, 
die dem BUAG unterliegen, als Schwerarbeit anerkannt 
werden. Auch Tätigkeiten, die eine besondere psychische 
Belastung darstellen, sind Schwerarbeit.

 » Dass die Leistung von Schwerarbeit auch in früheren 
Jahren berücksichtigt werden muss, da nicht auszu-
schließen ist, dass die ArbeitnehmerInnen noch gesund-
heitliche Schäden von der in der Jugend geleisteten 
Schwerarbeit haben. 

 » Dass die Dienstgeberbeiträge nach dem Nacht-Schwer-
arbeitsgesetz (NSchG) monatlich am Lohnzettel aus-
gewiesen werden sollten. Nur so haben die Arbeitneh-
merInnen die Möglichkeit, den monatlichen Erwerb von 
Beitragsmonaten zum NSchG zu überprüfen.

auch bei den krankheitsbedingten pensionen besteht hand-
lungsbedarf. notWendig sind soWohl die einführung eines 
eigenen präVentionsgesetzes, damit die menschen mÖglichst 
lange gesundheitlich in der lage sind, ihrer erWerbstätigkeit 
nachzugehen, als auch die Verbesserung der situation Von 
niedrig qualifizierten älteren, gesundheitlich schWer beein-
trächtigten menschen durch einen erleichterten  zugang in 
eine krankheitsbedingte pension, da diese in der praxis kei-
nerlei arbeitsmarktchancen mehr haben. Aber auch wenn 
jemand in eine Berufsunfähigkeits- oder Invaliditätspen-
sion gehen kann, sind die Pensionshöhen erschreckend 
niedrig. 

Der ÖGB fordert daher:
 » Dass die Berechnung der Höhe der krankheitsbedingten 

Pensionen verbessert wird. Auch die Bemühungen zur 
berufl ichen Rehabilitation müssen verstärkt werden. Das 
Hin- und Herschicken von kranken Menschen zwischen 
den verschiedenen Institutionen muss ebenfalls durch 
eine verbesserte Koordination der betroff enen Stellen 
beendet werden. Ein erster wichtiger Schritt soll die 
Einrichtung einer Gesundheitsstraße sein, die eine ein-
heitliche Begutachtung des Gesundheitszustandes der 
Betroff enen sicherstellt.

 » Dass die Hacklerregelung für die Zeit ab 2014, die 
Schwerarbeitsregelung und krankheitsbedingte Pensi-
onen aufeinander abgestimmt werden.

das pensionskontomodell beruht darauf, dass man nach 45 
Versicherungsjahren 80 prozent der bemessungsgrundlage 
als pension bekommt. um die chance, 45 Versicherungsjahre 
zu erreichen, realistisch zu machen, müssen daher sämtliche 
lücken geschlossen Werden. der Ögb fordert daher:

 » Bessere Möglichkeiten, Ausbildungszeiten nachzukau-
fen oder sich beim Studium zu versichern. 

 » Höhere Bewertung von Lehrzeiten.
 » Höhere Bewertung von Kindererziehung, da sich ansons-

ten die Unterschiede zwischen den Pensionshöhen von 
Männern und Frauen aufgrund der Einbeziehung von 
Jahren der Teilzeitbeschäftigung bei der Lebensdurch-
rechnung noch weiter vergrößern werden: 100 Prozent 
des Medianeinkommens von Frauen und Männern im 

1. und 2. Lebensjahr des Kindes; 66 Prozent des Medi-
aneinkommens von Frauen und Männern im dritten 
und vierten Lebensjahr des Kindes; 33 Prozent des Me-
dianeinkommens von Frauen und Männern im fünften, 
sechsten und siebenten Lebensjahr des Kindes. Zum all-
fälligen Erwerbseinkommen müssen die Beitragsgrund-
lagen hinzugerechnet werden.

 » Dass auch der Präsenz- und Zivildienst mit dem Medi-
aneinkommen von Frauen und Männern bewertet wird.

 » Zeiten der Arbeitslosigkeit und der Notstandshilfe mit 
dem vorigen Einkommen zu bewerten. 

Im Zuge der Pensionsharmonisierung wurde zwar eine 
schrittweise Anhebung der Pensionsbeiträge der Bauern 
und Selbstständigen beschlossen, trotzdem werden selbst 
im Endausbau die Pensionsbeiträge der ASVG-Versicher-
ten um 5,3 Prozent bzw. 7,8 Prozent höher sein. Der ÖGB 
 fordert:

 » gleiche Beiträge für gleiche Leistungen. Das bedeutet, 
dass die Pensionsbeiträge der Bauern und Selbststän-
digen schrittweise an jene der ASVG-Versicherten ange-
glichen werden sollen. 

 » Dass die jährlichen Pensionsanpassungen gewährleis-
ten, dass die Pensionen auch nach ihrer Zuerkennung 
wertgesichert bleiben.

 » Die Anpassung des Pensionssicherungsbeitrags an das 
aktuelle Pensionssystem.

stark
sozial gerecht

dein partner in der arbeitsWelt.
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3.4 standortpolitik, daseinsVorsorge

standort- und industriepolitik dürfen sich nicht auf 
die frage, Wie hoch die lÖhne, gehälter und lohnne-
benkosten sind, beschränken und darauf, ob diese fak-
toren für den standort Von Vorteil oder Von nachteil 
sind. diese Verkürzte sichtWeise ist gefährlich, denn 
dann Würde sich standortpolitik auf deregulierung, 
flexibilisierung und priVatisierung reduzieren. auch 
die entWicklung der nachfrage in der region, der aus-
bau Von infrastruktur, forschung, entWicklung und 
innoVation, bildung, aus- und Weiterbildung, eine 
effiziente WirtschaftsfÖrderung und soziale stabili-
tät sind Wichtige standortfaktoren.

Der Sozialstaat ist kein industriepolitisches Hemmnis, son-
dern ein positiver Standortfaktor. Sein wichtigster Beitrag 
zur Gesamtwirtschaft besteht darin, zur Milderung in einer 
Rezession beizutragen, das gilt insbesondere für die Ar-
beitslosenversicherung. Der Sozialstaat sorgt dafür, dass die 
Massenkaufkraft bei einem Konjunktureinbruch nicht stär-
ker zurückgeht. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene gilt, dass 
der Sozialstaat als institutionalisierte Solidarität den Zusam-
menhalt der Gesellschaft und die soziale Sicherheit ihrer 
Mitglieder stärkt, was auch der Wirtschaft zugute kommt. 

Der öff entliche Dienst in Österreich weist höchste Funktio-
nalität auf, ist korruptionsresistent und ein wesentlicher Pa-
rameter für den Wirtschaftsstandort Österreich. Der öff ent-
liche Dienst ist vor allem in Zeiten der Wirtschaftkrise Garant 
für Sicherheit und Stabilität. Er ist die Basis für einen gemein-
wohlorientierten Leistungsstaat.

die kollektiVen grundrechte zur sicherung der daseinsVor-
sorge und die damit Verbundenen dem gemeinWohl zugute 
kommenden dienstleistungen müssen ausschliesslich im rah-
men demokratisch legitimierter kontrolle erbracht Werden. 
Die öff entlichen Dienste sind jene Organisationen, die eine 
Leistungserbringung im Sinne der Bürgernähe unter die-
sen Rahmenbedingungen garantieren. Marktöff nungen 
und Privatisierungen in diesen Bereichen (beispielsweise 
Wasserversorgung, Gesundheit, Bildung und Sicherheit) 

entsprechen nicht der Interessenlage der österreichischen 
Bevölkerung und werden daher entschieden abgelehnt.

Der ÖGB fordert daher, Dienstleistungen zur Sicherung der 
Daseinsvorsorge, insbesondere Dienstleistungen in den 
Bereichen Wasserversorgung, Gesundheitswesen, Bildung, 
innere und äußere Sicherheit, den Bereich Hoheitsverwal-
tung an sich sowie jene Bereiche der Leistungsverwaltung, 
die von den Gebietskörperschaften im Sinne des subsidiari-
tätsprinzips organisiert werden, im Rahmen demokratischer 
Kontrolle nach dem Prinzip der Bürgernähe sicherzustellen. 
Das Risiko des Marktes ist mit der Gemeinwohlorientierung 
dieser Leistungen und den damit verbundenen Anforde-
rungen nicht vereinbar.

3.4.1 strategisches eigentum

studien zeigen, dass WertschÖpfungsintensiVe unterneh-
mensbereiche international tätiger konzernen überWiegend 
im land der muttergesellschaft angesiedelt sind. die konzern-
spitzen lassen sich überdurchschnittlich häufig im land der 
eigentümer nieder. Das heißt, dass bei der Übernahme eines 
Unternehmens durch ausländische Eigentümer das Risiko 
des Verlustes an Wertschöpfung besteht, von der nicht nur 
höher qualifi zierte Arbeitsplätze im Unternehmen, sondern 
auch in den Zulieferbereichen betroff en sind. Dabei darf 
auch nicht übersehen werden, dass große transnationale 
Unternehmen mit der Drohung abzuwandern massives 
Steuer- und Sozialdumping betreiben und dabei Staaten 
ultimativ vor die Wahl stellen. Der Staat als Erhalter der sozi-
alen und wirtschaftlichen Grundsysteme kommt daher im-
mer stärker unter Druck und hat nur einen vermeintlichen 
Ausweg: den Abbau der sozialen Sicherung. Diese negative 
Spirale muss gestoppt werden.

3.4.1.1 der Ögb fordert:

 » Dass sich die öff entliche Hand als strategischer Aktionär 
an industriellen Schlüsselunternehmen beteiligt. Das ist 
durch die massiven Probleme angesichts der internati-
onalen Finanz- und Wirtschaftskrise nicht nur in Öster-
reich wieder hoch aktuell.

stark
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 » Die Grundlagenforschung und Produktentwicklung in 
industriellen Schlüsselunternehmen auszubauen, auch 
als Impuls zur dringend notwendigen Erweiterung dieser 
Aktivitäten in der gesamten österreichischen Wirtschaft. 
Mit Hilfe des Staates ist die sichere Versorgung der Bevöl-
kerung mit öff entlichen Dienstleistungen gewährleistet, 
und der langfristige Bestand wichtiger österreichischer 
Unternehmen an österreichischen Industriestandorten 
sowie die industrielle Wertschöpfung und Beschäfti-
gung sind abgesichert.

3.4.2 energiepolitik 

die energiepolitik hat die aufgabe, die VolksWirtschaft aus-
reichend mit energie zu Versorgen, energie effizient einzuset-
zen und negatiVe umWelteinWirkungen zu begrenzen. Sowohl 
hinsichtlich der Energiepolitik (gesteigerte Effi  zienz, Erzeu-
gung und Verbrauch) als auch des Klimaschutzes kommt 
dem Tempo des technologischen Fortschritts eine heraus-
ragende Bedeutung zu. Die Nutzung erneuerbarer Energie-
träger ist seit Jahrzehnten ein wesentlicher Eckpfeiler der 
österreichischen Energiepolitik. Insbesondere im Bereich 
der Wasserkraft bestehen noch ungenutzte Ressourcen. 
Beim Anteil an erneuerbaren Energieträgern zählt Öster-
reich im EU-Vergleich bereits zu den Besten in Europa. 

Die Zukunft der heimischen Energieversorgung beruht auf 
einem Mix von traditionellen und erneuerbaren Energie-
trägern. Bis zum Jahr 2001 wurde in Österreich mehr Strom 
produziert als verbraucht. Seither ist Österreich Netto strom-
importeur, der erwartete Zuwachs des Stromverbrauches 
wird zu einer weiteren Zunahme der Importabhängigkeit 
führen.

3.4.2.1 der Ögb fordert:

 » Effi  zienzsteigerung in der Erzeugung und beim Ver-
brauch durch verbesserte Technologien.

 » Revitalisierung, Kapazitätsausweitungen und Neubau 
von Kraftwerken. Das reduziert die Importabhängigkeit 

und steht in direktem Verhältnis zu regionalen Wachs-
tumschancen und sicheren Arbeitsplätzen.

 » Die verfassungsmäßig abgesicherte Mehrheit der öff ent-
lichen Hand bei den österreichischen Elektrizitätsunter-
nehmen beizubehalten.

 » Den weiteren Ausbau hocheffi  zienter thermischer Kraft-
werksanlagen, sowohl um die Grundlast bereitzustellen 
als auch um Verbrauchsspitzen und Angebotsschwan-
kungen abzufedern.

 » Planungs- und Genehmigungsverfahren zur Realisie-
rung von Infrastrukturprojekten zu beschleunigen. Die 
Umsetzungsdauer vieler Projekte ist äußerst langwierig. 

3.4.3 forschungs- und technologiepolitik 

ziel Von forschungs- und technologiepolitik muss es sein, die 
lebensgrundlagen der beVÖlkerung zu Verbessern. das ist 
basis für die Wohlstandssteigerung zugunsten der gesamten 
beVÖlkerung, für qualitatiV hochWertige neue arbeitsplätze 
in Österreich und zur unterstützung gesellschaftlich not-
Wendiger aufgaben. 

Beihilfen für Forschung und Entwicklung werden von der 
EU als industriepolitisch sinnvoll erachtet und sind daher 
vom generellen Beihilfenverbot ausgenommen. Zur Erhö-
hung der Forschungs- und Entwicklungsquote sind daher 
in einem mittelfristigen Finanzierungskonzept weitere Tech-
nologiecluster in Österreich zu schaff en. Dabei sind gezielt 
jene Technologien zu fördern, die in Österreich Arbeitsplätze 
schaff en und die Wertschöpfung erhöhen. Nur so kann das 
Ziel, mehr als drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes für 
Forschung und Entwicklung aufzuwenden, erreicht werden. 

3.4.3.1 der Ögb fordert:

 » Die Mitbestimmungsrechte der ArbeitnehmerInnen und 
die Informationsverpfl ichtung sowie die kontinuierliche 
Aus- und Weiterbildung sicherzustellen.

 » Die Einhaltung der Mitbestimmungsrechte bei der För-
derungsvergabe zu berücksichtigen.

gerecht
sozial
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Die Sachgüterindustrie, insbesondere die Metallin-
dustrie und die produktionsnahen Dienstleistungs-
unternehmen sind ein wichtiger Wertschöpfungs-
faktor für die österreichische Volkswirtschaft. 
Sie haben bisher den GroSSteil an Industriearbeits-
plätzen gesichert und laufend ausgebaut. Mit einer 
durchschnittlichen Exportrate von mehr als 70 
Prozent ist diese Branche auch international her-
vorragend positioniert. Speziell in der Krise der 
Kfz-Branche stellt sich heraus, dass Unternehmen 
mit hoher Innovationsrate die besten Überlebens-
chancen haben. 

Die Forschungs- und Technologiepolitik der Bundesregie-
rung ist jetzt gefordert, damit diese Branchen auch in Zu-
kunft ihre Wettbewerbsfähigkeit international erhalten. 

Der ÖGB fordert:

»» Verstärkte Schwerpunktsetzungen in der angewandten 
Forschungs- und Technologiepolitik mit speziellem Bran-
chenfokus. Mit derartig ausgelegten Förderprogrammen 
können innovative Entwicklungsprojekte stimuliert und 
Technologietransfers in Produkte, Prozesse und Dienst-
leistungen verstärkt werden. 

»» Weiterbildungsprogramme als Ergänzung zu diesen För-
derprogrammen; das sichert die gute Qualifikation der 
Beschäftigten in den betroffenen Branchen und Unter-
nehmen. Diese gekoppelten Programme wären schnell 
umsetzbar und daher doppelt wertvoll in einer Phase 
krisenhafter wirtschaftlicher Entwicklung.

»» Die Entwicklung von Branchenkonzepten im Bereich der 
angewandten Forschung und Entwicklung sowie des 
Technologietransfers als wirtschaftspolitisches Instru-
ment zur Sicherung von Arbeitsplätzen.

Die europäische Automobilindustrie ist einer der 
wichtigsten Wirtschaftssektoren der EU und wird 
dies auch bleiben. Dieser Sektor war stets durch 
umfangreiche Umstrukturierungen gekennzeichnet 
und befindet sich aktuell in einem fundamenta-
len Wandel. Neue Technologien, veränderte Pro-
duktionsprozesse und Auslagerungen haben im 
Automobilsektor eine regionale Verschiebung der 
Arbeitsplätze, massive Veränderungen der Arbeits-
bedingungen und höhere Anforderungen an die Qua-
lifikation und Anpassungsfähigkeit der Arbeitneh-
merinnen durch neue Kompetenzprofile zur Folge. 
Die Wettbewerbsfähigkeit dieses Sektors muss durch 
Innovation gesichert und ausgebaut werden, um die 

Wertschöpfungsketten und damit die Beschäftigung 
in dieser Schlüsselbranche der österreichischen 
Industrie langfristig abzusichern.

Der ÖGB fordert:

»» Deutlich höhere Förderungen zur Absicherung der For-
schungs- und Entwicklungseinheiten. Der sich abzeich-
nende Technologiewandel bzw. die Neustrukturierung 
der Zulieferketten soll durch gezielte F&E-Impulse unter-
stützt werden.

»» Den systematischen Aufbau von öffentlich geförderten 
Netzwerken von Kompetenzzentren, Forschungsinstitu-
tionen und Universitäten.

»» Schließung technologischer Kompetenzlücken für neue 
Antriebe durch neue Kooperationen unter frühzei-
tig am Markt auftretenden Firmen, der rascheren und 
flexibleren Reaktionsmöglichkeit gegenüber Ländern 
mit starker OEM-Struktur, weniger „stranded investments“ 
(Presswerke) etc.

»» Gezielte Unterstützungsmaßnahmen zur Bewältigung 
der Krise der europäischen Automobilindustrie, damit sie 
ihre strukturellen Probleme bewältigen, wettbewerbsfä-
higer werden und den Anforderungen der Zukunft bes-
ser entsprechen kann.

MaSSnahmen zur Konjunkturbelebung der Bauwirt-
schaft müssen zusätzlich zu den bisher beschlosse-
nen MaSSnahmen der Bundesregierung erfolgen und 
Anreize zur Aktivierung von Privatkapital in Bau-
investitionen über Klein- und Mittelunternehmen 
schaffen. Analog dem Modell „Winterbauoffensive – 
Steiermark“ muss österreichweit eine Bauoffensive 
gestartet werden. 15.000 arbeitslose Bauarbeiter 
im Jahresschnitt belasten die öffentliche Hand mit 
200 Millionen Euro, während 15.000 Beschäftigte am 
Bau allein dem Staat 400 Millionen Euro an Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträgen bringen. Dazu 
kommen noch die positiven Auswirkungen auf alle 
vor- und nachgelagerten Branchen, welche, durch 
Bauinvestitionen ausgelöst, noch ein Vielfaches an 
konjunkturbelebenden Effekten verbuchen.

Der ÖGB fordert:

»» Die Vorziehung von Bauprojekten in die Wintermonate 
zu fördern. 

»» Die Nachdotierung und Fortführung der thermischen 
Sanierungsoffensive.

»» Ein Neubau- und Sanierungspakt mit den österrei-
chischen Wohnbaugenossenschaften. Baureife Neu-
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bauten sind vorzuziehen und zusätzliche Schwerpunkte 
in der Sanierung zu starten.

 » Die Wohnbauförderungen an den zügigen Baubeginn zu 
knüpfen. Bei Nichtumsetzung von Baumaßnahmen ist 
die Förderungszusage zu entziehen und an bauwillige 
Antragsteller weiterzugeben.

 » Neue, günstige Darlehen für die Gemeinden, vergeben 
durch die Kommunalkredit. Die Darlehen müssen zweck-
gebunden für die Sanierung, den Neu- und Umbau von 
Infrastrukturbauten (Kinderbetreuungsstätten, Schulen 
und sonstige öff entliche Einrichtungen) eingesetzt wer-
den. Durch einmalig günstige Vorfi nanzierungen für die 
Gemeinden, verbunden mit einer Haftungsübernahme 
durch den Bund bei der Kommunalkredit, wird vor allem 
der beschäftigungsstarke Bereich Hochbau angekurbelt.

3.4.4 Verkehr und infrastruktur 

die infrastrukturinitiatiVe in den konjunkturpaketen 
ist grundsätzlich zu begrüssen. allerdings müssen 
mit diesen inVestitionen langfristige Verkehrspoli-
tische ziele Verfolgt Werden. dazu ist eine raumpla-
nung erforderlich, die eine Öffentliche anbindung 
Von Wohn- und arbeitsplatz ermÖglicht und die Ver-
sorgung mit gütern des täglichen bedarfs Weitgehend 
ohne motorisierten indiVidualVerkehr ermÖglicht. 
die Verlagerung des güterVerkehrs auf die schiene 
muss offensiVer als bisher betrieben Werden. die be-
dürfnisse der beVÖlkerung müssen im Vordergrund 
stehen und nicht politische prestigeprojekte.

Österreichische Gelder sollen primär für Verkehrsachsen 
eingesetzt werden, wo österreichische Interessen und ös-
terreichischer Nutzen gegeben sind. Transitachsen sollen 
hingegen vom Transitverkehr fi nanziert werden, insbeson-
dere der Ausbau der relevanten ten-korridore.

Die im Konjunkturpaket beschlossenen Mittel werden groß-
teils von der ÖBB fi nanziert und belasten daher die ohnehin 
angeschlagene ÖBB massiv. Die Verschuldung des Unter-
nehmens ist schon jetzt betriebswirtschaftlich nicht ver-
tretbar, daher ist eine nachhaltigere Finanzierungslösung 
zu forcieren. Die ÖBB sind in ihrer derzeitigen Struktur nicht 
überlebensfähig: Statt Synergien zu schaff en, wurde mit der 
Bahnreform 2003 eine Vielzahl an Schnittstellen und Vor-
standsposten geschaff en.

3.4.4.1 der Ögb fordert:

 » Mehr Mittel für nachhaltigen Infrastrukturausbau und 
Koppelung von Infrastrukturmitteln an strategische 
Ziele, den Nutzen für die Bevölkerung. 

 » Eine ökologisch sinnvolle Raumordnung, die die Versor-
gung mit öff entlichem Nahverkehr sicherstellt und die 
Wege für AnrainerInnen verkürzt.

 » NutznießerInnenorientierte Infrastrukturfi nanzierung 
unter Ausschöpfung aller Querfi nanzierungsmöglich-
keiten.

 » Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf die Schiene.
 » Änderung des Bundesbahnstruktur-Gesetzes und Rück-

nahme der Schuldenübertragung an die ÖBB.
 » Die Gesellschaften der ÖBB Holding AG und der Rail Car-

go Austria AG in öff entlichem Eigentum zu belassen.
 » Die Zusammenführung der Infrastruktur Bau AG und In-

frastruktur Betrieb AG.
 » Die strategische Ausrichtung für die ÖBB-Absatzgesell-

schaften durch den Eigentümer, die die nationale Versor-
gung nicht gefährdet.

 » Die Beschaff ungsvorgänge in der ÖBB durch wirtschaft-
liche Daten zu hinterlegen, die die Auswirkungen auf 
den gesamten Konzern berücksichtigen. Rechtliche und 
fi nanzielle Konsequenzen für Verfehlungen von Füh-
rungskräften im Zusammenhang mit Spekulationsge-
schäften. 

 » Investitionen und Forcierung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen für mehr Sicherheit im Eisenbahnverkehr.

die menschen müssen auch in zukunft eine funkti-
onierende Versorgung mit postdienstleistungen 
haben. mit dem blossen zusperren Von postämtern 
Wird das nicht gelingen, zumal die postpartner 
nicht überall VollWertiger ersatz sind. auf ihre 
einseitigen einsparungsankündigungen hat die post 
schon im Vergangenen herbst breiten Widerstand 
der belegschaft zu spüren bekommen. 

der Ögb fordert:

 » Die fl ächendeckende Versorgung der Bevölkerung mit 
Postdienstleistungen.

 » Die Novellierung des Postmarktgesetzes und der Univer-
saldienstverordung, um fairen Wettbewerb und die qua-
litativ hochwertige Versorgung der Bevölkerung sicher-
zustellen. Ein Rosinenpicken im Postmarkt, bei dem sich 
private Anbieter nur die lukrativen Teile des Geschäfts 
heraussuchen, lehnt der ÖGB entschieden ab.

stark
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3.4.5	D ienstleistungssektor als Jobmotor 

Der Dienstleistungssektor wird oft als Restar-
beitsmarkt gesehen, in dem sich vor allem niedrig 
entlohnte Arbeitskräfte finden, darunter viele 
Frauen. Im Interesse der Gesamtwirtschaft, der Ar-
beitnehmerInnen und insbesondere der Frauen muss 
ein Strukturwandel in Richtung eines professiona-
lisierten Dienstleistungssektors stattfinden, der 
hochwertige Dienstleistungen bei guter Entlohnung 
anbietet. Das entspricht dem europäischen Modell 
weit mehr und zeichnet sich durch geringere Einkom-
mensunterschiede, umfassende soziale Absicherung 
und generell weniger Polarisierung in der Gesell-
schaft aus.

Speziell im österreichischen Handel kam es in den ver-
gangenen Jahren zu einem starken Wachstum der Verkaufs-
flächen, mit dem das Beschäftigungswachstum in keiner 
Weise Schritt hielt. Zusätzlich wurden gut qualifizierte Be-
schäftigte durch weniger qualifizierte ersetzt – bei gleich-
zeitiger Vernachlässigung der Lehrlingsausbildung. 

3.4.5.1	D er ÖGB fordert:

»» Maßnahmen gegen die Konzentration im Handel. Die 
zwei größten Handelsketten in Österreich allein beherr-
schen rund zwei Drittel des österreichischen Lebens-
mittelhandels. Diese Konzentration hat massive Aus-
wirkungen auf die dem Handel vorgelagerten Bereiche. 
Besonders die Lebensmittel erzeugenden Betriebe und 
die dort Beschäftigten sind dem Konzentrationsprozess 
im Handel in hohem Maße ausgeliefert. 

»» Die Verstärkung der Lehrlingsausbildung im Handel.

Der Bankensektor ist durch einen starken Konzent-
rationsprozess geprägt, der durch Globalisierung, 
Finalisierung der europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion, neue Finanzprodukte und Digitali-
sierung verstärkt wurde. 

Der österreichische Bankensektor beschäftigt rund 75.000 
ArbeitnehmerInnen, die heimische Versicherungswirtschaft 
knapp 30.000. Beide Branchen sind ähnlichen Verände-
rungen unterworfen und in den Märkten in Osteuropa stark 

Foto: Delater/pixelio.de
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positioniert. Die beschäftigten ArbeitnehmerInnen sind 
dem Druck zu mehr Flexibilität ausgesetzt, dem auf der an-
deren Seite das Erfordernis nach ständiger Ausweitung ih-
rer Qualifikation gegenübersteht. 

Der ÖGB fordert:

»» Die Ausweitung der Qualifikation der Beschäftigten in 
Banken.

»» Dass Banken, die öffentliche Förderungen zur Überwin-
dung der Finanzkrise in Anspruch nehmen, den Beschäf-
tigtenstand aufrecht erhalten.

Die modernen Kommunikationsmedien nutzen derzeit 
zumeist Leitungen, die Teil des TelefonFestnetzes 
sind. Da die Einnahmen dieser Sparte abnehmen, ist 
der weitere Ausbau der Breitbandinfrastruktur 
nicht gewährleistet. Das sollte aber gerade in kon-
junkturschwachen Zeiten gefördert werden. Damit 
kann ein wesentlicher Wachstums- und Beschäfti-
gungsimpuls ausgelöst werden, insbesondere im 
ländlichen Raum. 

Der ÖGB fordert:

»» Förderungsmaßnahmen und öffentliche Förderungs-
gelder für eine moderne Infrastruktur, vor allem im länd-
lichen Raum.

»» Dass die Mittel für das Förderprogramm ländliche Ent-
wicklung nicht für Agrarförderungen verwendet wer-
den, sondern für den Ausbau der Breitbandinfrastruktur. 

»» Dass bereits in der Pflichtschule Kenntnisse, Wissen und 
Fertigkeiten in digitaler Technologie vermittelt werden. 

»» Die Regelung von Eigentums- und Verfügungsrechten 
im Informations- und Telekommunikationsbereich, der 
Frequenzvergabe im elektronischen Kommunikations-
sektor, des knappen Nummernraumes für Telefondienste 
und des Adressenraumes für das Internet. 

Mit dem erfreulichen Anstieg der durchschnittlichen Le-
benserwartung steigt auch der Anteil pflegebedürftiger 
Menschen. Daraus ergeben sich beträchtliche Herausforde-
rungen an die künftige Gestaltung der Angebote und Rah-
menbedingungen im Bereich der Pflege und Betreuung. 

Österreich liegt mit seinem Betreuungsangebot weit hinter 
anderen europäischen Gesellschaften. Ein Ausbau würde 
die regionalen Arbeitsmärkte stärken und jene Menschen 
entlasten, die momentan Pflege und Betreuung informell 
leisten. 80 Prozent der Betreuung erfolgt informell, und 

diese wird zu 80 Prozent von Frauen geleistet. Damit ent-
stünden relativ konjunkturunabhängige Arbeitsplätze in 
Bereichen, in denen der gesellschaftliche Bedarf in den 
nächsten Jahrzehnten enorm zunehmen wird. Damit diese 
Arbeit mit hoher Qualität für die Gesellschaft und die Be-
schäftigten erfolgt, müssen faire Einkommen bezahlt und 
gute Arbeitsbedingungen ermöglicht werden. 

Statt bei der Familienförderung bei weiteren neuen steuer-
lichen Maßnahmen anzusetzen, sollte das Betreuungsange-
bot ausgebaut werden.

Dazu kommt noch, dass neoliberale Kreise weiterhin den Ge-
sundheits-, Pflege- und Betreuungsbereich einem verschärf-
ten Wettbewerb unterwerfen wollen, ungeachtet dessen, 
dass damit die Finanzierbarkeit und Qualität des Gemein-
wesens als Ganzes gefährdet sind, und Menschen mit wenig 
Einkommen vom Leistungsangebot ausgeschlossen würden. 

Der ÖGB fordert:

»» Dass Aus- und Weiterbildungs-, Arbeits- und Lebensqua-
lität im Bereich Pflege und Betreuung in enger Abstim-
mung mit den Gewerkschaften und den gemeinnüt-
zigen Pflege- und Betreuungseinrichtungen erfolgen. 

»» Die flächendeckende und überregionale Absicherung 
sowohl des öffentlichen Gesundheitssystems als auch 
der öffentlichen Gesundheitseinrichtungen auf hohem 
Qualitätsniveau.

»» Dass Gesundheit, Pflege, Betreuung, die Einrichtungen der 
Sozialversicherungsträger etc. als öffentliche Dienstleis
tungen bestehen bleiben und nicht privatisiert werden.

»» Zusätzliche finanzielle Mittel für den Ausbau sozialer 
Dienstleistungen, z. B. des Gratiskindergartens. Um-
schichtungen in den Sozialbudgets und Leistungser-
weiterungen durch Verschlechterung der Arbeitsbedin-
gungen der Beschäftigten werden vom ÖGB abgelehnt.

Die positive Entwicklung des Tourismus ist untrenn-
bar mit den hervorragenden Leistungen der Mit-
arbeiterInnen der Branche verbunden. Die touris-
tische Infrastruktur in Österreich ist weitgehend 
ausgebaut, als Basis für eine weitere positive Ent-
wicklung des Tourismus muss nun eine starke Aus-
richtung auf die Qualifikation der MitarbeiterInnen 
vorgenommen werden.

Der ÖGB fordert:

»» Investitionen der Wirtschaft in Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen mit dem Ziel einer umfassenden Ausbil-
dung im jeweiligen Berufsbild.
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»» Erweiterung der Berufsschulzeit und Verstärkung der 
Ausbildung v. a. im Bereich Fremdsprachen.

»» Konkurrenzfähige Löhne und Arbeitsbedingungen.
»» Schaffung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten für 

ArbeitnehmerInnen und Maßnahmen zur (Weiter-)Be-
schäftigung von älteren ArbeitnehmerInnen im Touris-
mus.

»» Schaffung von Arbeitszeitmodellen, die Saisonarbeitslo-
sigkeit minimieren.

»» Änderung der Gewerbeordnung zur Wiedereinführung 
der Konzessionsprüfung.

»» Richtlinien zur leichteren Umsetzung des Entzugs der 
Lehr- und Ausbildungsberechtigung bei Verfehlungen.

»» Veröffentlichungspflicht der Geschäftsgebarung des ab-
gelaufenen Geschäftsjahres auch für KMUs als Maßnahme 
gegen Schwarzarbeit.

In Österreich haben Kunst und Kultur traditionell einen 
hohen Stellenwert als Wirtschaftsfaktor und sind für den 
Arbeitsmarkt von großer Bedeutung. Der Wirtschafts- und 
Tourismusstandort Österreich wird zu einem wesentlichen 
Anteil über Kunst und Kultur vermarktet. Daraus ergibt sich 
ein enormes Ausmaß an Umwegeffekten auf den Arbeits-
markt und in der Wirtschaft.

Der Kultur- und Kunstbetrieb in Österreich ist zwar durch 
eine sehr professionelle Struktur gekennzeichnet, die Arbeit 
wird aber fast ausschließlich von freien DienstnehmerInnen 
und Selbstständigen zu geringen Löhnen geleistet. 

Der ÖGB fordert: 

»» Verstärkt jene Bereiche zu fördern, die beschäftigungs-
wirksam sind. 

»» Bei Kunst- und Kulturförderung auf die soziale Absiche-
rung der Kulturschaffenden und den Ausbildungssektor 
zu achten.

3.5	K lima- und Umweltschutz

Eine langfristige Umweltpolitik hat mittels Produktivitäts-
steigerung bzw.  Technologieführerschaft positive Auswir-
kungen auf die österreichische Volkswirtschaft, Beschäfti-
gung und Lebensqualität.

Eine massive Verbesserung der Energieeffizienz ist not-
wendig und muss über Ordnungsrecht sowie ökono-
mische Instrumente umgesetzt werden. Bei thermischen 
Anlagen ist generell Strom und Wärme zu nutzen, unter 
anderem durch Ausbau der Fernwärme. Für die Bevölke-
rung sind Anreize für höhere Energieeffizienz zu setzen, 
insbesondere für die thermische Sanierung von Wohn-

gebäuden, für verbrauchsarme Haushaltsgeräte und für 
klimaschonendes Mobilitätsverhalten. Der öffentliche 
Verkehr muss bei der umweltfreundlichen Mobilität vo-
rangestellt werden, da sein Beitrag zum Umweltschutz, 
zur Versorgungssicherheit und zur Beschäftigung Alterna-
tivantrieben und Biokraftstoffen überlegen ist. Hingegen 
ist die Beimischung von Biokraftstoffen eine der teuersten 
CO2-Vermeidungsmaßnahmen.

Angesichts der EU-Klimastrategie ist staatliches CO2-Ma-
nagement derart abzustimmen, dass inländische Pro-
gramme einem allfälligen Zukauf aus dem Ausland vor-
gezogen werden und damit Kosten und Risiken minimiert 
werden. Wegen ihrer Bedeutung für Beschäftigung, Tech-
nologieentwicklung, Energie- und Umweltpolitik müssen 
Maßnahmen im Inland gegenüber Zukäufen von CO2-Zer-
tifikaten im Ausland Vorrang haben. 

Energieintensiven Standorten muss eine Überlebenschan-
ce in Österreich gesichert werden, indem auf EU-Ebene 
Wettbewerbsvorteile von Nicht-EU-Produzenten durch ge-
eignete Instrumente kompensiert werden. 

Angesichts der großen Bedeutung für den Standort, die 
Wertschöpfung und Beschäftigung ist es für den ÖGB von 
großer Bedeutung, dass der beschlossene Rahmen bei den 
kommenden Detailarbeiten zur Zertifikatezuteilung nicht 
zulasten der österreichischen Betriebe und ihrer Beschäf-
tigten ausgelegt bzw. administriert wird.

3.5.1	D er ÖGB fordert:

»» Aktionspläne zur Reduktion der Lärmbelästigung.
»» Ein Aktionsprogramm von Bund und Ländern für sau-

bere Luft.
»» Evaluierung und Effizienzsteigerung Immissionsgesetz-

Luft.
»» Einrichtung einer Forschungsplattform zu Feinstaub.
»» Initiativen zur Erforschung möglicher gesundheits-

schädlicher Wirkungen von elektromagnetischen Fel
dern („Elektrosmog“).

»» die rasche Fertigstellung eines nationalen Programms 
zur Verminderung von Luft-Schadstoffen, insbesondere 
NOx, zur Erreichung der Ziele im Emissionshöchstmen-
gengesetz bzw. der NEC-Richtlinie (Emissionshöchstmen-
gen für bestimmte Luftschadstoffe).

»» Ein Anreizsystem für Dieselpartikelfilter bei Baumaschi-
nen.

»» Einen Masterplan zur optimalen Nutzung der Wasser-
kraft.

»» Einen Stadtökologie-Aktionsplan zur Umsetzung der EU-
Strategie.
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4	S tarke Gewerkschaften

Die Lohnentwicklung der vergangenen Jahre in Ös-
terreich hat die internationale Wettbewerbsfähig-
keit unserer Wirtschaft begünstigt. Österreich liegt 
beim Niveau der Arbeitskosten zwar im oberen Mit-
telfeld, ist aber bei der Produktivitätsentwicklung 
im absoluten internationalen Spitzenfeld. Die Lohn-
stückkosten in der Sachgütererzeugung sind abso-
lut und auch im Vergleich zu den Konkurrenzländern 
seit 2003 gesunken. Der groSSe Vorteil der österrei-
chischen Kollektivvertragspolitik, um den uns ande-
re Länder beneiden, liegt in der Berechenbarkeit für 
alle Beteiligten.

Der ÖGB bekennt sich zu einer solidarischen Lohnpolitik, 
die das Ziel verfolgt, alle Beschäftigten am Produktivitäts-
zuwachs und am Wachstum des Wohlstandes teilhaben 
zu lassen. Eine solidarische Lohn- und Einkommenspolitik 
hat zum Ziel, auch für schwächere Gruppen durch die Kraft 
starker Gewerkschaften eine positive Einkommensentwick-
lung zu garantieren. Gleichstellungspolitik ist ein zentrales 
Anliegen einer starken Gewerkschaft, daher ist eine starke 
Beteiligung der Frauen zu fördern. Gender Mainstreaming 
ist in der KV-Politik verbindlich anzuwenden, KV-Verhandle-
rInnen sind diesbezüglich zu schulen.

BelegschaftsvertreterInnen müssen in allen Phasen 
ihrer Aktivitäten gestärkt werden, damit die Inter-
essen der ArbeitnehmerInnen auch auf betrieblicher 
Ebene bestmöglich vertreten werden.

Die Sozialpartnerschaft ist eine wichtige und unverzicht-
bare Errungenschaft der Zweiten Republik und bedeutet, 
konstruktiv und lösungsorientiert zu verhandeln. Durch 
diese konsensorientierte Verhandlungskultur konnte sich 
Österreich in einem Klima des sozialen Friedens zu einem 
der reichsten Länder dieser Erde entwickeln. Dieses System 
darf weder für die Privatwirtschaft noch für den öffentlichen 
Dienst in Frage gestellt werden.

4.1	M odernisierung der Mitbestimmung

Von den Wahlvorbereitungen an bis über das Ende der Funk-
tionsperiode hinaus ist zu gewährleisten, dass sämtliche 
Vertretungsorgane aufgrund ihrer Tätigkeiten nicht benach-
teiligt werden. Sie müssen in der dafür nötigen Freistel-
lungszeit bestmöglich ausgebildet werden, alle für ihre Auf-
gabenerfüllung relevanten Informationen erhalten, und das 
Ganze ist durch effektive Rechtsdurchsetzung zu ermögli-
chen. Auf die spezielle Situation von Betriebsräten in Zeitar-
beitsfirmen ist besonders Bedacht zu nehmen, Maßnahmen 
mit dem Ziel, die Wahl von Betriebsräten zu behindern oder 
gar zu verhindern, sind strafrechtlich zu ahnden.

Die Struktur der ArbeitnehmerInneninteressenvertretungen 
verändert sich laufend durch Betriebs- und Unternehmens
umstrukturierungen. Es muss eine Möglichkeit geschaffen 
werden, die starre Bindung der Belegschaftsvertretung an 
die Unternehmensstruktur aufzulösen.

Durch Entwicklungen auf europäischer Ebene dürfen nati-
onale Standards der Mitbestimmung weder verschlechtert 
noch gefährdet werden. Dies gilt insbesondere für den ak-
tuell diskutierten Vorschlag zu einer Europäischen Privatge-
sellschaft. 

4.1.1	D er ÖGB fordert:

»» Mitspracherecht der ArbeitnehmerInnenvertreterInnen 
hinsichtlich der Zuordnung der Kollektivverträge zu ei-
ner Fachgruppe der WKO. 

»» Dass der Missbrauch der Kollektivvertragsfähigkeit verhin-
dert wird. Schließen Verbände nach Zuerkennung der Kol-
lektivvertragsfähigkeit nicht innerhalb einer bestimmten 
Frist einen Kollektivvertrag ab, soll die Kollektivvertrags-
fähigkeit auf Antrag aberkannt werden können.

»» Die Ausweitung der Möglichkeit zur Satzung von Kollek-
tivverträgen. 

»» Den Schutz vor Benachteiligung der BetriebsrätInnen 
und PersonalvertreterInnen zu verbessern.
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»» Die Ausdehnung des Kündigungsschutzes auf Ersatzmit-
glieder des Betriebsrats und die Verbesserung des Kündi-
gungsschutzes für alle, die sich aktiv an der Vorbereitung 
und Durchführung von Betriebsrats- und Personalvertre-

tungswahlen beteiligen. Auch der Schutz ehemaliger 
BetriebsrätInnen und PersonalvertreterInnen vor Kündi-
gung und Benachteiligung ist zu verbessern.

»» Die Verbesserung der Freistellung sowie der Aus- und 
Weiterbildung. Anspruch auf Bildungsfreistellung auch 
für ErsatzbetriebsrätInnen und Ersatzpersonalvertrete-
rInnen bei Wegfall der derzeitigen Anrechnungsbestim-
mung. Vor dem Hintergrund der steigenden Fluktuation 
(Zunahme der Vertretungsfälle) und der immer höher 
werdenden Anforderungen ist es wichtig, Ersatzbetriebs-
rätInnen und Ersatz-
personalvertreterInnen 
verstärkt in die gewerk-
schaftliche Bildungsar-
beit einzubinden.

»» Die Ausdehnung der be-
zahlten Bildungsfreistellung auf Betriebe mit weniger als 
20 ArbeitnehmerInnen und die Verlängerung der Dauer 
der Bildungsfreistellung aufgrund der gesteigerten An-
forderungen.

»» Die Klarstellung, dass das Benachteiligungsverbot für 
freigestellte BetriebsrätInnen auch das Recht auf be-
triebsübliche, berufliche Weiterbildung auf Kosten des 
Arbeitgebers umfasst, dies auch nach Beendigung/Weg-
fall einer Freistellung.

»» Erleichterungen bei der Errichtung von Betriebsrats-
körperschaften. Viele Bestimmungen aus dem Arbeits-
verfassungsgesetz zur Betriebsratswahl stellen die 
ArbeitnehmerInnen trotz bester Information oft vor 
Probleme. Erforderlich ist daher das Zutrittsrecht der 
Gewerkschaften zum Betrieb, zur Anbahnung und zur 
Abwicklung von Betriebsratswahlen. Darüber hinaus 
ist eine generelle Verbesserung der Möglichkeiten zur 
Errichtung von Betriebsräten in betriebsratspflichtigen 
Betrieben erforderlich, z. B. Aushändigung des Arbeit-
nehmerInnenverzeichnisses an den/die EinberuferIn bei 
verschiedenen Einsatzorten, wie bei Filialbetrieben oder 
Zeitarbeit; wirkungsvolle Maßnahmen gegen untätige 
Wahlvorstände.

»» Dass ArbeitnehmerInnen, die an einem Standort ar-
beiten, auch dann eine einheitliche Vertretung wählen 

können, wenn sie arbeitsrechtlich bei verschiedenen 
Unternehmen beschäftigt sind.

»» Mehr Informationspflicht für ArbeitgeberInnen und 
mehr Mitsprache für die Belegschaftsvertretung. Um 
wirkliche Mitbestimmung zu gewährleisten, müssen 
der Betriebsrat und die Personalvertretung über Verän-
derungen im Betrieb Bescheid wissen. Eine Ausweitung 
der Informationspflicht des/der Arbeitgebers/Arbeitge-
berin ist deshalb nötig, z. B. Information über die Kon-
zernstruktur und Beteiligung an anderen Unternehmen; 
Entscheidungen, die wesentliche Veränderungen der Ar-
beitsverträge mit sich bringen; Recht auf Teilnahme an 
Vor-/Einstellungsgesprächen. 

»» Die Erweiterung des Katalogs der erzwingbaren Be-
triebsvereinbarungen. Nach der derzeitigen Rechtslage 
sind nur wenige Inhalte durch erzwingbare Betriebs-
vereinbarungen geregelt. Zur effizienten Mitwirkung 
von BetriebsrätInnen müssen weitere Inhalte, z. B. Frau-
enförderpläne, Antidiskriminierungsmaßnahmen und 
Systeme der Gewinnbeteiligung zu erzwingbaren Be-
triebsvereinbarungen werden. 

»» besondere Regelungen 
für Beschäftigerbetriebe 
von ZeitarbeitnehmerInnen. 
Bisher kann über Grund-
sätze der betrieblichen 
Beschäftigung von Arbeit-

nehmerInnen, die im Rahmen einer Arbeitskräfteüber-
lassung tätig sind, eine erzwingbare Betriebsvereinba-
rung abgeschlossen werden. Das muss dahingehend 
geändert werden, dass die Beschäftigung von Zeitar-
beitnehmerInnen in Zukunft der Mitbestimmung des 
Betriebsrats gemäß § 96 ArbVG unterliegt. 

»» Die Verbesserung der rechtlichen Stellung der Jugend-
vertrauensräte. Das Höchstwahlalter zum aktiven Wahl-
recht muss von derzeit 18 auf 21 Jahre für alle Arbeit-
nehmerInnen und auf jene, die darüber hinaus in einem 
Lehrverhältnis stehen, angehoben werden. Das passive 
Wahlalter muss von derzeit 21 auf 23 Jahre erhöht wer-

den, und das passive Wahlrecht zum Jugendvertrauens-
rat soll gleich nach Ablauf der Probezeit gegeben sein. 
Die Bildungsfreistellung ist von derzeit zwei auf mindes
tens drei Wochen pro Funktionsperiode und Einbezie-
hung von ErsatzjugendvertrauensrätInnen auszudeh-
nen. Der Kündigungsschutz muss auf die Zeit nach der 
Funktionsperiode ausgeweitet werden und auch für Er-
satzjugendvertrauensrätInnen gelten.

Stark

Sozial

Gerecht
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 » Die Rechtsdurchsetzung zu verbessern durch:
•	 Neuregelung der Behördenzuständigkeit (Abgren-

zung Verwaltungsbehörde, Schlichtungsstelle, Ar-
beits- und Sozialgericht);

•	 drastische Erhöhung der Geldstrafen für Arbeitgebe-
rInnen, die ihren Informationspfl ichten gegenüber 
den Belegschaftsvertretungen nicht nachkommen, 
und Schadenersatzpfl icht für den/die ArbeitgeberIn 
bei Verletzung der Informationspfl ichten;

•	 Unwirksamkeit beziehungsweise Rückabwicklung 
von Unternehmensentscheidungen, wenn die Beleg-
schaftsvertretung entgegen gesetzlichen Vorschriften 
in die Entscheidungsprozesse nicht ordnungsgemäß 
eingebunden war;

•	 Verfahrensbeschleunigung bei Arbeits- und Sozial-
gerichtsprozessen, vor allem bei Kündigungsanfech-
tungen und bei Schlichtungsstellenverfahren;

•	 generelle Verfahrensbeschleunigung, z. B. effi  zientere 
Beschwerdemöglichkeit bei schleppender Verfahrens-
führung.

 » Die Unabdingbarkeit des angemessenen Entgelts im 
kollektivvertragsfreien Raum. Ein gesetzliches Mindest-
entgelt sollte nicht in absoluter Höhe betragsmäßig 
festgelegt werden, sondern das Gesetz muss die Ange-
messenheit, Branchenüblichkeit und Ortsüblichkeit der 
Entlohnung auch für den Fall vertraglicher Vereinba-
rungen garantieren. Der Vorrang des Kollektivvertrages 
bei der Festlegung von Mindestentgelten muss aber auf 
jeden Fall bestehen bleiben.

4.2 einkommensVerteilung und lohnpolitik

in der einkommensVerteilung ist seit mehr als 20 jah-
ren in den meisten ländern eine Verschiebung Von den 
lÖhnen zu den geWinnen zu beobachten. dass die lohn-
erhÖhungen hinter der produktiVitätssteigerung zu-
rückbleiben und die lohnquote tendenziell sinkt, ist 
einerseits eine folge der gestiegenen arbeitslosigkeit, 
andererseits durch die enorm hohen erträge der un-
ternehmen bedingt. es War Vor allem die zunehmende 
finanzmarktorientierung der industrie- und dienst-
leistungsunternehmen, die zu einem immer schärfe-
ren lohndruck geführt hat. die steigenden kapitaler-
träge kamen überWiegend den VermÖgenden zugute, 
die masseneinkommen stagnierten oder nahmen nur 
schWach zu. die dämpfung des priVaten konsums Wirk-
te sich negatiV auf Wachstum und beschäftigung aus.

Die sinkende Lohnquote hat auch dazu geführt, dass die So-
zialversicherungssysteme weniger Beiträge eingenommen 
haben, die überwiegend von der Entwicklung der Lohn-
summe abhängen.
für das jahr 2009 zeichnen sich seit Vielen jahren Wieder 
deutliche reallohnzuWächse ab, die durch die Vorgezogene 
steuersenkung Verstärkt Werden. Die reale Erhöhung der 
Löhne und Gehälter ist in der Rezession 2009 die wichtigste 
Stütze der Nachfrage und der Konjunktur. Daher sind alle 
Forderungen nach Lohnverzicht, Verschiebung von Lohn-
runden etc. entschieden zurückzuweisen. Das würde die 
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Inlandsnachfrage und das Vertrauen der KonsumentInnen 
schwächen, mit negativen Wirkungen auf Produktion und 
Beschäftigung. Unter allen Umständen muss verhindert 
werden, dass es in der EU oder weltweit zu einem Lohnsen-
kungswettbewerb wie in der Depression der Zwischen-
kriegszeit kommt, der unausweichlich in eine allgemeine 
Deflation einmünden würde.

4.2.1	D er ÖGB fordert:

»» Die Rückkehr zu einer dynamischen Lohnentwicklung 
als wichtigen Beitrag zur nachhaltigen Überwindung 
der Rezession. Die Wirtschaftsentwicklung in der EU und 
in Österreich hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
unter einer Nachfrageschwäche gelitten. Regelmäßige 
KV- bzw. Ist-Lohnerhöhungen sind ein unverzichtbares 
Instrument, um das schleichende Sinken des Lohn- und 
Einkommensniveaus und damit die Verschlechterung 
des Lebensstandards der Beschäftigten zu verhindern.

»» Branchen, die außerhalb des Wirkungskreises der Grund-
satzvereinbarung stehen, sind einzubeziehen.

»» Die Einführung von Mindestlehrlingsentschädigungen 
für Branchen, in denen kein Kollektivvertrag besteht.

»» Die volle Übernahme der Kosten für Berufsschulinternate 
durch die Lehrbetriebe, wie das in einigen Kollektivver-
trägen schon geregelt ist, und einheitliche Regelungen 
bei der Lehrlingsfreifahrt zum/vom Internat.

Trotz aller Bemühungen ist der Unterschied in der Bezah-
lung von Männern und Frauen nicht geringer geworden. 
Es müssen neue Lösungen gesucht werden, wobei auch den 
ArbeitgeberInnen eine hohe Verantwortung zukommt. Das 
Einstiegseinkommen von Männern und Frauen, die in die-
selbe Lohn-/Gehaltsgruppe im Kollektivvertrag eingestuft 
werden, muss unabhängig von der verrichteten Tätigkeit 
gleich hoch sein. Lohn- und Gehaltsunterschiede sind 
vielfach erst deshalb möglich, weil Entlohnung, Zulagen 
und Einstufungen in vielen Betrieben nicht transparent 
geregelt sind. Zur Erleichterung bei Gehaltsverhand-
lungen muss ein laufend aktualisierter Gehaltsrechner er-
stellt werden, der Einblicke in die übliche Entlohnung der 
verschiedenen Berufe und Tätigkeiten in den jeweiligen 

Branchen gibt. Es braucht hier eine konsequente Mitwir-
kung der Betriebe unter Einbindung der BetriebsrätInnen. 
Betriebe müssen sich aktiv mit dem Thema Lohn- und 
Gehaltsunterschied auseinandersetzen. Notwendig sind 
Berichte der Betriebe nach dem Vorbild Schwedens über 
die Gehaltsstruktur nach Geschlecht, die auch die ge-
schlechtsspezifische Verteilung hinsichtlich Teilzeit, Voll-
zeit, nach Lehrberufen und führenden Positionen offen-
legen. Vorhandene Benachteiligungen müssen beseitigt 
werden. 

Der ÖGB fordert daher:

»» Dass öffentliche Aufträge und Förderungen aus öffent-
lichen Mitteln an Frauenförderungen, Frauenquoten 
in Führungsebenen und Offenlegung der Entgeltstruk-
turen gekoppelt werden. Frauen sind in Führungsposi-
tionen und technischen Berufen unterrepräsentiert und 
verdienen nach wie vor für die gleichen Tätigkeiten we-
niger als Männer. 

»» Dass Unternehmen frauenfördernde Initiativen beim 
Wiedereinstieg aktiv unterstützen. Aufstiegschancen 
und Einkommensverbesserung müssen öffentlich ge-
fördert und unterstützt werden. Frauentypische Berufe 
müssen aufgewertet und diskriminierungsfrei bewertet 
werden, um ein Schließen der Einkommensschere zu er-
reichen.

»» Dass Karenzzeiten im Sinne des Mutterschutzgesetzes 
und des Väterkarenzgesetzes in vollem Maße für alle 
dienstzeitbezogenen Ansprüche angerechnet wer-
den. Der Qualifizierungsbedarf infolge Karenz muss 
anerkannt und durch geeignete Angebote abgedeckt  
werden.

»» Diskriminierungsfreie Arbeitsbewertung: In der Kollek-
tivvertragspolitik muss ein Schwerpunkt auf diskrimi-
nierungsfreie Arbeitsbewertung gelegt werden. Tätig-
keiten, die als typisch weiblich angesehen werden, wie  
z. B. Pflegeberufe oder Kinderbetreuung, müssen, gemäß 
ihrer außerordentlich wichtigen gesellschaftspolitischen 
Stellung, besser bewertet und besser bezahlt werden. 

Starke Gewerkschaften
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5 S tarkes und soziales Europa

Der ÖGB bekennt sich zu einem Europa der Zukunft, 
in dem die Sozialunion Realität wird. Die Menschen 
in Europa lehnen das groSSe Projekt einer Europäi-
schen Union nicht grundsätzlich ab – aber sie sind 
nicht länger bereit, eine unausgewogene Politik 
zulasten der arbeitenden Menschen widerspruchs-
los zu akzeptieren, wie sie von einem GroSSteil der 
Mitgliedsstaaten und der Europäischen Kommissi-
on in den vergangenen Jahren verfolgt wurde. Eine 
Union, die in der Wahrnehmung ihrer BürgerInnen 
in erster Linie für Deregulierung, schrankenlosen 
Vorrang von Binnenmarkt und Wettbewerbsfrei-
heit sowie für die Vernachlässigung sozialer Inte-
ressen steht, kann weder die Menschen gewinnen 
noch ein nachhaltig erfolgreicher Wirtschafts- 
und Lebensraum sein. 

Der Kampf gegen die Finanz- und Wirtschaftskrise, die sich im-
mer mehr zur sozialen Krise entwickelt, ist eine groSSe Chance 
für die EU, Handlungsfähigkeit im Interesse der Arbeitneh-
merInnen zu beweisen. Gemeinsam mit dem EGB fordern die 
europäischen Gewerkschaften die grundlegende Änderung 
der Wirtschaftspolitik in Europa, die wirksame Regulierung 
der Finanzmärkte und das Ende der gescheiterten Politik 
einseitiger Deregulierung und Liberalisierung. Es muss im 
Primärrecht der Union sichergestellt werden, dass die sozi-
alen und gewerkschaftlichen Grundrechte sowie die Men-
schenrechte Vorrang vor wirtschaftlichen Freiheiten und 
Wettbewerbsregeln haben. 

Der ÖGB setzt sich deshalb vor allem  
für folgende Ziele ein:

die Regulierung der Finanzmärkte und eine  
makroökonomische Politik für Wachstum und  
Beschäftigung.

eine EU-Beschäftigungsstrategie als zentraler 
Bestandteil der EU-Politik und deren  
konsequente nationale Durchsetzung.

Einen starken sozialen Pfeiler durch ver- 
bindliche europäische Mindeststandards auf  
hohem Niveau und ein Protokoll zum sozialen  
Fortschritt im Primärrecht.

Wirksame Vorschriften zum Schutz abhängig  
Beschäftigter statt Förderung prekärer  
Arbeitsverhältnisse durch ungehemmte  
Flexibilität am Arbeitsmarkt.

Absicherung der Lebensrisiken und  
einen gesicherten, allgemeinen Zugang zu  
öffentlichen Dienstleistungen.

ein Europa der Chancengleichheit, in dem  
Bildung und Antidiskriminierungspolitik  
wichtige Kernelemente sind.
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5.1 arbeit schaffen in europa

die Wirtschaftskrise belegt das scheitern der neo-
liberalen konzepte Von deregulierung und libera-
lisierung. die Weitgehende regellosigkeit auf den 
finanzmärkten und der ansatz einer selbstregulie-
rung zeigen katastrophale ausWirkungen auf die re-
alWirtschaft und die situation der arbeitnehmerin-
nen. der Ögb fordert daher eine strikte regulierung 
der finanzmärkte, insbesondere der ratingagentu-
ren, Von hedgefonds und priVate equit y soWie Von 
deriVatmärkten. diese regulierung muss den schutz 
der VolksWirtschaften und den gesellschaftlichen 
zusammenhalt Verfolgen, Wobei insbesondere die 
rechte der beschäftigten in jenen unternehmen ge-
sichert Werden müssen, die Von übernahmen durch 
fonds betroffen sind.

die eu braucht eine Wirtschaftspolitische neuausrichtung: 
einen nachhaltigen Wirtschaftspolitischen ansatz, der auf 
die erhÖhung eines beschäftigungsfÖrdernden Wirtschafts-
Wachstums zielt, soWohl auf der europäischen als auch auf 
der Österreichischen ebene. Folgende Ziele müssen dabei 
absolute Priorität haben: Stärkung der Binnennachfrage, 
Erhöhung des sozialen Zusammenhalts, Erhöhung von qua-
litativ hochwertiger Beschäftigung, Senkung der Arbeitslo-
sigkeit, gerechte Verteilung des wirtschaftlichen Erfolges 
und Maßnahmen gegen den Klimawandel. 

Im Hinblick auf eine neue politische Grundsatzausrichtung 
der EU nach der wenig erfolgreichen lissabon-strategie muss 
es gelingen, den mangelhaften Wachstumskurs der EU-Po-
litik im Vergleich zur Stabilitätsorientierung zu überwinden. 
Dafür ist eine Verpfl ichtung der Europäischen Zentralbank 
auf Wachstum und Beschäftigung – orientiert an den drei 
Säulen der Nachhaltigkeit (wirtschaftlich, ökologisch und 
sozial) – unerlässlich, um die einseitige Fokussierung auf 
Preisstabilität zu beenden. 

Europa muss weiters sein Potenzial an qualifi zierten Men-
schen, an Wissenschaft und Forschung sowie an Innovati-
onsfähigkeit als wesentliches Wettbewerbsmoment stär-
ken. Die EU braucht innovative Wirtschaftspolitik für den 

Erhalt der Industrie, für die Schaff ung eines starken Sektors 
zukunftsorientierter Technologien und für einen Dienst-
leistungssektor mit gut bezahlten und qualifi zierten Ar-
beitsplätzen. 

5.1.1 der Ögb fordert:

 » Die strikte Regulierung der Finanzmärkte, die Stärkung 
der Finanzmarktaufsicht, bessere grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden und die Einfüh-
rung einer Finanztransaktionssteuer.

 » Eine wachstums- und beschäftigungsfördernde Wirt-
schaftspolitik durch Stärkung der Binnennachfrage. 
Kaufkraft stärkende Lohnpolitik und Erhöhung der öf-
fentlichen Investitionen müssen endlich gleichrangige 
Ziele zur Preisstabilität im europäischen Aufgabenkata-
log werden.

 » Das Ende der Unterordnung der beschäftigungspoli-
tischen Leitlinien unter die Wirtschaftspolitik.

 » Die Schaff ung einer Beschäftigungs- und Sozialunion im 
Primärrecht.

 » Eine expansive Geldpolitik: Erweiterung der Ziele der 
Europäischen Zentralbank (EZB) auf Beschäftigung und 
Wachstum.

 » Dass die geldpolitischen Entscheidungen der EZB mit 
den wichtigsten wirtschaftspolitischen AkteurInnen re-
gelmäßig abgestimmt werden.

 » Ein Ende des Steuerwettbewerbs: Der ruinöse Wettlauf 
macht die öff entlichen Haushalte zunehmend hand-
lungsunfähig. Daher fordert der ÖGB für Unternehmens-
steuern die Einführung von Mindestsätzen und die Har-
monisierung von Gewinnermittlungsvorschriften auf 
EU-Ebene.

 » Die Schaff ung geeigneter Rahmenbedingungen für in-
novative Industriepolitik und nachhaltige zukunftsorien-
tierte Technologien.

5.2 arbeit sichern in europa

in der eu-sozialpolitik der Vergangenen jahre ist ein deut-
licher prioritätenWechsel festzustellen: Während der 
soziale dialog und eine eigenständige sozialpolitik in den 
1990er-jahren einen spürbaren aufschWung erlebten und 
Verschiedene sozialpolitische eu-Vorschriften punktuell 
Wirkende mindeststandards für arbeitnehmerinnen ge-
bracht haben, hat sich diese entWicklung in den Vergangenen 
jahren umgekehrt. 

STARKES UND SOZIALES EUROPA
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Das Konzept der sozialen Mindeststandards ist derzeit in 
einer tiefen Krise. Die Gewerkschaften sehen sich trotz ei-
niger Verbesserungen zunehmend einem Wettbewerb der 
niedrigsten Sozialstandards unter den EU-Mitgliedsstaaten 
ausgesetzt, der seine Auswirkungen auch auf das Politikver-
ständnis der EU hat: Sozialpolitik wurde fast ausschließlich 
unter dem Blickwinkel der Anpassungsfähigkeit der Arbeit-
nehmerInnen gesehen und dem Primat der Wettbewerbsfä-
higkeit untergeordnet. 

5.2.1 kursWechsel im sozialen dialog

der Ögb setzt sich – trotz der aufgezeigten defizite – für eine 
Weiterführung und ein Wiedererstarken des europäischen 
sozialen dialoges auf allen ebenen ein. Dennoch ist ein deut-
licher Kurswechsel nötig, damit die Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen der Beschäftigten in Europa verbessert werden. 
Insbesondere bei autonomen Rahmenabkommen müssen 
die Verbindlichkeit und eine wirksame Umsetzungskontrol-
le sichergestellt sein.

5.2.2 europäischen arbeitsmarkt sozial gestalten

Von zentraler politischer bedeutung ist die bekämpfung 
der zunehmenden zergliederung der arbeitsmärkte in ganz 
europa. Scheinselbstständigkeit, prekäre Arbeitsverhält-
nisse, die Umgehung des Arbeitsrechts und die Missach-
tung geltender Lohn- und Sozialvorschriften bei der grenz-
überschreitenden Entsendung von ArbeitnehmerInnen 
sind massenhafte Phänomene, die die Grundlagen des eu-
ropäischen Sozialmodells massiv gefährden. Einige jüngere 
Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) 
haben stark in die nationalen Kollektivvertragssysteme ei-
niger Mitgliedsstaaten eingegriff en und sind eine ernsthafte 
Gefährdung gewerkschaftlicher Kampfmaßnahmen. Es ist 
nicht akzeptabel, dass der EuGH zunehmend gesetzgebe-
rische Funktionen ersetzt.  Deshalb besteht dringender Re-
gelungsbedarf auf europäischer Ebene. Die Ausübung so-
zialer Grundrechte einschließlich der Gewerkschaftsrechte 
darf nicht durch wirtschaftliche Freiheiten und das Wettbe-
werbsrecht eingeschränkt werden. Um die dringend not-

wendige Änderung der genannten EuGH-Rechtsprechung 
zu erreichen, ist deshalb das von EGB und ÖGB geforderte 
Protokoll zum sozialen Fortschritt in das Primärrecht der EU 
zu übernehmen. Dieses Protokoll muss sicherstellen, dass 
soziale Grundrechte im Zweifel Vorrang vor den Grundfrei-
heiten haben.

5.2.3 Vorrang für soziale standards

bei grenzüberschreitenden tätigkeiten Von arbeitneh-
merinnen müssen die gleichen arbeitsbedingungen Wie für in-
ländische beschäftigte gelten, um lohn- und sozialdumping zu 
Verhindern. Dieses Prinzip darf jedoch nicht nur auf dem Pa-
pier gewährleistet sein, sondern muss in der Praxis durchge-
setzt werden. Die grenzüberschreitende Durchsetzung von 
ArbeitnehmerInnenrechten muss durch eine Änderung der 
EU-Entsenderichtlinie besser abgesichert werden. Dafür ist 
auch eine bessere grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
der Behörden und ein grenzüberschreitender Verwaltungs-
vollzug erforderlich. Die eff ektive innerstaatliche Kontrolle 
darf nicht durch Vorgaben der EU und die Rechtsprechung 
des EuGH eingeschränkt werden.

Immer stärker tritt in großen Teilen der EU das Phänomen 
schlecht bezahlter Arbeitsplätze auf, die den betroff enen 
Beschäftigten selbst bei Vollzeitbeschäftigung nicht einmal 
jenes Einkommen garantieren, um die elementaren Lebens-
bedürfnisse zu befriedigen. Die erneuerte Sozialagenda der 
EU greift das Problem der Armutsbekämpfung nur ansatz-
weise auf. Strategien wie flexicurity, die erklärtermaßen eine 
neue Balance von sozialer Sicherheit und Flexibilität auf den 
europäischen Arbeitsmärkten anstreben, sollten deshalb 
skandalöse Entwicklungen bekämpfen, die ohnehin schon 
benachteiligte ArbeitnehmerInnen besonders treff en.

Der europäischen Koordinierung der Kollektivvertragspo-
litik im Rahmen des EGB und der europäischen Branchen-
verbände kommt eine immer wichtigere Rolle zu, um dem 
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zunehmend aggressiveren Standortwettbewerb zulasten 
der Beschäftigten zu begegnen. Die europaweite Umset-
zung einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik wirkt 
dem Lohnsenkungswettlauf und Lohndumping entgegen 
und trägt zur Sicherung der Währungsunion bei. In diesem 
Zusammenhang sind sowohl die Mitgliedstaaten als auch 
die EU-Kommission dazu aufgerufen, gemeinsam mit den 
europäischen Gewerkschaften Konzepte zu entwickeln, mit 
denen die rasche Heranführung der niedrigen Lohnniveaus 
in einigen Mitgliedsstaaten an jene Länder mit höheren 
Standards gefördert wird, um dauerhafte Wettbewerbsver-
zerrungen und Sozialdumping zu verhindern.

5.2.4	D er ÖGB fordert:

»» Dem europaweit zunehmenden Druck auf soziale Stan-
dards eine gemeinsame Strategie der Gewerkschaften 
im europäischen Kontext entgegenzusetzen: EU-Politik 
muss stärker zum Gegenstand der innenpolitischen De-
batte gemacht werden.

»» Das Protokoll zum sozialen Fortschritt im Primärrecht der 
EU zu verankern, damit soziale Grundrechte Vorrang vor 
wirtschaftlichen Grundfreiheiten haben. 

»» Durch geeignete Initiativen auf EU-Ebene, insbesondere 
durch eine Änderung der Entsenderichtlinie, die Durch-
setzung von Lohn- und Arbeitsbedingungen auch in der 
Praxis zu garantieren. Die Schaffung geeigneter Rah-
menbedingungen für die grenzüberschreitende Behör-
denzusammenarbeit, eine wirksame Kontrolle und effek-
tive Sanktionsmöglichkeiten sind dabei unerlässlich. 

»» Den Herausforderungen eines europäischen Arbeits-
marktes durch die Festlegung verbindlicher Sozialstan-
dards zu begegnen, die den arbeitenden Menschen zum 
bestimmenden Mittelpunkt der Politik machen. Es darf 
zu keinen Verschlechterungen bestehender Schutzstan-
dards, zum Beispiel im Bereich der Arbeitszeitrichtlinie, 
kommen.

»» Den europäischen Sozialen Dialog als Instrument effek-
tiver Sozialpolitik zu nutzen.

»» Die Koordinierung der Kollektivvertragspolitik innerhalb 
des EGB und der europäischen Branchenverbände zu 
stärken.

5.3	L ebensqualität sichern – Grundlagen  
	 des Europäischen Sozialmodells stärken

Zwei Bereiche des Europäischen Sozialmodells dienen 
der nachhaltigen Sicherung und Verbesserung der 
Lebensqualität: Die soziale Sicherheit (vor allem Ge-
sundheit und Pensionsvorsorge) und gute, umfassen-
de und erschwingliche öffentliche Dienstleistungen 
(Energiedienstleistungen, Postdienste, Wasser und 

Abwasser, Mobilität und vieles mehr). Kernaufgabe 
dabei ist die Absicherung der Lebensrisiken und die 
Versorgung der Menschen durch ein starkes öffent-
liches Netz. Beide Teile sind unverzichtbare kollekti-
ve und individuelle Menschenrechte. 

In den vergangenen Jahren wurden die sozialen Siche-
rungssysteme und eine funktionierende Daseinsvorsor-
ge zunehmend durch das neoliberale Dogma vom freien 
Markt gefährdet. Diese Strategie der Liberalisierung und 
Privatisierung der öffentlichen Infrastruktur (v. a. bei Strom, 
Gas, Telefon, Post, Bahn) ist als politische Lösung offenkun-
dig gescheitert. Sie brachte der Privatwirtschaft Rekord-
gewinne, vernichtete Hunderttausende Arbeitsplätze und 
verschlechterte die Arbeitsbedingungen von Millionen 
ArbeitnehmerInnen durch höhere Arbeitsbelastung, stei-
gende Fluktuation, Lohndruck und Stress. Die Qualität der 
Dienstleistungen hat sich dabei nur selten verbessert – und 
wenn, dann nicht aufgrund der Liberalisierung.

Die EU-Kommission verfolgt dennoch weiter einen sektoralen 
Ansatz, um auch jene öffentlichen Dienstleistungen zu libera-
lisieren, die aufgrund des massiven Protestes aus der Dienst-
leistungsrichtlinie ausgenommen wurden. Mit dem dritten 
Eisenbahnpaket und der Nahverkehrsverordnung wird der 
öffentliche Verkehr weiter liberalisiert. Der Energiesektor 
sollte nach dem ursprünglichen Willen der Kommission ei-
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ner vollständigen eigentumsrechtlichen Entflechtung un-
terworfen werden, was nicht zuletzt durch den massiven 
Protest der Gewerkschaften verhindert werden konnte. Wei-
tere Liberalisierungen sind aber bereits eingeleitet worden 
oder zumindest beabsichtigt, zum Beispiel in den Bereichen 
PatientInnenmobilität (Gesundheitsdienstleistungen) und 
Sozialdienstleistungen. 

Für die Gewerkschaften ist es inakzeptabel, dass durch eine 
neoliberale Wirtschaftspolitik die Sicherung der Lebens-
grundlagen und der soziale Zusammenhalt gefährdet wer-
den. Wenn die EU den Pfad des Europäischen Sozialmodells 
verlässt, riskiert sie, die Zustimmung der Menschen Europas 
zu verlieren. Dagegen setzt der ÖGB auf eine Politik der 
Absicherung von Lebensrisiken, wie sie einer solidarischen 
und demokratischen Gesellschaft entspricht.

Öffentliche Dienste sind ein wesentlicher Bestandteil der 
Wirtschafts- und Sozialsysteme der EU-MitgliedSstaaten und 
insgesamt ein substanzieller Bestandteil des europäischen 
Sozialmodells. BürgerInnen und Unternehmen in Europa 
erwarten zu Recht, dass eine umfangreiche Palette von zu-
verlässigen, stabilen und effizienten öffentlichen Dienstlei-
stungen in hoher Qualität und zu erschwinglichen Preisen 
verfügbar ist. Öffentliche Dienste sorgen dafür, dass kollek-
tive Bedürfnisse und Interessen – Aufgaben des Gemein-
wohls – bedient werden können.

5.3.1	D er ÖGB fordert:

»» Dass soziale und Gesundheitsdienstleistungen nicht li-
beralisiert werden. Der ÖGB ist entschieden gegen eine 
weitere sektorale Marktöffnung für öffentliche Dienst-
leistungen, insbesondere in den Bereichen Wasserver- 
und -entsorgung, Gesundheit, Soziales, Eisenbahn und 
öffentlicher Verkehr. Diesbezügliche Aktivitäten der EU-
Kommission sind zu verhindern.

»» Einen rechtlichen Rahmen für Dienste von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse, der den Vorrang qualitativ 
hochwertiger Dienstleistungen vor den Prinzipien des 
Binnenmarktes und des Wettbewerbs festschreibt. Ein 
allgemeiner, diskriminierungsfreier, flächendeckender 
und erschwinglicher Zugang zu den betreffenden 
Leistungen muss sichergestellt werden. 

»» Dass in der Energiepolitik die Versorgungssicherheit, die 
Festschreibung der Grundversorgung auch für einkom-
mensschwache VerbraucherInnen, die Förderung von 
Energieeffizienzmaßnahmen und erneuerbarer Energien 
und das Bekenntnis zum öffentlichen Eigentum absolute 
Priorität genießen.

»» Dass europäische Regelungen die nationalen Sozialsys
teme nicht unter Druck bringen, sodass kein direkter 
oder indirekter Zwang entsteht, Beiträge zu erhöhen, 
Leistungen zu kürzen oder andere restriktive Maßnah-
men zu treffen. 

»» Die Institutionen der EU auf, dass Änderungen in allen 
Bereichen des Europäischen Sozialmodells in ihrer Wir-
kung nicht nachteilig für Frauen sein dürfen. Frauen 
sind von der Verschlechterung der öffentlichen Dienst-
leistungen besonders betroffen und durch ihre fortge-
setzte Benachteiligung am Arbeitsmarkt und in der Ge-
sellschaft besonders auf die staatliche Absicherung von 
Lebensrisiken angewiesen.

»» Die Schaffung eines rechtlichen Rahmens, der die we-
sentlichen Grundlagen für die Erbringung von öffent-
lichen Dienstleistungen einschließlich Maßnahmen im 
Sinne der Rechts- und damit auch der Planungs- und In-
vestitionssicherheit der öffentlichen Hand enthält. Dazu 
zählen:
•	 die demokratische und bedürfnisorientierte Festle-

gung öffentlicher Dienste unter gemeinsamen Grund-
sätzen wie der Sicherstellung eines gleichberech-
tigten Zugangs, Universalität, Kontinuität, Qualität 
und Leistbarkeit;

•	 die Verankerung des Vorranges funktionierender öf-
fentlicher Dienstleistungen vor den Prinzipien des 
Binnenmarktes und des Wettbewerbsrechtes;

•	 die Berücksichtigung des Prinzips der Subsidiarität 
durch Garantie des Rechts auf lokale und regionale 
Selbstbestimmung bei der Erbringung, Organisation 
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und Finanzierung öff entlicher Dienstleistungen (z. B. 
Inhouse-Dienste);

•	 eine Beobachtungsstelle für öff entliche Dienste unter 
Beteiligung der Gewerkschaften, um etwa öff entliche 
Dienste sowie die Auswirkungen der Liberalisierung 
zu überwachen und zu bewerten, die Zusammenar-
beit zu fördern, Normen zu verbessern, Änderungen 
der Bedarfslage der BürgerInnen zu verfolgen etc;

•	 eine empirische Evaluierung der bisherigen Liberali-
sierungserfahrungen unter den Gesichtspunkten poli-
tischer, ökonomischer, sozialer und ökologischer Aus-
wirkungen, bei Einbeziehung der Sozialpartner.

 » Die Verankerung von arbeitnehmerInnen-, verbrauche-
rInnen- und umweltbezogenen Schutzbestimmungen 
in den bereits liberalisierten Sektoren.

 » Dass das Protokoll über Dienste im allgemeinen Interes-
se als Benchmark benutzt wird, um die Prinzipien und 
Werte öff entlicher Dienste zu einem festen Bestandteil 
der Politik und der Aktivitäten der EU zu machen. Die 
gesamte EU-Politik sollte danach bewertet werden, wel-
chen Beitrag sie zur Entwicklung hochwertiger öff ent-
licher Dienste leistet; darin eingeschlossen sind auch die 
makroökonomische Politik, der europäische strukturfonds 
und die Außenpolitik zum Beispiel im Hinblick auf die 
europäische Nachbarschaftspolitik, den Dialog zwischen 
der EU und Russland, den balkan-stabilitätspakt.

 » Bessere Absicherung von öff entlichen Dienstleistungen 
im Rahmen des allgemeinen Abkommens über den Han-
del mit Dienstleistungen (gats).

5.4 mitbestimmen in europa

der Ögb setzt sich für ein europa ein, in dem die inte-
ressen abhängig beschäftigter menschen im mittel-
punkt der politik stehen. dieser grundsatz drückt 
sich in einem umfassend Verstandenen konzept Von 
beteiligungsrechten der arbeitnehmerinnen aus. 
ungeachtet fortbestehender demokratiedefizite in 
der eu kann die VerWirklichung dieses konzepts dazu 

beitragen, die union für die arbeitnehmerinnen zu ei-
nem erlebbaren projekt zu machen, in dem das prin-
zip der selbstbestimmung ausgangspunkt aller poli-
tikansätze ist. 

Die verpfl ichtende Einbindung der Belegschaften und der 
Betriebsräte in die betrieblichen Entscheidungen – von der 
Basis bis in die höchsten Unternehmensebenen – stellt ein 
Kernelement der partizipativen Demokratie dar. Dieses hat 
im Rahmen der Europäischen Betriebsräte (EBR) und der Vor-
schriften über Unterrichtung und Anhörung der Arbeitneh-
merInnen seine Anerkennung auch auf europäischer Ebe-
ne erfahren. Mit der europäischen aktiengesellschaft (SE) wurde 
erstmals ein europäischer Standard für die grenzüberschrei-
tende Mitbestimmung geschaff en. Darüber hinaus ist das 
Prinzip der Mitbestimmung in den Aufsichtsorganen schon 
heute eine Realität in den meisten Mitgliedsstaaten. Das ist 
ein zentrales Element des europäischen Sozialmodells und 
ein deutliches Unterscheidungsmerkmal im Vergleich des 
europäischen mit anderen Wirtschaftsräumen.

5.4.1 mitbestimmung als europäisches 
 referenzmodell

die zunehmende europäisierung des gesellschaftsrechts 
stellte und stellt eine besondere herausforderung für die 
mitbestimmung als grundpfeiler unseres sozialmodells 
dar. Gewerkschaftliche Bedingung für europäische Rechts-
formen bleibt die Einführung verpfl ichtender europäischer 
Regeln über die Mitbestimmung, die nicht hinter das Modell 
der Europäischen Aktiengesellschaft (SE) zurückfallen dür-
fen. Der Vorschlag für ein Statut einer europäischen privatgesell-
schaft (EPG) wird diesen Forderungen der Gewerkschaften 
nicht gerecht, da er die Umgehung und Ausschaltung be-
stehender Mitbestimmungsrechte und einen negativen 
Wettlauf der niedrigsten Standards mit nationalen Gesell-
schaftsformen fördern würde. Insbesondere die freie Wahl 
des Satzungssitzes einer EPG birgt bereits ein hohes Miss-
brauchspotenzial und ist deshalb abzulehnen. 

stark
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Die Einführung der Europäischen Betriebsräte war ein wich-
tiger Schritt, um für die Belegschaftsvertretungen ein Äqui-
valent für die zunehmende multinationale Unternehmens-
organisation zu schaff en. Die kürzlich erfolgte Neufassung 
der Richtlinie brachte aus gewerkschaftlicher Sicht einige 
Verbesserungen für die grenzüberschreitende Arbeit Eu-
ropäischer Betriebsräte und für deren Unterrichtungs- und 
Anhörungsrechte. Dennoch blieben Kernforderungen der 
ArbeitnehmerInnenvertretungen unerfüllt, weshalb eine 
umfassende Revision der EBR-Richtlinie weiter auf der poli-
tischen Tagesordnung steht. Großes Augenmerk ist auf die 
nationale Umsetzung der geänderten Richtlinie zu legen, um 
verbliebene Unschärfen in der Neufassung zu korrigieren.

5.4.2 europäisches handeln notWendig

der Ögb begrüsst europäische initiatiVen, die die kooperation 
und Vernetzung Von geWerkschaften und belegschaftsVer-
tretungen in der eu fÖrdern. Auch eine engere Verzahnung 
von Gewerkschaften und Europäischen Betriebsräten ist 
notwendig. Ein optionaler Rahmen für transnationale Kol-
lektivverhandlungen müsste bessere Handlungsmöglich-
keiten für BelegschaftsvertreterInnen bei grenzüberschrei-
tenden Umstrukturierungen bringen, darf jedoch keinesfalls 
zu einer Schwächung nationaler Kollektivvertragsverhand-
lungen führen oder Forderungen nach einer Verlagerung 
von Kompetenzen der Kollektivvertragsparteien auf Un-
ternehmensebene Vorschub leisten. Europäisches Handeln 
darf funktionierende, gewachsene Strukturen im Bereich 
der Arbeitsverfassung nicht gefährden, sondern muss diese 
Strukturen europaweit absichern und ergänzen. 

5.4.3 der Ögb fordert:

 » Das Prinzip der Mitbestimmung als Kennzeichen der par-
tizipativen Demokratie zu einem Leitmotiv europäischer 
Politik zu machen.

 » Durch europäisches Handeln hohe Mitbestimmungs-
standards und Beteiligungsrechte der Arbeitneh-
merInnen als Kernelemente des europäischen Sozialmo-
dells zu sichern.

 » Neue europäische Gesellschaftsformen nur dann ein-
zuführen, wenn der Erhalt und die europarechtliche 
Verankerung von Mitbestimmungsrechten  der Arbeit-
nehmerInnen vollständig garantiert sind. Der Kommis-
sionsvorschlag für ein EPG-Statut wird diesen Anforde-
rungen nicht gerecht.

 » Die Stellung und Rechte der Europäischen Betriebsräte 
im Rahmen einer umfassenden Revision der EBR-Richtli-
nie weiter aufzuwerten.

5.5 europa entWickeln lassen

die europäische integration erlebte in den Vergange-
nen 20 jahren eine rasante dynamik, in der zWei pro-
zesse zunehmend in konflikt gerieten: eine Weitrei-
chende Wirtschaftliche und politische Vertiefung 
einerseits, und eine geWaltige territoriale erWei-
terung andererseits. europa ist enorm geWachsen. 
Viele menschen in der eu gehen heute dieses integra-
tionstempo nicht mit. in der frage zusätzlicher er-
Weiterungen muss auch die aufnahmefähigkeit der 
eu ein entscheidendes kriterium sein.

Der ÖGB hat große Erwartungen in die Reform der Europä-
ischen Union gesetzt. Neben einer gesicherten Handlungsfä-
higkeit der EU ist es für den ÖGB von besonderer Bedeutung, 
dass die vertraglichen Grundlagen der Union über eine rein 
wirtschaftliche Dimension hinausgehen und die EU sich zu 
einer Sozial- und Beschäftigungsunion weiterentwickelt. So 
ist die EU als Vorreiter in Fragen der Gleichstellungspolitik, 
jetzt und auch in Zukunft, wichtig und notwendig.

Der Reformvertrag von Lissabon bringt Fortschritte in eini-
gen wichtigen Bereichen, die aus gewerkschaftlicher Sicht 
zu begrüßen sind, insbesondere einen engagierten Katalog 
von sozialen Werten und Zielen der EU, die Grundrechtechar-
ta im europäischen primärrecht, einen eigenen Artikel und 
ein Protokoll zum Schutz der öff entlichen Dienstleistungen, 
die Verankerung der Sozialpartner und des Sozialen Dialogs 
sowie eine Aufwertung des Europäischen Parlaments durch 
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die Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens und die 
neuen Bestimmungen zum EU-Budget.

an der Wirtschafts- und Währungspolitischen grundaus-
richtung der europäischen union ändert sich jedoch nichts. 
Der ÖGB äußert daher ernste Bedenken gegenüber einigen 
Neuerungen sowie Defi ziten, die mit dem Reformvertrag 
nicht beseitigt werden, insbesondere die unveränderte Ori-
entierung der Geldpolitik an der Preisstabilität sowie das 
Fehlen einer antizyklischen Budgetpolitik im Vertrag. Statt-
dessen müssen die Mitgliedsstaaten weiterhin ihre Budgets 
nach den Regeln des Stabilitäts- und Wachstumspaktes er-
stellen. Die Gefahr, dass öff entliche Dienstleistungen den 
Regeln des Binnenmarktes und des Wettbewerbsrechts aus-
gesetzt sind, schließt der Reformvertrag nicht aus. 

das begrüssensWerte ziel der friedenssicherung enthält 
Weder ein bekenntnis zur ächtung des krieges als mittel der 
politik noch zu abrüstung bzW. aktiVer konVersionspoli-
tik. Die Verankerung einer Verteidigungsagentur und die 
schrittweise Anhebung der Verteidigungsbudgets könnten 
zudem Einschränkungen der Budgetposten für Soziales, Bil-
dung und Kultur zur Folge haben. Der ÖGB kritisiert weiters, 
dass militärische Auslandseinsätze im Rahmen der gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik nicht ausdrücklich 
an ein Mandat des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
gebunden sind, auch wenn Österreich auf Basis seiner Neu-
tralität eine Beteiligung an militärischen Einsätzen, die nicht 
auf Basis eines solchen expliziten Mandats erfolgen, bereits 
ausgeschlossen hat.

5.5.1 der Ögb fordert:

 » Weitere Schritte hin zu einem Europa, das sozialer, de-
mokratischer, verständlicher und handlungsfähiger wird. 
Der Reformvertrag von Lissabon ist trotz ernsthafter Be-
denken insgesamt ein Fortschritt zu den gegenwärtigen 
Verträgen, aber bei weitem nicht genug. 

 » Dass bei allen künftigen Vertragsänderungen eine brei-
te, transparente innerstaatliche und europäische Debat-

te mit den BürgerInnen über die geplanten Inhalte und 
Entscheidungsabläufe zu führen ist. Dann sind allfällige 
politische Bedenken gegenüber Volksabstimmungen 
unbegründet.  

 » Die Weiterentwicklung der EU über den Reformvertrag 
hinaus in Richtung einer wirklichen Sozialunion zu för-
dern. Ein erster wichtiger Schritt ist die Einfügung eines 
Protokolls zum sozialen Fortschritt in das Primärrecht, 
um den Vorrang sozialer Grundrechte vor den wirtschaft-
lichen Grundfreiheiten sicherzustellen. 

5.6 die folgen der erWeiterung 
 Weiterhin aktiV gestalten

der Ögb Wird sich nach ablauf der übergangsfristen 
Weiterhin für umfassende strategien zur sicherung 
der beschäftigung und des standortes, zur anglei-
chung der lebens- und arbeitsbedingungen soWie 
zur entfaltung der entWicklungspotenziale in den 
grenzregionen einsetzen. dazu gehÖren Wirksame 
massnahmen gegen den sozialbetrug organisierter 
schWarzunternehmer, die länderübergreifende Ver-
netzung Von betriebsräten, grenzübergreifende ko-
operationen der landesorganisationen Von partner-
geWerkschaften soWie Verstärkter interessenschutz 
Von arbeitsmigrantinnen aus den nachbarländern. 

Europäische Zuwanderungspolitik darf der Integration 
nicht entgegenstehen. Die EU-Kommission hat in der Ver-
gangenheit bereits einige Vorschläge zur Einwanderung 
von Nicht-EU-BürgerInnen zu Erwerbszwecken gemacht, 
die zum Teil schon verabschiedet wurden. Andere Richtli-
nien, zum Beispiel über ein europäisches Saisonniermodell 
oder über konzerninterne Entsendungen innerhalb der EU, 
sind geplant. Diese – auf temporäre Migration gerichteten – 
Regelungen bergen die Gefahr einer indirekten Förderung 
prekärer Arbeitsverhältnisse. Migrationsmodelle, die auf 
Rotationsprinzipien mit kurz- bzw. mittelfristigen Aufent-
halten aufgebaut sind, stehen jedoch einer wirkungsvollen 
Integrationspolitik entgegen. Für den ÖGB steht außer 
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Zweifel, dass Integrationsmaßnahmen in den Kompetenz-
bereich der Mitgliedsstaaten gehören. Die Gestaltung einer 
europäischen Zuwanderungspolitik soll hier unterstützend 
wirken, darf Integrationsbemühungen der Mitgliedsstaaten 
jedoch nicht behindern.

5.6.1	D er ÖGB fordert:

»» Nach Ablauf der Übergangsbestimmungen weitere ak-
tive Maßnahmen zur sozialverträglichen Anpassung des 
Arbeitsmarktes. Dem Kampf gegen Sozialdumping und 
für die Einhaltung der geltenden Löhne und Arbeitsbe-
dingungen kommt gerade bei vollständiger Freizügig-
keit der ArbeitnehmerInnen höchste Priorität zu.

»» Einen wirtschaftspolitischen Kurswechsel für Wachs-
tum und Beschäftigung, eine deutliche Reduzierung 

des Wohlstandsgefälles und einen spürbaren Abbau der 
Arbeitslosigkeit und der Armut in der EU als wichtige 
Voraussetzungen für zukünftige Erweiterungen. Die Fra-
ge der Stabilität der Arbeitsmärkte muss hierbei ausrei-
chend berücksichtigt werden.

»» Die Verhinderung von EU-Richtlinien, die auf eine kurz-
fristige Überbrückung konjunktureller und demogra-
fischer Engpässe auf dem Arbeitsmarkt abzielen, die 
Lohndumping fördern und denen die Integrationspers
pektive fehlt.

»» Drohenden rechtsradikalen Tendenzen in der Gesell-
schaft entgegenzutreten und insbesondere gegen 
Fremdenfeindlichkeit einzutreten sowie eine vollstän-
dige Integration der ausländischen KollegInnen zu un-
terstützen. 

5.7	E uropäische Bildungspolitik

Der ÖGB begrüSSt ausdrücklich den im Jahr 2000 – mit 
dem Gipfel von Lissabon und mit dem EU-Memorandum 
über Lebensbegleitendes Lernen – eingeleiteten Pro-
zess zur Schaffung eines europäischen Bildungs- und 
Beschäftigungsraumes und der Förderung des Le-
bensbegleitenden Lernens. Die Diskussion über eine 
kohärente Strategie des Lebensbegleitenden Lernens 
hat damit eine neue Dimension und Verbindlichkeit 
erhalten. Das Arbeitsprogramm „Allgemeine und be-
rufliche Bildung 2010“ erwies sich als guter Rahmen 
für die Zusammenarbeit sowie für die Konkretisie-
rung und Umsetzung gemeinsamer Ziele.

5.7.1	D er ÖGB fordert:

»» Dass die allgemeine und berufliche Bildung einen zen-
tralen Stellenwert bei der Bewältigung zukünftiger He-
rausforderungen hat. Von besonderer Bedeutung ist 
dabei das strategische Ziel der Umsetzung des lebensbe-
gleitenden Lernens. Daher begrüßt der ÖGB die Initiative 
der Kommission, einen neuen strategischen Rahmen zu 
erarbeiten. 

»» Ein nachhaltiges Bekenntnis der Europäischen Kom-
mission, der Mitgliedsstaaten und der Sozialpartner zur 
Umsetzung der Empfehlungen zu einem Europäischen 
Qualifikationsrahmen und einem Europäischen Leis
tungspunktesystem für Berufsbildung. Diese können 
wichtige Beiträge zur Verwirklichung des lebensbeglei-
tenden Lernens leisten. 

»» Dass angesichts der Zuwanderung aus Drittstaaten auch 
die Anwendung des Europäischen Qualifikationsrahmens und 
European Credit System for Vocational Education and Training 
durch Nicht-EU-Staaten zum Thema wird.

Starkes und Soziales Europa
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Mit dem Beitritt Chinas und Indiens zur Welthandels-
organisation (WTO) hat die Globalisierung eine neue 
Dimension erreicht. Die UNO und die EU dürfen auf die 
Globalisierung nicht nur reagieren, sondern müssen 
diese stärker als bisher gestalten. Eine Politik der 
einseitigen Weltmarktexpansion durch bilaterale 
Freihandelsabkommen der EU oder durch die WTO un-
terstützt der ÖGB nicht. Die Europäische Union muss 
für faire Handelsbeziehungen sorgen. Soziale Min-
deststandards wie die verbindliche Verankerung der 
ILO-Kernarbeitsnormen in der WTO und in den bilate-
ralen Freihandelsabkommen sowie der Schutz sozia-
ler, wirtschaftspolitischer und umweltpolitischer 
Gestaltungsmöglichkeiten vor multilateralen Han-
dels- oder Investitionsregeln sind dabei unabding-
bare Voraussetzung.

6.1	S pielregeln für die Weltwirtschaft

Die Entwicklung der globalen Wohlstandsverteilung in den 
vergangenen Jahrzehnten war durch die Vertiefung der 
Kluft des Lebensstandards zwischen Arm und Reich gekenn-
zeichnet.  Auf die ärmsten 40 Prozent der Weltbevölkerung 
– rund 2,5 Milliarden Menschen – entfallen nur fünf Prozent 
des globalen Einkommens, hingegen gehen 54 Prozent 
des Einkommens an die reichsten zehn Prozent der Welt-
bevölkerung. Diese erschreckende Situation ist das Resul-
tat der Wirtschafts- und Handelsliberalisierung, die in den 
vergangenen Jahrzehnten zu einem globalen Sozialabbau 
geführt hat. Während die Superreichen für ihre Vermögen 
immer profitablere, oft hochspekulative Veranlagungs-
formen entwickeln, verringert sich auf der anderen Seite 
Armut nicht. Bereits jetzt steht fest, dass die von den Ver-
einten Nationen beschlossenen Millenium Development 
Goals – die Ausrottung der absoluten Armut bis 2015 – für 
einen großen Teil der Betroffenen nicht erreicht wird.

Ein Mechanismus des globalen Sozialabbaus ist die zuneh-
mende Missachtung der sozialen Grundrechte und der Gewerk-
schaftsrechte durch multinationale Konzerne und zahlreiche 
Regierungen. Wettbewerbs- und Standortvorteile wurden auf 
Kosten der Armen und der ArbeitnehmerInnen erzielt. Be-
sonders verabscheuenswürdige Beispiele dafür sind u. a. die 
Repression gegen Gewerkschaften in Kolumbien, der jähr-
lich über hundert AktivistInnen zum Opfer fallen, oder der 
systematische Einsatz von Zwangsarbeit durch die Militär-
regierung in Myanmar. Während in manchen Regionen Kin-
derarbeit in den vergangenen Jahren eingedämmt werden 
konnte, nimmt sie in anderen – vor allem in Afrika – wieder 
zu. Vehement fordert der ÖGB die Zulassung unabhängiger 
Gewerkschaften und die volle Respektierung der Organisa-
tionsfreiheit in der aufstrebenden Wirtschaftsmacht China; 
den Investoren und Handelspartnern des Landes kommt 
eine große Verantwortung bei der Verwirklichung von Men-
schenrechten und sozialen Grundrechten in China zu.

Die österreichische Gewerkschaftsbewegung fordert von 
Regierungen und Konzernen die uneingeschränkte Respek-
tierung der Menschen- und Gewerkschaftsrechte sowie die 
volle Respektierung der Kernarbeitsnormen. ArbeitnehmerIn-
nenrechte müssen in Handelsverträgen, Investitionsschutz-
abkommen sowie im Rechtsbestand der relevanten interna-
tionalen Organisationen (z. B. der WTO) verankert werden. 
Um einen protektionistischen Missbrauch solcher Sozialklau-
seln zu verhindern, tritt die Gewerkschaftsbewegung aber 
gleichzeitig auch für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung 
ein, um die Globalisierung sozial und ökologisch umzuge-
stalten. Im Vordergrund steht dabei die Anerkennung des 
Rechts auf Entwicklung: Der fortschreitenden Verarmung 
großer Teile der Welt muss durch gerechte Rohstoffpreise, 
den Abbau des Protektionismus und wettbewerbsverzer-
render Praktiken von Industrie- und Schwellenländern so-
wie durch die Beseitigung der Ursachen der Schuldenkrise 
Einhalt geboten werden. 

6 G lobalisierung sozial gestalten

GLOBALISIERUNG SOZIAL GESTALTEN
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ein kooperatives management des internationalen Währungssystems durch maßnahmen 
zur erhöhung der finanzmarktstabilität sowie zur eindämmung der kurzfristigen finanz- und 
devisenspekulation, insbesondere durch die einführung der finanztransaktionssteuer.

die demokratisierung des herrschenden Welthandelsregimes sowie der internationalen 
finanzinstitutionen und der Wto.

folgenabschätzung der weltweiten dienstleistungsliberalisierung auf entwicklung, beschäfti-
gung, öffentliche dienstleistungen, umwelt und chancengleichheit im Vorfeld zu multilateralen 
Verhandlungen als grundlage für regierungsentscheidungen. notwendigkeitstests und ähnliche 
rechtsinstrumente, die sozialstandards danach bewerten, ob sie handels- und wettbewerbs-
verzerrend sind, sind abzuschaffen. es muss auch die möglichkeit zur rücknahme von gats-
liberalisierungen zum schutz von sozialen, umwelt- und entwicklungszielen gegeben sein. 

ratifizierung der bestehenden ilo-kernarbeitsnormen durch bisher säumige staaten sowie 
stärkung der kapazitäten der ilo zur verbindlichen normensetzung.

etablierung verbindlicher internationaler mindeststandards für unternehmensverhalten 
statt unverbindlicher lippenbekenntnisse zur sozialen Verantwortung von unternehmen.

sich für die erhöhung der entwicklungshilfeleistungen Österreichs auf das international ver-
einbarte ziel von 0,7 prozent des bruttonationaleinkommens einzusetzen. im rahmen der 
 bilateralen projekt- und programmhilfe sollen arbeitnehmerinnenrelevante Vorhaben verstärkt 
berücksichtigt werden, z. b. die förderung von aktiver beschäftigungspolitik und von chancen-
gleichheit oder die stärkung von arbeitnehmerinnenorganisationen. im rahmen der staatlich 
geförderten entwicklungspolitischen informations- und Öffentlichkeitsarbeit müssen aktivitä-
ten des Ögb und der gewerkschaften verstärkte berücksichtigung finden.

gemeinsam mit seinen gewerkschaften aktive gewerkschaftliche beteiligung bei internationalen 
kampagnen und bündnissen mit nichtregierungsorganisationen (ngo) sowie im bereich projekt-
bezogener entwicklungspolitischer aktivitäten und wird seine mitglieder verstärkt über themen 
des globalen sozialabbaus, dessen ursachen und mögliche gegenstrategien informieren. 
kampagnen, z. b. fair trade oder clean clothes zeigen darüber hinaus jedem gewerkschafts-
mitglied handlungsmöglichkeiten als konsumentin auf.

6.1.1
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6.2  sicherheit und frieden dauerhaft 
garantieren

soziale gerechtigkeit kann nur in einer situation 
des friedens hergestellt Werden, umgekehrt kÖn-
nen frieden und stabilität langfristig nur durch die 
gerechte WohlstandsVerteilung gesichert Werden. 
unzureichende lebensbedingungen und soziale Ver-
elendung, ressourcenknappheit und fehlende Ver-
teilungsgerechtigkeit, mangelnde bildung und das 
fehlen demokratischer zukunftsperspektiVen füh-
ren in Vielen fällen zu sozialen konflikten bis hin 
zu kriegerischen auseinandersetzungen. selbst die 
Weltbank sieht in geringem einkommen und in armut 
und rohstoffabhängigkeit zentrale konfliktauslÖ-
sende faktoren. frieden und sicherheit kÖnnen daher 
nur durch die nachhaltige Verbesserung der lebens-
bedingungen WeltWeit hergestellt und gesichert 
Werden. gleichzeitig sind abrüstungsmassnahmen im 
nuklearen Wie konVentionellen bereich und die ent-
Wicklung einer kultur ziViler konfliktpräVention 
Wichtige Voraussetzungen für die entfaltung der so-
zialen, Wirtschaftlichen und politischen rechte der 
arbeitnehmerinnen.

Österreich braucht eine friedensorientierte aussenpolitik, 
die sich auf basis der grundsätze einer aktiVen neutralitäts-
politik innerhalb Wie ausserhalb der europäischen union für 
dialog, abrüstung, frieden und ziVile krisenpräVention en-
gagiert. Eine Stärkung der Friedensunion EU schließt daher 
die Eindämmung von Militarisierungstendenzen, ein Be-
kenntnis zu einer aktiven Konversionspolitik sowie die Revi-
sion der EU-Sicherheitsstrategie ein. Über den Rahmen der 
EU hinaus setzt sich eine friedensorientierte österreichische 
Außenpolitik für eine Stärkung der Vereinten Nationen so-
wie des multilateralen Systems ein. Dazu zählt die Förde-
rung von Abrüstungsprozessen im Rahmen multilateraler 
Abkommen ebenso wie internationale Vermittlungsdiplo-
matie in Krisengebieten und die Stärkung des Konferenz-
ortes Wien. 

6.2.1 der Ögb fordert:

 » Eine aktive österreichische Neutralitätspolitik und setzt 
sich in diesem Sinne für eine Revision der sicherheits- und 
rüstungspolitischen Teile des Vertrags von Lissabon ein. 

 » Angesichts des Ausbaus der EU-Rüstungsindustrie die 
Rücknahme der Novellierungen des Kriegsmaterialien-
gesetzes und des Truppenaufenthaltsgesetzes von 2001, 
d. h. unter anderem die Wiederaufnahme des Neutrali-
tätsvorbehalts und eine strikte Bindung an Beschlüsse 
des Weltsicherheitsrats. 

 » Die Betrachtung EU-Battle-Groups, die nicht an ein Man-
dat des UN-Sicherheitsrats gebunden sind, als Ausdruck 
einer neutralitätswidrigen und militarisierten Außenpoli-
tik und lehnt eine Teilnahme Österreichs an diesen daher 
ab. 

 » Verbesserte Einsatzmöglichkeiten für Friedens-, Ent-
wicklungs- und Gedenkdienste als Maßnahmen einer 
präventiven und zivilen Außenpolitik. Das bedingt auch 
eine Förderung von Ausbildungsmöglichkeiten zur zivi-
len Konfl iktbearbeitung.

6.3 globale migration menschenWürdig gestalten

die geWerkschaftsbeWegung WeltWeit und in Öster-
reich lehnt fremdenfeindlichkeit und rassismus 
entschieden ab. geWerkschaften WeltWeit sehen ihre 
VerantWortung auch darin, gegen diskriminierung 
und ungerechte und ausbeuterische arbeits- und le-
bensbedingungen Von Wanderarbeitnehmerinnen 
und ihren familien aufzutreten. staatliche rahmen-
massnahmen betreffend migration, zum beispiel zum 
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schutz des arbeitsmarkts, müssen rechtsstaatlich 
und transparent erfolgen und dürfen nicht zu rassis-
mus und diskriminierung beitragen. 

Die Migrationsspirale hat heute jedoch eine neue Dimen-
sion erreicht. Kriege, steigende Armut oder durch den Kli-
mawandel schwindende Lebensgrundlagen in den armen 
Zonen der Welt bringen massenhafte Wanderungsbe-
wegungen. Zwar fi ndet nach wie vor der Großteil krisen-
bedingter Migration nicht in Europa statt, Millionen von 
Menschen sehen aber für sich und ihre Familien keine Über-
lebensgrundlage mehr in ihren Heimatregionen, sondern 
streben sicherere Perspektiven in den Industrieländern an. 
Sie nehmen dabei vielfach hohe persönliche Risiken – bis 
hin zum tödlichen Ausgang – in Kauf. Kriminelle Schlepper-
organisationen ziehen ihren Profi t aus der ausweglosen und 
rechtlosen Situation, in der sich diese Menschen befi nden. 
Wenngleich armutsbedingte Migration im individuellen 
Einzelfall erfolgreich sein kann, verändert sie nichts an den 
strukturellen Ursachen der Migration. Im Gegenteil werden 
dadurch die wirtschaftlichen Kapazitäten der Entwicklungs-
länder noch weiter geschwächt, und in den Zielgebieten 

der Migration stellt die Ausbeutung der MigrantInnen die 
erreichten Sozialstandards vor allem ärmerer und weniger 
qualifi zierter Bevölkerungsschichten in Frage.

eine geWerkschaftliche antWort auf die herausforderung 
der globalen migration muss auf diese damit Verbundenen 
sozial- und arbeitsmarktpolitischen probleme reagieren, 
gleichzeitig jedoch auf basis der grundsätze der geWerk-
schaftlichen solidarität erfolgen. Von den Regierungen ist 
in diesem Zusammenhang eine Flüchtlings- und Asylpolitik 
im Einklang mit humanitären und rechtsstaatlichen Grund-
sätzen gefordert. Die Errichtung einer Festung Europa ist 
weder eine wünschenswerte noch eine dauerhafte Lösung. 
Vor allem jedoch ist es darüber hinaus im Sinn internatio-

naler Solidarität erforderlich, die Ursachen 
der armuts- und konfl iktbedingten 
Migration durch die rasche Ver-
besserung der Lebensverhältnisse 
vor Ort zu beseitigen. 

6.3.1 der Ögb fordert:

 » Die Reform der österrei-
chischen Asylpolitik im Einklang 
mit menschenrechtlichen und 
rechtsstaatlichen Standards und 

eine Reform des Asylverfahrens: Wahrung der Menschen-
würde von Asylsuchenden, Förderung ihrer Selbsterhal-
tungsfähigkeit u. a. durch einen erleichterten Zugang 
zum Arbeitsmarkt in Verbindung mit einer Verkürzung 
der Verfahrensdauer, keine Gefährdung der familiären 
Bindungen von AsylwerberInnen, Zugang zu rechtlicher 
Beratung und Unterstützung.

 » Dass die bestehenden Rechtsgrundlagen zur Gleichbe-
rechtung (Anti-Diskriminierungsrichtlinie der EU, Gleich-
behandlungsgesetz in Österreich) verwirklicht und im 
Alltag gelebt werden. 

 » Nötige rechtliche Verschärfungen sowie Maßnahmen 
und Initiativen zur Bekämpfung von Neofaschismus 
und Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus und 
Fremdenfeindlichkeit. Der ÖGB bekennt sich zu einer 
off enen und toleranten Gesellschaft und appelliert an 
alle in Österreich lebenden Menschen, die Grund- und 
Freiheitsrecht zu akzeptieren, um gemeinsam an der Ver-
wirklichung dieser Ziele zu arbeiten.

 » ArbeitsmigrantInnen durch Angebote wie Rechtsbera-
tung und Rechtsschutz zu unterstützen. Der ÖGB sieht in 
der WanderarbeitnehmerInnenschaft eine wichtige Ziel-
gruppe, deren gewerkschaftliche Organisierung einen 
wichtigen Beitrag zur Stabilisierung des Arbeitsmarkts 
und zur Sanierung prekärer Arbeitsverhältnisse leisten 
kann.

gerechtgerecht
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6.4 internationale solidarität umsetzen

als gründungsmitglied des internationalen geWerk-
schaftsbundes (igb), 2006 in Wien entstanden, unter-
stützt der Ögb aktiV das programm des igb, der sich 
als teil der gegenmacht zu einer einseitig Von kapital-
interessen bestimmten globalisierung Versteht. gera-
de in zeiten der Wirtschaftskrise ist ein koordiniertes 
und entschlossenes internationales auftreten der 
geWerkschaftsbeWegung entscheidend, um zu Verhin-
dern, dass die lasten der krise auf die lohnabhängi-
gen und die ärmeren schichten der beVÖlkerung abge-
Wälzt Werden. es ist  sicherzustellen, dass lehren aus 
dem bankrott des neoliberalismus gezogen Werden, 
und dass das globale Wirtschaftssystem gemäss den 
materiellen, politischen und kulturellen interessen 
der arbeitnehmerinnenschaft umgestaltet Wird. 

der Ögb setzt sich daher für die intensiVierung des dialogs 
mit nationalen und internationalen geWerkschaftsVerbän-
den ein, die dem igb noch nicht angehÖren, soWie mit dem 
WeltgeWerkschaftsbund. Er unterstützt die Fortsetzung 
des Einigungsprozesses auf der Ebene der internationalen 
Branchenverbände. Dort, wo solche Entwicklungen auf 
Schwierigkeiten stoßen, werden sich der ÖGB und seine 
Gewerkschaften aktiv für die Beseitigung von Hindernissen, 
verstärkten Dialog und Kooperation einsetzen. Die Errich-
tung gemeinsamer Verbände auch auf sektoraler Ebene 
bleibt das Ziel.

Für die Bewältigung der Krise und die Durchsetzung neuer, 
sozial ausgewogener Spielregeln für die Tätigkeit der glo-
balen Wirtschaftsakteure sind die Zulassung von unabhän-
gigen Gewerkschaften sowie die Kollektivvertragsfreiheit 
Vorbedingungen. Das Eintreten für die umfassende Ver-
wirklichung der Gewerkschaftsrechte zählt daher zu den 

Kernelementen einer internationalen Gewerkschaftsstrate-
gie. Der ÖGB unterstützt dies durch Solidaritätsaktivitäten 
mit einzelnen Ländern, in denen Menschen- und Gewerk-
schaftsrechte gefährdet sind, ebenso wie durch eine aktive 
Beteiligung an den Beratungen der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO).

rahmenVereinbarungen mit transnationalen konzernen im 
sinn Von corporate social responsibility kÖnnen ein Wich-
tiger erster schritt zur VerWirklichung Von arbeitnehmerin-
nenrechten sein, ersetzen die Verbindliche Verankerung der 
kernarbeitsnormen jedoch nicht. Konzernvereinbarungen 
müssen unter Einbindung der Gewerkschaft zustande ge-
kommen sein und von unabhängigen Instanzen verbindlich 
kontrollierbar sein. Europäische oder Welt-Betriebsräte sind 
geeignete Instrumente, gegen unfairen Wettbewerb inner-
halb einzelner Unternehmen aufzutreten, sofern sie eng mit 
den Gewerkschaften zusammenarbeiten.

In den vergangenen Jahren haben auch zahlreiche Unter-
nehmen mit Stammsitz in Österreich die Vorteile der wirt-
schaftlichen Globalisierung genutzt. Zunehmend ist es zur 
Errichtung von Produktionsstandorten in Regionen gekom-
men, in denen es keine oder nur eine sehr geringe gewerk-
schaftliche Organisierung gibt und in denen die Einhaltung 
von Demokratie, Menschenrechten, Sozial- oder Umwelt-
standards keine Rolle spielen. Global tätige österreichische 
Unternehmen tragen daher auch globale Verantwortung 
für den Schutz dieser Werte.

6.4.1 der Ögb fordert:

 » die verbindliche Einhaltung der OECD-Leitsätze für mul-
tinationale Unternehmen durch österreichische Firmen. 
Ansonsten dürfen keine staatlichen Export- und Inter-
nationalisierungsförderungen in Anspruch genommen 
werden.
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Seit der Systemwende in Osteuropa vor 20 Jahren arbeiten 
der ÖGB und seine Gewerkschaften eng mit den Gewerk-
schaften in Mittel-, Ost- und Südosteuropa zusammen. 
Viele dieser Länder sind nicht nur von den Auswirkungen 
der weltweiten Finanzkrise betroff en, sondern haben auch 
noch mit den langfristigen Auswirkungen der wirtschaft-
lichen Transformation von der sozialistischen Plan- zur kapi-
talistischen Marktwirtschaft zu kämpfen.

DIE STARKE INVOLVIERUNG DES INTERNATIONALEN WÄHRUNGSFONDS, 
DESSEN STRUKTURANPASSUNGSPROGRAMME IN VIELEN LÄNDER DER 
WELT EINE DER URSACHEN FÜR DIE WIRTSCHAFTSKRISE WAREN, LÄSST 
ERWARTEN, DASS DIE TRANSFORMATION AUCH IN DEN LÄNDERN MIT
TEL, OST UND SÜDOSTEUROPAS MIT WEITEREM TIEF GREIFENDEN SO
ZIALABBAU VERBUNDEN SEIN WIRD. Die berechtigte Empörung 
der betroff enen Bevölkerung steht dabei in Gefahr, von po-
pulistischen, nationalistischen und/oder rassistischen Orga-
nisationen missbraucht zu werden. Das stellt die Errungen-
schaften der demokratischen Ordnung in Frage, schürt die 
Möglichkeit weiterer gewalttätiger Konfl ikte und könnte au-
ßerdem zu einer verstärkten armuts- und konfl iktbedingten 
Migration nach Mittel- und Westeuropa führen.

DER ÖGB UND SEINE GEWERKSCHAFTEN

 » fordern ein gesamteuropäisches Konjunkturprogramm, 
das für einen gezielten sozialen und ökologischen Struk-
turwandel genutzt werden muss, und für das mindestens 
ein Prozent des BIP aller europäischen Volkswirtschaften 
zur Verfügung stehen soll;

 » bekräftigen ihre Forderung nach einer tief greifenden Re-
form der internationalen Finanzinstitutionen sowie nach 
vorrangiger Berücksichtigung von ArbeitnehmerInnen-
interessen bei Strukturanpassungsprogrammen.

 » betonen die Bedeutung des Pan-Europäischen Regional-
rates der Gewerkschaften als Drehscheibe für Beratung 
und Aktion und sehen in der gegenwärtigen Krise eine 
Bewährungsprobe für das in den vergangenen Jahren 
geschaff ene Netzwerk der gewerkschaftlichen Zusam-
menarbeit mit Mittel-, Ost- und Südosteuropa.

 » werden den Kampf der mittel-, ost- und südosteuropä-
ischen Gewerkschaftsbewegung gegen Sozialabbau 
und demokratiefeindliche Entwicklungen sowie für po-
litische Alternativen zugunsten der ArbeitnehmerInnen-
schaft koordiniert unterstützen.
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Antizyklische Budgetpolitik: Politik, Konjunkturschwan-
kungen durch entsprechende Maßnahmen auszugleichen. 
(Seite 14)
Ausgleichstaxe: ArbeitgeberInnen in Österreich sind ver-
pflichtet, pro 25 Beschäftigten einen begünstigten behin-
derten Menschen einzustellen. Erfüllen sie diese Pflicht 
nicht, dann ist eine Ausgleichstaxe von derzeit 220 Euro mo-
natlich zu entrichten. (Seite 19)
AWS: Austria Wirtschaftsservice, Förderbank für die unter-
nehmensbezogene Wirtschaftsförderung. (Seite 12)
Balkan-Stabilitätspakt: 1999 nach dem Ende der NATO-In-
tervention in Serbien geschlossener Pakt, an dem u. a. die 
EU-Länder, die USA und sämtliche Balkanstaaten beteiligt 
sind. (Seite 52)
Buchgewinne: Werden in einer Bilanz Vermögensteile zu 
einem höheren Preis als dem Buchwert verkauft, so ent-
steht ein Buchgewinn. An der Börse werden damit auch 
noch nicht durch Verkauf realisierte Gewinne bezeichnet. 
(Seite 11)
Deflation: Allgemeiner Preisrückgang durch Verminderung 
des Geldumlaufs und eine Verlangsamung der Umlaufge-
schwindigkeit. Die Nachfrage ist geringer als das Angebot. 
(Seite 46)
Deregulierung: Reduzierung staatlichen Einflusses auf be-
stimmte Wirtschaftssektoren, zum Beispiel durch Privatisie-
rung. (Seite 8)
Derivate: Von Wertpapieren abgeleitete Finanzprodukte wie 
z. B. Optionen und Termingeschäfte. (Seite 11, 48)
Europäische Aktiengesellschaft (Societas Europaea = SE): 
Rechtsform für Aktiengesellschaften in der EU, die seit dem 
Jahresende 2004 die Gründung von AGs nach weitgehend 
einheitlichen Kriterien ermöglicht. Für ArbeitnehmerInnen 
interessant ist die Bestimmung, laut der eine SE erst regis-
triert werden kann, wenn eine Regelung zur Arbeitneh-
merInnenbeteiligung gefunden wurde. (Seite 52)
Europäische Privatgesellschaft (Societas privata europaea = 
SPE): Rechtsform einer europäischen Kapitalgesellschaft für 
KMU. Damit soll es ab 2010 möglich sein, kleine Unterneh-
men nach weitgehend einheitlichen Rechtsprinzipien inner-
halb der EU zu gründen. (Seite 52)

Europäischer Qualifikationsrahmen: Initiative der EU, die 
berufliche Qualifikationen und Kompetenzen in Europa ver-
gleichbarer machen soll. (Seite 28, 55)
Europäische Strukturfonds: EU-Fonds, mit denen ärmere 
EU-Länder und Regionen gefördert werden, gestaffelt sind 
diese Regionen in Ziel 1-, 2- und 3-Gebiete. Ein Großteil der 
Gelder geht an Ziel-1-Gebiete (BIP je Einwohner maximal  
75 Prozent des EU-Durchschnitts). (Seite 52)
European Credit System for Vocational Education and Trai-
ning (ECVET): Europäisches Punktesystem für Aus- und Wei-
terbildung, an dem eine Arbeitsgruppe der EU-Kommission 
seit 2004 arbeitet. An Hochschulen sind Leistungen durch 
das European Credit Transfer System (ECTS) derzeit z. B. bei 
Auslandsstudien schon vergleichbar. (Seite 55)
F&E: Forschung und Entwicklung (Seite 38)
Fair-Value-Bewertung: Wenn Vermögensgegenstände oder 
Schulden in der Bilanz mit dem marktüblichen Wert ange-
setzt werden und nicht mit dem Anschaffungswert. (Seite 11)
Flexicurity: Kunstwort, das aus der Kombination von Flexi-
bility und Security gebildet wird. Es bezeichnet die Idee, die 
auf dem Arbeitsmarkt geforderte Flexibilität mit sozialer Si-
cherheit zu verbinden. (Seite 49)
GATS (General Agreement on Trade in Services): Internatio-
nales Abkommen der WTO (Welthandelsorganisation) zur 
Liberalisierung des Dienstleistungssektors. (Seite 52)
GroSSe Depression: In den USA kam es im Laufe der Weltwirt-
schaftskrise 1929–33 zur Großen Depression, die am 25. Ok-
tober 1929 mit dem „Schwarzen Freitag“ an der Wallstreet 
begann. In dieser Zeit sank die Industrieproduktion teilwei-
se um 50 Prozent. (Seite 9, 46)
Hausse (frz. sprich: oss): Periode steigender Kurse an der 
Börse. (Seite 9)
Hedgefonds: Ihrem Namen nach (hedge = absichern) sollen 
diese Fonds Investitionen gegen Risiken wie Kurseinbrüche 
oder Wechselkursschwankungen absichern. Tatsächlich bie-
ten Hedgefonds wenig Sicherheit, sondern streben danach, 
durch spekulative Geschäfte unabhängig vom Marktum-
feld kurzfristig möglichst hohe Erträge zu erwirtschaften. 
Die Fonds verkaufen z. B. Aktien, die sie gar nicht besitzen 
(Leerverkäufe). Diese leihen sie sich gegen Gebühr von Ban-
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ken oder Pensionsfonds aus. Die Manager der Hedgefonds 
hoffen auf fallende Kurse, um die Titel dann billiger wieder 
zurückkaufen zu können – was natürlich nicht immer funk-
tioniert. (Seite 12, 48)
Implacementstiftung: Arbeitsmarktpolitische Maßnahme, 
um Unternehmen mit Personalbedarf und arbeitsuchende 
Personen, denen für einen bestimmten Arbeitsplatz eine 
Qualifizierung fehlt, zusammenzuführen. (Seite 21)
Junk Bonds: auch Schrottanleihen; Wertpapiere von Unter-
nehmen, die von Ratingagenturen schlecht bewertet wur-
den. (Seite 9)
Kalte Progression: Steuermehrbelastung, die entsteht, 
wenn man nach geringen Lohnerhöhungen in eine höhere 
Steuerklasse kommt und dadurch real Einkommen verliert. 
(Seite 15)
Kernarbeitsnormen: Die ILO (International Labour Organi-
zation) hat vier Grundprinzipien:  Vereinigungsfreiheit und 
Recht auf Kollektivverhandlungen, Beseitigung der Zwangs-
arbeit, Abschaffung von Kinderarbeit, Verbot der Diskrimi-
nierung im Beruf. Diese Prinzipien wurden in acht Überein-
kommen, den Kernarbeitsnormen, konkret ausgestaltet. 
(Seite 56)
KMU: Klein- und Mittelunternehmen (Seite 42)
Konventionalstrafe: Fix vereinbarte Geldbuße, wenn je-
mand vertraglich vereinbarte Verpflichtungen nicht einhält. 
(Seite 19)
Konversion: Hier Umwandlung von militärischer zu ziviler 
Nutzung. (Seite 54)
Lissabon-Strategie: Maßnahmenpaket, um die EU bis zum 
Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten Wirtschaftsraum zu 
machen. Konkrete Ziele sind unter anderem Reformen der 
Arbeitsmärkte, Verbesserung der Zusammenarbeit zwi-
schen Forschung und Wirtschaft sowie bessere Wettbe-
werbsbedingungen. (Seite 48)
Medianeinkommen: Richtwert für die Einkommensvertei-
lung; 50 Prozent aller Einkommen sind geringer, 50 Prozent 
höher als das Medianeinkommen. Es gibt daher besser 
darüber Auskunft, wie viel die Menschen im Normalfall ver-
dienen als das Durchschnittseinkommen, das durch einige 
wenige Spitzenverdiener „künstlich“ nach oben versetzt 
wird. (Seite 23)
NEC-Richtlinie: Richtlinie über nationale Emissionshöchst-
mengen von Luftschadstoffen. (Seite 42)
Nostrifizierung: Einbürgerung; Anerkennung ausländischer 
Prüfungen. (Seite 23)
NOx: Stick(stoff)oxide (Seite 42)
Partizipationskapital: Kapital, das zur Aufstockung des 
Eigenkapitals von Aktiengesellschaften verwendet wird 
(Seite 12)
Pensionskorridor: Mit der Pensionsreform 2003 sollte die 
Möglichkeit eines vorzeitigen Pensionsantritts schrittwei-
se abgeschafft werden. Durch den sogenannten Pension-

skorridor besteht aber theoretisch weiterhin diese Mög-
lichkeit für Männer zwischen 62 und 65, die ausreichend 
Versicherungszeit vorweisen können. Der Abschlag für die 
Nutzung des Korridors beträgt 0,35 Prozent der Leistung 
pro Korridormonat. Den Pensionskorridor können jedoch 
bis 2028 nur Männer in Anspruch nehmen, Frauen erst ab 
2028, da erst dann ihr Regelpensionsalter über 62 liegen 
wird. (Seite 34)
Primärrecht: Zentrale Rechtsquelle des Europarechts im en-
geren Sinne, das aus den zwischen den Mitgliedsstaaten ge-
schlossenen Verträgen inklusive Beitrittsverträgen besteht. 
(Seite 47, 53)
Private Equity: Beteiligungskapital, das nicht an der Börse 
gehandelt wird. Kapitalgeber können private Anleger oder 
Institutionen sein. Häufig handelt es sich dabei um auf diese 
Beteiligungsform spezialisierte Kapitalbeteiligungsgesell-
schaften. (Seite 12, 48)
Protektionismus: Schutz der heimischen Produktion gegen 
ausländische Konkurrenz durch politische Maßnahmen. 
(Seite 56)
Rot-WeiSS-Rot-Card: Soll ab 2010 den Zuzug nach Österreich 
regeln und unter anderem die Schlüsselkräfte-Regelung 
ablösen. Die genauen Kriterien dafür werden von Sozial-
partnern und der Industriellenvereinigung ausverhandelt. 
(Seite 22)
Sekundarstufe I: Schulstufen nach der Volksschule bis zum 
letzten Pflichtschuljahr. (Seite 26)
Stock-Option: Aktienoptionen für Führungskräfte, die diese 
berechtigen, innerhalb eines festgelegten Zeitraumes und 
zu einem vorher fixierten Preis Aktien des eigenen oder 
eines verbundenen Unternehmens zu erwerben. (Seite 12)
Stranded Investments: Investitionen, die sich nachträglich 
als unnötig erweisen. (Seite 38)
Subsidiaritätsprinzip: Gesellschaftspolitisches Prinzip nach 
dem übergeordnete Einheiten wie z. B. der Staat nur solche 
Aufgaben übernehmen sollen, zu denen kleinere Einheiten 
nicht fähig sind. (Seite 36, 51)
TEN-Korridore: Verkehrsachsen der Transeuropäischen 
Netze (TEN), die für eine Verbesserung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhaltes der Gemeinschaft, eine bes-
sere Vernetzung und gewisse Vereinheitlichung der Ver-
kehrssysteme sorgen sollen. Mit TEN sollen außerdem die 
Infrastruktur von Energie und Telekommunikation verbes-
sert und das Satellitennavigationssystem Galileo entwickelt 
werden. (Seite 39)
Unverfallbarkeitsfrist: Frist, nach der Ansprüche auf eine 
Betriebspension nicht mehr verfallen können, was sowohl 
vom Alter des Arbeitnehmers als auch von der Dauer der Be-
triebszugehörigkeit abhängig sein kann. (Seite 13)
Valorisierung: Wertanpassung. (Seite 15)
Venture Capital: Risikokapital, das außerhalb der Börse ge-
handelt wird wie beispielsweise Private Equity. (Seite 9)



17. Ögb-Bundeskongress 2009
30. Juni bis 2. Juli 2009

www.oegb.at



17. Ögb-Bundeskongress 2009
30. Juni bis 2. Juli 2009

www.oegb.at







STARK SOZIAL GERECHT
WWW.OEGB.AT 

17. ÖGBBUNDESKONGRESS
30. JUNI BIS 2. JULI

2009

17. ÖGBBUNDESKONGRESS 2009
30. JUNI BIS 2. JULI 2009

SOZIALSTARK

STARK
SOZIAL GERECHT

WWW.OEGB.AT 

17. ÖGBBUNDESKONGRESS
30. JUNI BIS 2. JULI

2009
STARK

SOZIAL GERECHT

DEIN PARTNER IN DER ARBEITSWELT.
17. ÖGBBUNDESKONGRESS 2009

30. JUNI BIS 2. JULI 2009
WWW.OEGB.AT

2009

17. ÖGBBUNDESKONGRESS
30. JUNI BIS 2. JULI




